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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
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MELDUNG/209: Denkmalschutz-Handbuch DEHIO wird digital (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 2. Januar 2020

Denkmalschutz-Handbuch DEHIO wird digital - Kulturstaatsministerin
Grütters: "Unser reiches Baukulturerbe stiftet Zukunft"



Das renommierte "Handbuch der Deutschen Kunstdenkmäler" von Georg Dehio
wird mit Mitteln aus dem Bundeskulturetat digital aufbereitet und
erweitert. Das 22-bändige Referenzwerk zum baukulturellen Erbe in
Deutschland umfasst rund 24.000 Seiten mit etwa 100.000 beschriebenen
Bauwerken und ihren 200.000 Ausstattungsstücken. Es soll nun in eine für
die Forschung und die Öffentlichkeit attraktive Online-Plattform überführt
und um mindestens 150.000 Fotos ergänzt werden.

Kulturstaatsministerin Monika Grütters: "Unser reiches Baukulturerbe
stiftet Zukunft. Im Rahmen unserer Digitalisierungsoffensive im
Kulturbereich setzen wir uns dafür ein, dass der große Schatz deutscher
Kunstdenkmäler online sichtbarer und frei zugänglich sein wird. Das
innovative Projekt DEHIO digital setzt wichtige Impulse für den
technologischen Wandel im Kulturbereich. Es wird dazu beitragen, kulturelle
Inhalte zeitgemäß und attraktiv zu vermitteln und so Lust auf das Original
zu machen."

Das Handbuch gilt seit über 100 Jahren als das einschlägige Referenzwerk
für die Beschäftigung mit Baudenkmälern und ihrer Ausstattung in
Deutschland. Seine wissenschaftliche Qualität sichert die bundesweit
agierende "Wissenschaftliche Vereinigung zur Fortschreibung des
kunsttopographischen Werkes von Georg Dehio e.V." (kurz:
DEHIO-Vereinigung).

Initiatorin des Projekts ist die Deutsche DEHIO-Vereinigung. Unter
Federführung des Deutschen Dokumentationszentrums für Kunstgeschichte -
Bildarchiv Foto Marburg (DDK), einer zentralen Einrichtung der
Philipps-Universität Marburg, und in enger Abstimmung und Kooperation mit
der DEHIO-Vereinigung soll diese einmalige Wissensbasis innerhalb von drei
Jahren zusammen mit der Thüringischen Universitäts- und Landesbibliothek
und der digiCULT-Verbund eG digital aufbereitet und angereichert werden.

Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien fördert 
"DEHIO-digital Deutschland" mit insgesamt 750.000 Euro. Das Projekt startet im
Januar 2020.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Januar 2020

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4409: Berlin - Weiter Schreiben Jetzt!, Lyrikperformance mit Fady Jomar, Ulrike Almut Sandig, 15.01.2020


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Januar 2020

15.01.20, Mittwoch, 19:30 Uhr

Weiter Schreiben Jetzt! 

Fady Jomar und Ulrike Almut Sandig

Lyrikperformance



Die Lyrikerin und Performerin Ulrike Almut Sandig und der in Damaskus
geborene und jetzt in Berlin lebende Lyriker, Liedtexter und
Journalist Fady Jomar verbindet die Liebe zu einer Dichtung im
Austausch mit anderen Kunstformen, Medien und Sprachen. Seit Kurzem
bilden sie ein Tandem im Projekt Weiter Schreiben /
www.weiterschreiben.jetzt. In ihrer ersten gemeinsamen Lesung stellen
sie einige Gedichte von Fady Jomar vor - vorgetragen vom Autor im
arabischen Original und in deutscher Nachdichtung von Ulrike Almut
Sandig.

Musikalisch begleitet wird die Lyrikperformance durch Oud, Keyboard
und Percussion. Eine gemeinsame Veranstaltung mit Weiter Schreiben.

Eintritt frei

Weiter Schreiben ist ein Projekt von WIR MACHEN DAS / wearedoingit
e.V. in Kooperation mit dem Deutschen Literaturfonds.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/1503: Frankfurt - Litprom Literaturtage 2020 "Migration, Literaturen ohne festen Wohnsitz", 24.+25.01.2020


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Januar 2020

Fr 24.01. ab 16.00 h & Sa 25.01. ab 11.00 h

Litprom Literaturtage

2020: Migration

Literaturen ohne festen Wohnsitz



Mit Sharon Bala, Tom er Gardi, Eduardo Halfon, Yoko Taw ada
u.a.

Luftwurzler, Kosmopoliten, Geflüchtete, Auswanderer,
Sprachwechsler - Schreiben zwischen den Räumen

Globale Wanderbewegungen gab es schon immer, und sie werden in den
nächsten Jahren deutlich zunehmen. Auch Autorinnen und Autoren sind
immer öfter unterwegs: dauerhaft oder temporär, freiwillig oder
erzwungen.

Wie wirken sich die Orts- und die manchmal damit verbundenen
Sprachwechsel auf ihre literarische Arbeit aus? Wie schlagen sie sich
thematisch in den Werken nieder? Welche Bedeutung haben Begriffe wie
"Heimat" und "Herkunft", die im Zuge des sich ausbreitenden
Nationalismus auch missbräuchlich verw endet werden? Ist es wirklich
einfach, Kosmopolit zu sein, oder gar die einzig erstrebenswerte
Daseinsform? Ist das Konzept von Nationalliteratur noch aktuell oder
müssten wir längst von globaler Literatur sprechen? Die Literaturtage
bieten Podiumsdiskussionen, Lesungen, Werkstattgespräche und
Filmvorführungen. Alle Veranstaltungen werden gedolmetscht. Das
ausführliche Programm finden Sie unter www.litprom.de.

Karten:


Im Vorverkauf: Kombiticket für beide Tage 28 / 19 Euro

An der Einlasskasse: Einzelticket 8 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Januar 2020

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1502: Hamburg - Kulturcafé Komm du, Programm vom 6. - 11. Januar 2020




Kulturcafé Komm du - Das Programm der 2. Kalenderwoche 2020

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen
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Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de
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            *Mittwoch, 8. Januar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr:
            Jam-Session 

              Lexi's Jam Session- join the moment! 

              Eintritt frei / Hutspende 

         

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg 

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de 

              Homepage: http://www.komm-du.de 
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Lexi's Jam Session
Foto: by Sasa




        Die Akustik- Jam Session zurück ins Komm du!


        Alles darf, nichts muss: Von Gipsy, Jazz, Blues, Reggae, Soul, Funk
        bis hin zu Freestyle - fühlt euch frei zu experimentieren. 

          

        Verbindet euch mit anderen Musiker*innen oder probiert euch an
        gänzlich Unbekanntem aus. 

        Eine Grundausstattung von Instrumenten ist vorhanden
        (dr,p,eb,git,perc,trgl) 

          

        Leidenschaftliche Zuhörer*innen und Tänzer*innen sind natürlich
        immer gern gesehen! 

          

        Besetzung: 

        Jeder Zuhörer / Zuschauer darf sich gerne der Jam Session
        anschließen! 

         

        Weitere Informationen: 

        https://www.facebook.com/events/437664390491249/ 

         

         

         
          

            *Donnerstag, 9. Januar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Vortrag 

              Wolf Leichsenring - Tasmanien | Reisebericht 

              Eintritt frei / Hutspende 

         

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg 

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de 

              Homepage: http://www.komm-du.de 
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Wolf Leichsenring
Foto: by Wolf Leichsenring




        Ein Reisebericht über Tasmanien


        Wolf Leichsenring ist begeisterter Wohnmobilist und Reisejournalist
        mit einem weiten Horizont, der einige Kontinente umspannt. Sein
        nächster Vortrag erzählt in Bildern und Geschichten  von einem ganz
        besonderen Teil des fünften Kontinents: “Tasmanien – Der grüne
        Smaragd Australiens”. Der Edelsteinname macht Australiens Südinsel
        alle Ehre. Rund drei viertel der Inselfläche stehen als
        Nationalparks unter besonderem Naturschutz. Wir tauchen ein in die
        Undurchdringlichkeit des Urwaldes, auch “native bush” genannt. 

         

        Gemeinsam bereisen wir die urwüchsige Westküste und den Mount Field
        National Park mit seinem bilderbuchhaften Wasserfall, den Russell
        Falls. Auf dem Weg dorthin bestaunen wir die kliffartigen
        Gebirgszüge des Cradle Mountain. An der Südspitze, der Tasman
        Halbinsel, begegnen wir der Geschichte Australiens als
        „Sträflingskolonie“. In einer rasanten Zodiacfahrt blicken wir auf
        die wilde Kliffküste und sehen dort eine Seelöwenkolonie und
        spielende Delphine. Unterwegs statten wir der Hauptstadt Hobart und
        anderen tasmanischen Städten einen Besuch ab. Zurück an die
        Nordküste geht es dann über den sanften Great Eastern Drive, vorbei
        am Freycinet National Park bis hinauf zum Low head Lighthouse. 

         

        Besetzung: 

        Wolf Leichsenring (Weltenbummler und Reisejournalist) 

         

        Weitere Informationen: 

        https://ga-wo.leichsenring.net/reisen/ 

         

         

         
                   

            *Freitag, 10. Januar 2020, 18.30 bis 20.00 Uhr:
            Mundharmonika Workshop 

              Holger „HoBo“ Daub | Mundharmonika Workshop 

              Eintritt frei / Hutspende 

         

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg 

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de 

              Homepage: http://www.komm-du.de 
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Holger „HoBo“ Daub
Foto: by Kai Becx




        Mundharmonika Workshop mit Holger „HoBo“ Daub


        Holger “HoBo“ Daub ist Mundharmonikaspieler, Sänger und Entertainer,
        bekannt für seine Offenheit und Improvisationsfreude. Seine
        Leidenschaft für die Mundharmonika teilt er in einem Workshop am 10.
        Januar im Kulturcafé Komm du nach dem Motto: „HoBo holt jeden dort
        ab, wo er steht und wenn es am Anfang ist.“ Das Angebot richtet sich
        an Anfänger und Fortgeschrittene, Erwachsene und Kinder. Die Themen
        des Workshops ergeben sich aus den Fertigkeiten der Teilnehmer.  

         

        Schwerpunkte können sein: Einzeltonspiel, Bending, Handhaltung,
        Klangbildung und Ton, Blues Grundlagen, Zusammenspiel in einer Band,
        Elektrische Verstärkung und andere. Im Zuge des Workshops können die
        Teilnehmer auch eine neue Mundharmonika oder ein Instrument für den
        Einstieg kaufen. Vom günstigen Anfänger Model bis zum Profi
        Instrument ist alles dabei. 

         

        Besetzung: 

        Holger „HoBo“ Daub 

        ...und alle die schon immer einmal Mundharmonika spielen lernen
        wollten sind herzlich eingeladen! 

         

        Weitere Informationen: 

        www.100000km.de  

         

         

         

            *Freitag, 10. Januar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr:
            Musikalischer Vortrag 

              Holger „HoBo“ Daub | Die Geschichte der Mundharmonika 

              Eintritt frei / Hutspende 

         

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg 

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de 

              Homepage: http://www.komm-du.de 




[image: Foto: by Kai Becx]

Holger „HoBo“ Daub
Foto: by Kai Becx




        Die Geschichte der Mundharmonika


        Der interaktive Vortrag „Aus der Westentasche ins Rampenlicht - die
        Geschichte der Mundharmonika” erzählt von der Entwicklung der
        Mundharmonika, die heute von den Bühnen der Welt nicht mehr
        wegzudenken ist. Wer hat dieses Instrument eigentlich erfunden und
        welche Musikstile haben sich daraus ergeben? Solchen Fragen geht der
        Blues Musiker Holger „HoBo“ Daub nach und zeigt unterwegs einige
        Szenen aus dem Werdegang der Mundharmonika, die überraschend,
        erstaunlich und kurios sind. 

         

        Das Spannende an diesem Vortrag ist, dass dabei ein weit gereister
        Musiker, der aus der Praxis des Blues kommt, seine Leidenschaft und
        sein Wissen über die Mundharmonika teilt. In einer lebendigen
        Kooperation mit dem Deutschen Harmonikamuseum Trossingen kommen
        Film- und Audioaufnahmen aus vergangenen Zeiten auf der Bühne mit
        live gespielten Darbietungen auf historischen Instrumenten zusammen,
        die rocken. 

         

        Besetzung: 

        Holger „HoBo“ Daub 

         

        Weitere Informationen: 

        www.100000km.de  

        https://youtu.be/T_u6Ji4b5wo 

         

         

         
              


            *Samstag, 11. Januar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert 

              Djangonauten Quartett | Akustik Swing der 20er Jahre 

              Eintritt frei / Hutspende 

         

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg 

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de 

              Homepage: http://www.komm-du.de 
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Djangonauten Quartett
Foto: by Jens Butz




        Akustik Swing der 20er Jahre


        Im Geist des Swing und der 20er Jahre spielen am 11. Januar die
        Djangonauten im Komm du auf! Die Djangonauten sind eine Gruppe von
        Künstlern, die sich der Musik der zwanziger Jahre, besonders von
        Django Reinhardt, verschrieben hat. Mit dem Reiz und der Eleganz der
        akustischen Swing-Musik nehmen sie ihre Zuhörer mit auf eine Reise
        zu den Anfängen der Jazzmusik in das Paris der 20er-Jahre und dem
        Quintett du Hot Club de France. 

         

        Die Gruppe wurde 2015 von dem Hamburger Violinisten Chris Drave ins
        Leben gerufen und spielt je nach Ort und Anlass in kleiner
        Trio-Besetzung oder als volles Sextett mit fantastischen
        Gastmusikern. 

        Einzig auf ein Schlagzeug verzichten die Djangonauten bewusst, was
        den besonderen Reiz des Akustik Swing ausmacht.  

         

        Besetzung: 

        Chris Drave - Gesang und Violine  

        Eugen Wintersberger - Gitarre 

        Benjamin Boitrelle - Gitarre 

        Andrew Krell - Kontrabass 

         

        Weitere Informationen: 

        www.djangonauten.com 

        https://www.youtube.com/watch?v=nqoQ5xT-3kA 
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        *Aktuelle Ausstellung im 'Komm du' (9.11.2019 bis 7.2.2020)

            Ulrike Burbach - Verlorene Zeit | Kunstausstellung

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Ulrike Burbach
 Foto: by Ulrike Burbach




        Verlorene Zeit


        Unter dem Titel “Verlorene Zeit” stellt die Malerin Ulrike Burbach
        vom 9.11.2020 bis 7.2.2020 im Kulturcafé Komm du ihre Bilder aus,
        deren Thema die Unergründlichkeit der Natur ist: Abweichungen und
        Wiederholungen in Formen und Strukturen, ein Zusammenspiel aus Chaos
        und Ordnung. Tier – und Pflanzenformen lösen sich zeitweilig ins
        Absurde und Bizarre auf.

        

        Die Werke der Künstlerin entstehen in Mischtechnik aus einer Mixtur
        von Ölkreiden, verschiedenen Stiften und Tempera. Dabei werden keine
        aufwendigen Materialien eingesetzt, denn die Bilder sind sowohl von
        der Primitiven Malerei ursprünglich lebender Völker als auch von der
        Wertschätzung der manuellen Fähigkeiten der Künstlerin beeinflusst.

        

        Von Anfang an interessierte sich die Autodidaktin für malerische
        Abstraktionen. In unserer

        gewohnten Sichtweise habe die Natur stark an Bedeutung verloren, so
        die Malerin. Sie versuche, ihr durch Bilder, die über das Hier und
        Jetzt in eine vielleicht verlorene Zeit hinausgingen, neue Bedeutung
        zu verleihen. Denn wir Menschen schützen nur, was uns bedeutsam
        erscheint.

        

        Die Ausstellung findet vom 9. November 2019 bis zum 7. Februar 2020
        statt.

                    

        Weitere Informationen:

        www.jerzykowski.wix.com/ulrikeb
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuelle Wochenprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Einladung und Pressemitteilung vom 2. Januar 2020

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/736: Hanau - Blind Date mit neu erschienen Büchern, 16.01.2020


Stadt Hanau

Blind Date mit neu erschienen Büchern in der Stadtbibliothek



An jedem dritten Donnerstag im Monat dreht sich das Karussell der
neuen Bücher im Kulturforum. Der erste Termin im neuen Jahr findet
somit am Donnerstag, 16. Januar 2020 ab 10.30 Uhr statt. Interessierte
LeserInnen können in kurzer Zeit aktuelle Neuerscheinungen aus dem
Bestand der Stadtbibliothek kennenlernen. Nach dem Prinzip des
Speed-Dating kann jeder Teilnehmer sich innerhalb von fünf Minuten
einen ersten Eindruck von einem Buch verschaffen. Dann ertönt der
Gong, das Buch wird an den Sitznachbarn weitergegeben und von der
anderen Seite wird das nächste Buch gereicht. Anschließend tauschen
die Leserinnen und Leser ihre Lesetipps und Erfahrungen aus.

Treffpunkt ist im Blauen Kabinett im 2. Stock der Stadtbibliothek im
Kulturforum am Freiheitsplatz.

Die Veranstaltung ist kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.12.19

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/1000: Free Mumia - Rundbrief Januar 2020 (Berliner Free Mumia Bündnis)


Freiheit für Mumia - Freiheit für alle! - Rundbrief Januar 2020



Hallo,

wir wünschen allen Leser*innen ein schönes und erfolgreiches neues Jahr.
Hier kommen aktuelle Meldungen über den gefangenen Journalisten Mumia
Abu-Jamal und aus der länderübergreifenden Solidaritätsbewegung.
Zwischen Januar und März 2020 wird es in Berlin zahlreiche Möglichkeiten
geben, sich über Mumia Abu-Jamal und die antirassistischen
Gefangenenkämpfe in den USA zu informieren / Details siehe Termine.

Außerdem wird Johanna Fernandez, Sprecherin von Mumias Verteidigung im
März 2020 in verschiedenen Orten über Mumias aktuellen Verfahrensstand
informieren. Bis jetzt sind Termine für Nürnberg, Berlin, Heidelberg und
München bestätigt / Details siehe Termine. Wer selbst Interesse hat,
bei der Mobilisierung zu helfen und/oder eine Veranstaltung mit ihr
auszurichten, wendet sich bitte an uns: info@mumia-hoerbuch.de

Lasst uns diese Veranstaltungen nutzen, um gemeinsam zu überlegen, was
getan werden kann, um Mumia während seines Revisionsverfahrens die
öffentliche Unterstützung zu gewähren, die er braucht, um dieses
politische Verfahren nach über 38 Haftjahren endlich erfolgreich zu
beenden.


Zum weiteren Inhalt:

1. Termine

2. Presse


1. Termine

Sa. 11. Januar 2020 - Berlin - Rosa-Luxemburg-Konferenz, MOA Hotel ab
10:00 Uhr

u.a. mit einer Rede von Mumia Abu-Jamal sowie von Johanna Fernandez,
Sprecherin der Verteidigung von Mumia Abu-Jamal zu dem aktuellen Stand
des Revisionsverfahrens und der FREE MUMIA Kampagne in den USA

Weitere Informationen zur Konferenz:

https://www.rosa-luxemburg-konferenz.de/de/2020

Mercure Hotel MOA, Stephanstraße 41, 10559 Berlin-Moabit - U9-Birkenstrasse

Fr. 14. Februar 2020 - Berlin - Bunte Kuh, Offener Raum - 20:00 Uhr

NEA Tresen: Film "Free Angela Davis and all Political Prisoners" über
Feministin und Black-Power-Aktivistin Angela Davis mit kurzen Inputs zum
bevorstehenden Frauen*streik vom Frauen*streikkomitee Berlin und zu
Rassismus im US-Justizsystem, Gefängniskritik und Aktuelles zu Mumia
Abu-Jamal und das neue Revisionsverfahren im Black History Month von
Free Mumia Berlin.

Bunte Kuh - Bernkastelerstr. 78 - 13088 Berlin-Weißensee - Haltestelle
Betriebshof Weissensee - Tram M4 / Bus 255 / Bus 158

So. 16. Februar 2020 - Berlin - Nacho Movie Night in der B53/55 - 19.00
Uhr

Film: "Justice on Trial" (Johanna Fernandez, USA 2010, dt. Untertitel)
über Mumia Abu-Jamal mit anschliessenden Updates zu neuen Entwicklungen
in seinem Fall

B53/55, Braunschweigerstr. 53/55, Berlin-Neukölln - S+U7-Neukölln

Fr. 21. Februar 2020, Berlin - Kiezhaus Agnes Reinhold - 19:00 Uhr

Black Power: Geschichte und Wirkung - Vortrag von FREE MUMIA Berlin,
anschliessend Filmausschnitte aus "Black Power Mixtape" (dt. Version)

Kiezhaus Agnes Reinhold - Afrikanische Straße 74, 13351 Berlin-Wedding -
U6-Seestr.

Fr. 28. Februar 2020 - Berlin - Schloss 19 - 20:00 Uhr

Antifa Westberlin - Tresen: Die moderne Form der Sklaverei als
Gefängnisindustrie in den USA - Input von Free Mumia Berlin

Schloss 19, Schloßstraße 19, 14059 Berlin-Charlottenburg,
U2-Sophie-Charlotte-Platz

Fr. 13. März 2020, Heidelberg - DAI - 19:00 Uhr

Johanna Fernandez, Sprecherin von Mumia Abu-Jamals Verteidigung und
US-Aktivistin der Free Mumia Bewegung über Mumia Abu-Jamals aktuelles
Verfahren und die Möglichkeiten, ihn zu befreien - Veranstalterinnen:
Freiheit für Mumia Abu-Jamal Heidelberg + Rote Hilfe HD + DAI

DAI Heidelberg, Sofienstraße 12, 69115 Heidelberg

Do. 19. März 2020 - Berlin, Schule für Erwachsenenbildung (SfE) - 19:00
Uhr

Johanna Fernandez, Sprecherin von Mumia Abu-Jamals Verteidigung und
US-Aktivistin der Free Mumia Bewegung über Mumia Abu-Jamals aktuelles
Verfahren und die Möglichkeiten, ihn zu befreien

Schule für Erwachsenenbild (SfE), Mehringhof, Gneisenaustr. 2a, 10961
Berlin-Kreuzberg - U6/7-Mehringdamm

Fr. 20. März 2020 - Nürnberg - Dialog der Kulturen - 19:00 Uhr

Johanna Fernandez, Sprecherin von Mumia Abu-Jamals Verteidigung und
US-Aktivistin der Free Mumia Bewegung über Mumia Abu-Jamals aktuelles
Verfahren und die Möglichkeiten, ihn zu befreien - Veranstalterin: Rote
Hilfe Nürnberg

Dialog der Kulturen, Vierterstraße 40a, 90489 Nürnberg

Sa. 21. März 2020, München - Kulturladen Westend - 19:00 Uhr

Johanna Fernandez, Sprecherin von Mumia Abu-Jamals Verteidigung und
US-Aktivistin der Free Mumia Bewegung über Mumia Abu-Jamals aktuelles
Verfahren und die Möglichkeiten, ihn zu befreien - Veranstalterin: Rote
Hilfe München

KulturLaden Westend, Ligsalzstr. 44, 80339 Münch


2. Presse

(jW) Wahrheit stirbt zuletzt (30.12.2019)

https://www.jungewelt.de/artikel/369580.mumia-abu-jamal-wahrheit-stirbt-zuletzt.html

(Workers World) Mumia Abu-Jamal's message: "It's not about me, it's
about us" (December 9, 2019) 

https://www.workers.org/2019/12/44803/


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief Januar 2020

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/411: Auch 2020 weiter stramm in den Polizeirechtsstaat? (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 31.12.2019

Auch 2020 weiter stramm in den Polizeirechtsstaat?



Ein repressives Jahr liegt hinter uns, das geprägt war von massiven
Einschränkungen elementarer Grundrechte, einschneidenden Maßnahmen gegen
politische Betätigungsmöglichkeiten und staatlichen Angriffen gegen linke
Bewegungen. Die Meinungs- und Pressefreiheit wurde in vielfältiger Weise
verletzt - angefangen beim Verbot des oppositionellen kurdischen
Mezopotamya-Verlags über die zunehmende Behinderung von kritischen
Journalist*innen am Rand von Demonstrationen bis hin zum anhaltenden Verbot
der linken Online-Plattform linksunten.indymedia, dessen "Rechtmäßigkeit"
am 29. Januar 2020 gerichtlich geklärt wird.

In vielen Bundesländern prägend waren die breiten Proteste gegen die
erneuten Verschärfungen von Polizeigesetzen, die den Ermittlungsbehörden
umfassende Überwachungsmöglichkeiten, die Verhängung von präventiver
Unendlichkeitshaft und die Ausstattung mit Kriegswaffen zugestehen. In den
kommenden Monaten werden in weiteren Bundesländern neue Polizeigesetze
beschlossen, die dort bereits in den Landtagen diskutiert werden.

Als Reaktion auf den wachsenden faschistischen Terror, der sich immer
häufiger in mörderischen Anschlägen auf Synagogen und Moscheen, brutalen
Attacken gegen migrantische Menschen und Morden an missliebigen
Politiker*innen zeigt, kündigte die Regierung die Erhöhung der Stellen bei
Kriminalämtern und Inlandsgeheimdienst an. Damit macht das Innenministerium
den Bock zum Gärtner, indem gerade diejenigen Behörden, deren Verwicklungen
in neonazistische Terrorbanden in den letzten Jahren regelmäßig für Furore
sorgten, als Bastionen gegen Rechts aufgebaut werden sollen: der so
genannte Verfassungsschutz war schon durch seine personelle Verquickung mit
der Rechtsaußen-Partei NPD Grund dafür, dass deren Verbot scheiterte, und
spielte bei den jahrelangen Morden der Naziorganisation NSU eine bis heute
nicht aufgeklärte Rolle. Die Polizei, die sich lieber der Hatz gegen Linke
widmet, wurde bundesweit durch ihre Mitarbeit bei rechten Umtrieben wie
"NSU 2.0" und dem "Hannibal"-Netzwerk bekannt, nicht aber durch ihr
Engagement gegen Rechts. Ausgestattet mit mehr Personal und weiteren
Überwachungsmöglichkeiten wird sich die Situation noch verschärfen.

Zudem wurden die Finanzämter als neue Akteure staatlicher Repression gegen
linke Strukturen etabliert, indem politisch missliebigen Vereinen wie der
globalisierungskritischen Organisation attac und zuletzt der
antifaschistischen VVN-BdA die Gemeinnützigkeit entzogen und somit die
finanzielle Grundlage ihrer Arbeit zerstört wird.

Ebenso ging die Verfolgung linker migrantischer Politiker*innen weiter,
beispielsweise durch den seit nunmehr dreieinhalb Jahren laufenden Münchner
TKP/ML-Prozess gegen zehn türkische Kommunist*innen oder durch verschiedene
129b-Prozesse gegen engagierte Kurd*innen, die großteils in Haft sind. Doch
auch ansonsten wächst die Zahl der politischen Gefangenen: immer häufiger
werden linke Aktivist*innen in lange Untersuchungshaft genommen wie im Fall
der "Drei von der Parkbank" in Hamburg, und die Proteste gegen den 
G20-Gipfel 2017 dienen weiterhin zur massiven Kriminalisierung von Linken. Mit
gleich drei Massenprozessen wegen Teilnahme am Demonstrationszug im
Rondenbarg steht für das kommende Jahr ein großes Repressionspaket bevor,
dem wir mit unserer kollektiven Solidarität begegnen müssen, um die fast
vierzig Betroffenen zu unterstützen. Hier ist die Mithilfe aller
solidarischen Menschen gefragt: durch Spenden, Öffentlichkeitsarbeit,
Prozessbegleitung und die Teilnahme an Protesten muss den staatlichen
Angriffen geschlossen entgegengetreten werden. Auf diese Weise ist es auch
bei den anderen Repressionsangriffen möglich, Erfolge zu verzeichnen, wie
wir im vergangenen Jahr sehen konnten: durch anhaltende Proteste kamen
nicht nur einige vom türkischen AKP-Regime inhaftierte Aktivist*innen frei,
sondern auch inzwischen neun der im Münchner TKP/ML-Prozess Angeklagten
sowie der französische Gipfelgegner Loïc, der nach 16 Monaten
Untersuchungshaft am 18. Dezember freikam .

Und die Breite der Antirepressions- und Solidaritätsbewegung wächst: das
zeigte sich nicht nur an den breiten Bewegungen gegen die Verschärfung der
Polizeigesetze und den massenhaften Protesten gegen die Aberkennung der
Gemeinnützigkeit linker Organisationen, sondern auch an den Tausenden
Beitritten zur Roten Hilfe e.V.

Der wachsenden Repression kann nur durch stärkere Solidarität begegnet
werden.

Gemeinsam und solidarisch gegen die Angriffe auf Linke und gegen den Ausbau
des Polizeirechtsstaats!



Kampagne "Solidarität-verbindet!" zur Stärkung der Roten Hilfe

https://www.solidaritaet-verbindet.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31.12.2019

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Januar 2020 
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6573: Berlin - Resumé mit Seepapagei, Adolf Endler, Die Gedichte, 22.01.2020


Haus für Poesie, Programmvorschau für Januar 2020

Mi., 22.1.20, 19.30 Uhr

Resumé mit Seepapagei - Adolf Endler, Die Gedichte

Lesung & Gespräch



mit Sonja vom Brocke Dichterin, Berlin | Nancy Hünger Dichterin, Erfurt |
Katja Lange-Müller Autorin, Berlin | Peter Wawerzinek Autor, Berlin |
Moderation Thorsten Ahrend langjähriger Lektor von Adolf Endler, Leipzig

"Bis heute kein einziger Seepapagei in meinen vielen Gedichten", schreibt
Adolf Endler im Gedicht Resumé. Dieser Vers umreißt die Größe und das
Anarchische seines Dichtens. Das Bittere wird bittersüß, das Traurige
absurdkomisch, und das Komische ist von der klarsichtigen Trauer nicht zu
trennen. Nun liegt dieses dichterische Werk, vor dessen Wortschöpfungen
Rechtschreibprogramme seufzend kapitulieren, in einem Band gebündelt vor.
Dem Wallstein Verlag und den HerausgeberInnen Robert Gillett und Astrid
Köhler (Mitarbeit Brigitte Schreier-Endler) wird es mit dem 1. Platz auf
der SWR Bestenliste im Oktober 2019 gedankt.

Wer war dieser Dichter, der von 1930 bis 2009 lebte, als Kommunist aus
Westdeutschland 1955 in die DDR übersiedelte und später nicht nur den
Begriff der sächsischen Dichterschule, sondern auch den der Prenzlauer
Berg Connection erfand, eine Connection, die er maßgeblich prägte.
Wolfgang Hilbig schrieb ihm eine Liebeserklärung: "Jedes Mal, wenn man
etwas von Dir liest, glaubt man, man müsse sich augenblicklich totlachen.
Doch dann merkt man plötzlich, daß man schon tot war, und daß man sich
wieder lebendig gelacht hat."

An diesem Abend zeichnen Freunde und Kolleginnen das Werk nach, lesen
seine Texte und sprechen über "eine der verwachsensten Gurken der neueren
Poesie", so Endler über Endler.

Zum Hören: Adolf Endler ist auf lyrikline.org

Mit freundlicher Unterstützung des Wallstein Verlages

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Januar 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Januar 2020 
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6572: Frankfurt - Helene Bukowski, Berit Glanz, Cemile Sahin: Qualitätskontrolle 0120, 20.01.2020


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Januar 2020

Mo 20.01., 19.30 h

Helene Bukowski, Berit Glanz, Cemile Sahin: Qualitätskontrolle
0120

Mit Helene Bukow ski (Milchzähne), Berit Glanz (Pixeltänzer) und
Cem ile Sahin (Taxi)

Moderation: Traudl Bünger (Kulturvermittlerin)




Drei starke Romandebüts

Ausgewählt: drei Autorinnen, die geografisch und künstlerisch
zwischen den Welten pendeln. Cemile Sahin bewegt sich zwischen Film,
Fotografie und Text und auch ihr Roman "Taxi" (Korbinian Verlag)
sprengt Grenzen. Drehbuchroman oder Serienskript? Wie umgehen mit dem
Verlust durch Krieg? Kann ein Doppelgänger den verlorenen Sohn wieder
zum Leben erwecken und somit auch das Leben der Mutter retten?

Eine andere Art der Rettung fand Helene Bukowski in der
niedersächsischen Provinz: Eine Schreibkrise brachte sie ins Haus am
Moor, keine Anrufe, nur Briefe, und am Ende lag da ihr Manuskript
"Milchzähne" (Blumenbar). Auch hier abgeschieden und rau die
Landschaft, Außenseiter am Rande einer versinkenden Welt,
Klimaerwärmung und Nationalismus auf dem Vormarsch.

Endzeitstimmung! Aufbruchsstimmung hingegen vermittelt das Credo
eines Start-up-Unternehmens in Berit Glanz' Romandebüt: "Wir haben
keine Aufgaben, wir haben Missionen". Glanz' Berufung ist das
Schreiben: Prosa, Lyrik, akademisch oder auf Twitter. Jetzt
"Pixeltänzer" (Schöffling), das die Welt der New Economy mit einer
virtuellen Schnitzeljagd und der Geschichte eines längst vergessenen
Künstlerpaars verbindet, gekonnt und rätselhaft.

Durch den Abend führt die Kulturvermittlerin Traudl Bünger.

Eintritt 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Januar 2020
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AUSSICHTEN/8851: Und morgen, den 3. Januar 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.01.2020 bis zum 04.01.2020 +++






[image: Jean-Luc 8851 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Trübe Tasse,

steiler Wind,

Regen klasse,

Jean-Luc Kind.
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GUTE-NACHT/3667: Die Wohnung ist zu voll (SB)






[image: ]
Großmutter erzählt eine Geschichte:

Im Zimmer im ersten Stock sitzen die beiden Schwestern, trinken eine Tasse
Tee und überlegen, was zu tun ist. Es sollte eigentlich nur eine Reise
von zwei Wochen werden. Doch jetzt haben die Eltern beschlossen, im
Ausland zu bleiben, und die beiden Töchter möchten sich doch bitte um die
Auflösung des Hausstandes kümmern. So steht es in dem letzten Brief.
Genaueres wollen die Eltern noch telefonisch mitteilen.

Minni und Bieni, die Kinder einer der Schwestern und gleichzeitig auch
die einzigen Enkelkinder der verreisten Großeltern, sind
mitgekommen. Sie spielen im Garten und besuchen alle Ecken, in denen sie
mit Oma im vergangenen Sommer Abenteuer erlebt haben. Sie ahnen es wohl
schon, daß sie Oma und Opa nicht so bald wiedersehen werden.

"Mir ist kalt", stellt Minni fest und will zurück ins Haus. Bieni aber
sucht erst noch die Pflanze auf, die in dem alten Feuerkorb eigentlich
hätte gar nicht wachsen können. Doch sie tut es und ist sogar noch ein
Stückchen größer geworden. Dann läuft der kleine dreijährige Junge hinter
seiner Schwester ins Haus.

Inzwischen haben die beiden erwachsenen Schwestern entschieden, daß sie mit der
Kleidung der Eltern beginnen wollen. Sie sollen großzügig verfahren, nur die
besten Sachen aufheben und für die Eltern bereit stellen. Alles andere können
sie verkaufen oder in die Altkleiderkammer geben. Maya nimmt sich die
Sachen ihres Vaters und Luisa die ihrer Mutter vor.
Die Kinder spielen währenddessen im Treppenhaus Fangen. Mama steckt den Kopf
in den Flur. "Seid vorsichtig!", ruft sie und zieht sich gleich wieder ins
Schlafzimmer zurück.

"Komm", sagt Minni, "wir gehen in die Bibliothek. Bieni ist begeistert.
Denn eigentlich hatte Oma immer nur mit Minni in der "Bibliothek" gespielt.
Schnell sind die Kinder in dem Zimmer unter dem Dach, das wie eine Art
Geheimgang die zwei Haushälften miteinander verbindet. Es handelt sich
bei dem Haus um eine alte Schule. In dem einen Teil hatten stets die
Lehrer ihre Wohnräume, in dem anderen waren das Klassenzimmer, der
Bücher- und Kartenraum und die Toiletten untergebracht. Heute ist die
Schule nur noch ein gewähnliches Wohnhaus für zwei Familien. Doch das
Verbindungszimmer unter dem Dach ist für Minni und Bieni wie ein Geheimnis.
Dieser Raum erinnert nicht mehr an die Schule, obwohl hier viele Bücher
untergebracht sind.

Hier oben haben die Großeltern alle Kinderbücher, die ihnen in die Hände
fielen, aufgehoben - von ganz alten gebundenen Ausgaben und sogar noch in alter
Schreibweise bis hin zu den neuesten Taschenbuchausgaben und Bilderbüchern.
Auch Hefte von Lurchie sind darunter und die ganz kleinen Pixie-Bände.
Minni und Oma spielten immer, sie würden in einem Buchladen wohnen,
dort arbeiten und Bücher an Kunden verkaufen. Mal war Minnie die
Kundin, mal Oma.

Heute ist Bieni der Kunde. Minni empfiehlt ihm Pappbilderbücher. Aber
Bieni möchte ein richtiges Buch mit dünnem Papier und
vielen Bildern. Minni sucht ihm eines mit einer Lokomotive heraus und
eines mit Autos. Bieni ist begeistert. Nun klettern beide Kinder die
Stehleiter hoch, um oben auf dem Kartonberg, dessen Kisten alle voller
Bücher sind, auf der dort liegenden Matratze ein Nickerchen zu genießen,
um dann einen neuen Tag willkommen zu heißen und weiter Einkaufen
zu spielen.

Unten im Flur hören sie Mama ihre Schwester fragen: "Wo stecken denn
meine beiden Kleinen?" - "Ich hab sie nicht gesehen," entgegnet diese,
"aber kannst du mir mal kurz helfen?" So geht Mama mit.

"Wollen wir uns hier oben verstecken?", lacht Minni ihren Bruder an.
"Mama sucht?", fragt Bieni in seiner nur für Minni und Mama
verständlichen Sprache. "Ja", antwortet Minni. Die Kinder auf ihrem
Hochbett aus Büchern ziehen sich die dort liegende Decke über den Kopf
und verhalten sich mucksmäuschen still. Einige Zeit vergeht und während
die Kinder noch immer auf das Rufen von Mama warten, fallen ihnen
die Augen zu und sie schlafen wirklich ein. Es war auch ein langer Tag.

Gute Nacht!

2. Januar 2020
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AUFBAU/587: Komintern - 100 Jahre proletarischer Internationalismus


aufbau Nr. 98, Sep/Okt 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

KOMINTERN

100 Jahre proletarischer Internationalismus



In Zeiten wieder entfachter imperialistischer Kriege um
Einflussgebiete für das Kapital und damit verbunden eines widerlichen
Nationalismus, ist die Gründung der Kommunistischen Internationale vor
hundert Jahren, als proletarische Gegenposition, auch heute noch
einige Gedanken wert.


(agkkzh) Im Dezember 1918 erreichten illegale Kuriere Moskau,
bei sich hatten sie die "Rote Fahne" aus Berlin und "Der Weckruf" aus
Wien. Mit Begeisterung lasen die Bolschewiki die Zeitungen der
KommunistInnen und begrüssten ihren revolutionären Charakter.

Die Gründung der III. Internationale 1919 war das Resultat eines
längeren Prozesses, der eigentlich schon 1914 begann. Die ersten
kriegerischen Auseinandersetzungen beendeten definitiv die Zweite
Internationale (1889-1914). Die sozialdemokratischen Parteien der
Krieg führenden Länder unterstützten die eigene Bourgeoisie und fanden
sich darauf in verfeindeten Lagern wieder. Nur eine revolutionäre
Minderheit widersetzte sich dieser nationalistischen Linie und
organisierte sich in den Kriegsjahren zu eigenen
internationalistischen Parteien, allen voran die Bolschewiki.


Gründungsprozess

Schon die Oktoberrevolution 1917 stand unter der Fahne der
Weltrevolution und einer künftigen kommunistischen Internationale. In
der Resolution des Petrograder Sowjets der ArbeiterInnen- und
Soldatendeputierten vom 25. Oktober 1917 zur Machtübernahme gingen die
RevolutionärInnen davon aus, dass "das Proletariat der
westeuropäischen Länder uns helfen wird, die Sache des Sozialismus bis
zum vollen und dauernden Sieg zu führen". Die Bolschewiki konnten sich
eine sozialistische Revolution nur in einem internationalen Massstab
und im Kontext der internationalen Solidarität des Proletariats
vorstellen. Im ersten Halbjahr 1918, als sich immer mehr ein
Hinüberwachsen des imperialistischen Krieges in eine proletarische
Weltrevolution abzeichnete, drängte die Schaffung einer neuen
Internationale die Bolschewiki zu ersten praktischen Schritten. Eine
Delegation des Gesamtrussischen Zentralexekutivkomitees reiste nach
Stockholm, um die Einberufung einer internationalen revolutionären
Konferenz nach Petrograd vorzubereiten. Verschiedene weitere
Massnahmen zur Vorbereitung der Konferenz gipfelten anfangs 1918 in
einer Resolution, die den Standpunkt der revolutionären Linken
zusammenfasste: "1. Zustimmung der Parteien und Organisationen, den
Weg des revolutionären Kampfes gegen die eigene Regierung, für einen
sofortigen Frieden zu beschreiten; 2. Unterstützung der russischen
Oktoberrevolution und der Sowjetmacht." Die Resolution wurde allen
Organisationen, die an der Zimmerwalder Kommission beteiligt waren,
zugestellt. Ende 1918 fiel die Entscheidung, mit praktischen Schritten
die Gründung der Dritten Internationale einzuleiten.


1. Kongress

Die revolutionäre Internationale war das Gegengewicht zur
Internationalen der Vaterlandsverteidiger und Sozialchauvinisten, die
den imperialistischen Krieg unterstützt hatte. Die Erneuerung der II.
Internationalen, und damit die Festigung der Hegemonie des
Reformismus, sollte verhindert und ein Polarisierungszentrum für alle
klassenbewussten revolutionären ArbeiterInnen geschaffen werden.

1919 konnte sich die Komintern auch die Revolution in Russland nur im
Kontext des revolutionären Prozesses in Westeuropa, insbesondere in
Deutschland, vorstellen. Die immer stärker werdende Orientierung auf
den Prozess in der Sowjetunion war zuerst eine "Notlösung", ungewollt,
und hatte ihre Ursache im Abflachen des revolutionären Prozesses in
Westeuropa.

Über die Gesamtsituation, das heisst den Vormarsch der Revolution und
der Notwendigkeit eines internationalen Zentrums, bestanden unter den
Delegierten des I. Kongresses kaum Widersprüche. Unterschiedlich wurde
hingegen die Grundlage dieses Zusammenschlusses eingeschätzt. Die KPD
verwies auf folgende Tatsachen: das Bestehen sehr weniger und sehr
junger Kommunistischer Parteien, fehlende Repräsentation verschiedener
Länder und dass viele KommunistInnen noch über keine eigene
Organisation verfügten.

Ihr Delegierter Eberlein wollte auf keinen Fall eine pompöse Gründung
mit vielen papierenen Resolutionen, ohne zu wissen, wieviele Kräfte
wirklich hinter der Kommunistischen Internationalen standen. Als
Redner der Russischen Kommunistischen Partei (Bolschewiki)
argumentierte Sinovjew für die Gründung mit dem Hinweis auf die
siegreiche Revolution in einem Land, zum Sieg schreitende Revolutionen
in verschiedenen Ländern und nicht zuletzt mit den Erfolgen der KPD.

Der Kern des Widerspruchs: Ist die internationale Organisation des
Proletariats das Ergebnis der aktuellen Kämpfe oder ist die
Internationale die Vorbedingung für die Entwicklung dieser Kämpfe. Die
Delegierten kamen zum Schluss, dass die Kommunistische Bewegung reif
für die Gründung war und der Impuls einer internationalen Organisation
für die Bewegung, besonders im Kampf gegen den Reformismus der
II. Internationale, überaus wichtig war. Es gab an der Abstimmung kein
Nein, nur Eberlein enthielt sich der Stimme.


Mehr als Solidarität

Die internationalistische Solidarität ist immer an den politischen
Charakter der Kämpfe in den jeweiligen Ländern und damit auch an deren
Veränderungen gebunden. Revolutionärer Internationalismus bedeutet
immer, sich auch mit den gesellschaftlichen Widersprüchen im "eigenen"
Land zu beschäftigen, als permanenter Prozess. In der Epoche des
proletarischen Internationalismus der ArbeiterInnenbewegung nach 1919
lag der revolutionäre Ort vor allem in Europa. Die Komintern war das
Zentrum des weitrevolutionären Prozesses. Die Erfahrungen der
vorhandenen Bewegungen sollten auch für andere Länder produktiv
werden. Sie waren Vorwärtstreibend dann, wenn die Erfahrungen der
fortgeschrittensten Bewegungen die zukünftigen Aufgabenstellungen in
anderen Ländern antizipierten und so Impulse geben konnten. Hemmend
waren sie ab dem Zeitpunkt, als die Erfahrungen in einen dogmatischen
Rahmen gepresst, nicht mehr auf die jeweiligen spezifischen
Bedingungen geachtet und die proletarische Revolution zugunsten der
sowjetischen Machtpolitik aufgegeben wurden.

Die Komintern wuchs nach einer offensiven Phase bis Mitte der
20erJahre in eine Situation hinein, für die sie weder gedacht noch
vorbereitet war. Ihre ursprüngliche zentrale Aufgabe, die
proletarische Revolution in verschiedenen Ländern durch den
bewaffneten AUfstand durchzuführen, veränderte sich aus objektiven
Gründen. Bemerkbar machte sich diese neue Situation auch auf der
subjektiven Seite. Nämlich darin, dass die Kommunistische
Internationale immer weniger eine revolutionäre Rolle spielte und
immer mehr den aussenpolitischen Interessen der Sowjetunion diente. In
einer Zeit der Stabilisierung des Kapitalismus für den Kommunismus zu
kämpfen ist eine andere Herausforderung, die auch eine andere
Strategie erfordert. Neue Aufgaben tauchen auf, der Kampf um die
täglichen Lebensbedürfnisse, der Kampf für die Sowjetunion, der Kampf
gegen den Faschismus, der Kampf gegen den Kolonialismus. Form und
Inhalt des Internationalismus verändern sich mit.

In den 60er und 70er Jahren verlagerten sich die Kämpfe im Rahmen der
antiimperialistischen nationalen Befreiung gegen Halbkolonialismus und
Feudalismus in die Länder des Trikonts. Dementsprechend nahm der
Internationalismus einen antiimperialistischen Charakter an, der weit
über den gemeinsamen Feind hinausging. Der Emanzipationsprozess in
Afrika, Asien und Lateinamerika wirkte auf die imperialistischen
Länder zurück, verknüpfte sich mit der StudentInnenbewegung und
kurbelte den revolutionären Prozess dort weiter an. Im
antiimperialistischen Kampf erprobte revolutionstheoretische
Erfahrungen verbanden sich mit den "eigenen" Klassenkämpfen zu einer
neuen revolutionären Militanz und prägten die damalige revolutionäre
Politik.

Mit dem Abflauen der Kämpfe in den imperialistischen Metropolen und
der kapitalistischen Restauration in den befreiten Ländern des
Trikonts, veränderte sich der Charakter des Internationalismus in den
80er Jahren von neuem. Verschiedenste Solidaritätskomitees entstanden
mit dem Ziel, die Reste der erkämpften Errungenschaften gegen die
imperialistischen Bedrohungen zu verteidigen. Ein defensiver,
einseitiger Internationalismus entstand, der kaum nachhaltige
politische Impulse in den kapitalistischen Metropolen setzen konnte.

Mit den Erfahrungen neuer Kämpfe, insbesondere in Rojava, schlägt auch
der Internationalismus ein neues Kapitel auf. Mal sehen, welche
Geschichte er schreiben wird. In den verschiedenen Phasen der
Komintern zeigt sich ein wichtiges Problem, das allgemein zu
beobachten und von dem die revolutionäre Linke immer wieder betroffen
ist: Bruch und Kontinuität. Wie darauf reagieren? Revolutionäre
Organisationen entstehen in bestimmten Situationen mit spezifischen
Aufgaben. Es ist eine grosse Herausforderung, auf die Veränderungen
der objektiven Situation mit der adäquaten Veränderung der eigenen
Positionen zu reagieren.


1919-1923:

Gründungs- und Kampfzeit. Diese Periode umfasst die Nachkriegskrise
und den revolutionären Aufbruch in Europa. Räterepubliken in Bayern,
Ungarn, in der Slowakei, Finnland und den baltischen Staaten.

1924-1928:

Nach Einschätzung der Komintern der Zeitabschnitt der relativen
Stabilisierung des Kapitalismus und der Stagnation der Revolution.

1929-1933:

Die Zeit der grossen Weltwirtschaftskrise und daher der grossen
Arbeitslosigkeit. In der Sowjetunion gewinnen die Dogmatiker unter
Stalin den endgültigen Sieg. Orientierung am Aufbau des Sozialismus in
einem Land und die Unterordnung der Kominternpolitik unter diese
Zielsetzung. Revolution war nicht mehr angesagt.

1934-1938:

Der Zeitabschnitt der Volksfrontperiode. Die Komintern propagierte die
antifaschistische Einheitsfront unter Einschluss von Teilen der
Bourgeoisie. An Stelle der sozialen Revolution wurde beispielsweise im
spanischen Bürgerkrieg die bürgerliche Republik verteidigt, statt die
revolutionären Kräfte zu unterstützen.

1939-1943:

Die Etappe vor dem Ausbruch des imperialistischen Weltkrieges bis zur
Auflösung der Komintern. In der Phase des Stalin-Hitler Pakts
1939-1941 werden deutsche KommunistInnen von der SU an die Gestapo
ausgeliefert. Die Komintern ist Teil der Machtpolitik der Sowjetunion.

 * 
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DAS BLÄTTCHEN/1956: Gefechtsfeld Weltraum - Frankreich als EU-Vorreiter?


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 25 | 9. Dezember 2019

Gefechtsfeld Weltraum - Frankreich als EU-Vorreiter?

von Jerry Sommer



Seit dem 1. September 2019 haben die französischen Streitkräfte einen neuen
militärischen Organisationbereich: das "Vereinigte Weltraumkommando". Im
Unterschied zu der von US-Präsident Trump als eigenständige Teilstreitkraft
geplanten US-Space Force, ist das französische Kommando allerdings Teil der
Luftwaffe. Paris spricht nun von "Luft- und Weltraumstreitkräften".

Die Umorganisation der militärischen Weltraumaktivitäten verbindet
Frankreich auch mit einem personellen Ausbau des Kommandos, so Xavier Pasco
vom Pariser Institut für Sicherheitsforschung "Fondation pour la recherche
stratégique": "Es wird anfangs aus rund 200 Personen bestehen und später
einige hundert Stellen zusätzlich erhalten." Diese Strukturreform hat die
französische Verteidigungsministerin Florence Parly schon im Juli im Rahmen
einer neuen französischen "Weltraum-Verteidigungsstrategie" angekündigt.
Für Experten war diese Strategie keine Überraschung. Denn die Bedeutung des
Weltraums für Gesellschaft, Wirtschaft und auch das Militär hat erheblich
zugenommen. Gleichzeitig sind immer mehr Staaten technisch in der Lage, die
Satelliten-Kommunikation zu stören oder gar Satelliten abzuschießen.

Frankreich verfügt über ein Dutzend ausschließlich militärisch genutzter
Satelliten. Sie dienen zum einen der Aufklärung und Überwachung im Rahmen
der strategischen Nuklear-Abschreckung; außerdem der Informationsgewinnung
und Kommunikation bei Militäroperationen wie zum Beispiel in Mali.

In den USA unterstehen rund 170 Satelliten direkt dem Militär, in Russland
rund 80 und in Deutschland sind es weniger als zehn. Alle Militärs nutzen
jedoch auch andere Satelliten, die vorwiegend zivile Aufgaben haben - zum
Beispiel Wettersatelliten.

Mit der neuen "Weltraum-Verteidigungsstrategie" wird Frankreich seine
militärischen Aktivitäten im All weiter verstärken. Die
Verteidigungsministerin Florence Parly kündigte sogar konkrete
Waffenprojekte an: "Wenn unsere Satelliten bedroht sind, werden wir
erwägen, die Satelliten unserer Gegner zu blenden. Dies kann auch den
Einsatz von starken Lasern bedeuten, die von unseren Satelliten oder von
unseren Nanosatelliten eingesetzt würden." Frankreich plant, bis 2030 eine
solche sogenannte "aktive Verteidigung" mit auf Satelliten stationierten
Lasern aufzubauen. Dabei setzt die französische Verteidigungsministerin
Parly auch auf die Zusammenarbeit mit anderen Ländern, insbesondere mit
Deutschland und Italien.

Diese Pläne sind jedoch höchst umstritten. So stellt sich zunächst die
Frage der technischen Machbarkeit. Der Raumfahrtexperte und ehemalige
deutsche Marineoffizier Patrick O'Keefe vom Kieler "Institut für
Sicherheitspolitik" ist skeptisch: "Lasergestützte Systeme oder
hochenergiegewinnende Systeme gibt es schon. Die kann man in großen
Containerlösungen auch in Bodensituationen anwenden. Aber wenn man sagt,
man möchte diese Fähigkeit in den Weltraum verlegen, in einen kleinen
Satelliten ein Meter mal ein Meter mal ein Meter, ist das aus derzeitiger
Perspektive noch sehr unrealistisch."

Ein weiteres Problem: Gegnerische Satelliten könnten sich zumindest
teilweise gegen Laserstrahlen schützen - zum Beispiel durch stärkere
Außenwände und durch verschließbare Klappen, die verhindern, dass
angreifende Laserstrahlen die Optik blenden oder beschädigen. Und:
Laserwaffen im All können keineswegs nur defensiv verwendet werden. Patrick
O'Keefe urteilt: "Technisch gesehen können sie auch für offensive
Funktionen genutzt werden. Aber das können viele Waffen, die für einen
defensiven Charakter benutzt werden können."

Der Weltraumvertrag von 1967 verbietet lediglich die Stationierung von 
Atom- und anderen Massenvernichtungswaffen im Weltraum. Dem Wortlaut dieses
Vertrages würden Laserwaffen auf Satelliten also nicht widersprechen. Der
Konfliktforscher Götz Neuneck vom Hamburger "Institut für Friedensforschung
und Sicherheitspolitik" stellt allerdings fest: "Im Geiste des
Weltraumvertrages ist das nicht. Denn der spricht ja von einem gemeinsamen
Erbe der Menschheit. Er spricht davon, dass man den Weltraum nur für
friedliche Zwecke verwenden sollte."

Die eigener Satelliten gegen Einflussnahme von außen mit technischen,
passiven Mitteln besser zu schützen, das hält Neuneck für legitim, " aber
nicht, offensive Fähigkeiten in den Weltraum zu bringen oder Fähigkeiten,
die offensiv interpretiert werden können, die dann andere Staaten dazu
einladen, einen eigenen Rüstungswettlauf zu starten."

Deutschland sollte deshalb nicht auf den französischen Wunsch eingehen,
sich an Forschung und Entwicklung von Laserwaffen zur Stationierung auf
Satelliten zu beteiligen, fordert Götz Neuneck. Tatsächlich hat die
Bundesregierung bisher auf den französischen Vorstoß offiziell nicht
reagiert - und eine öffentliche Zustimmung sei auch nicht zu erwarten,
schätzt Patrick O'Keefe: "Das ist eine Forderung, die mit dem Charakter von
den deutschen Streitkräften oder allgemein der Rhetorik aus Deutschland
nicht so ganz kompatibel ist. Wir stellen unsere Fähigkeiten nicht so
offensiv nach außen hin dar."

Auch habe die Bundeswehr bisher keine Bedrohung ihrer Satelliten
festgestellt, sagt Patrick O'Keefe. Jedoch werde natürlich auch in
Deutschland an Hochenergielasern geforscht - und das ebenfalls im Verbund
mit anderen Staaten. Zum Beispiel mit dem Ziel, mit Laserstrahlen im All
die Flugbahn von Weltraumschrott zu ändern oder ausgemusterte Himmelskörper
zu beseitigen. Solche Forschungsergebnisse könnten auch militärisch genutzt
werden.

Ein anderer Grund für die deutsche Zurückhaltung gegenüber der
französischen Kooperationsaufforderung dürften auch die unterschiedlichen
strategischen Zielvorstellungen sein, glaubt Xavier Pasco von der
"Fondation pour la recherche stratégique": "Frankreich hat sich immer dafür
eingesetzt, die Rolle der Europäischen Union in Verteidigungs- und
Sicherheitsfragen zu stärken. Im Unterschied dazu sehen Partner wie
Deutschland und andere Staaten dies vor allem als Aufgabe der NATO an.
Diesen Unterschied gibt es auch im Bereich des Weltraums".

Die NATO hat auf ihrem Gipfeltreffen Anfang Dezember, den Weltraum zu einem
eigenen neuen Operationsgebiet des Bündnisses erklärt. Dies wird aber kaum
praktische Auswirkungen haben. Denn es ist nicht geplant, eigene 
NATO-Systeme im Weltraum zu stationieren. Es geht erst einmal nur darum, die
NATO stärker zum Austausch von Informationen und Fähigkeiten zu nutzen, die
durch die nationalen Weltraumsysteme der einzelnen NATO-Staaten zur
Verfügung gestellt werden können.

Mit dieser NATO-Vorstellung sind die französischen Weltraumpläne durchaus
kompatibel, meint der französische Sicherheitsexperte Xavier Pasco. Der
Hamburger Konfliktforscher Götz Neuneck befürchtet jedoch, dass sowohl die
französischen Pläne wie auch die neue NATO-Erklärung den Rüstungswettlauf
im All anheizen werden: "Natürlich werden Russland und China, die ja seit
langem Vorschläge gemacht haben zu Verboten auf diesem Sektor, daraus ihre
Schlussfolgerungen ziehen. Und natürlich werden auch andere Staaten wie
Indien selbst technologisch darauf reagieren."

Diplomatische Lösungen - zum Beispiel ein vertragliches
Stationierungsverbot von Waffen im Weltall oder auch nur einen
vertrauensbildender Verhaltenskodex - seien dringend notwendig, sagt Götz
Neuneck. Das befürwortet auch der französische Sicherheitsexperte Xavier
Pasco. Doch er hofft, dass Frankreichs Pläne, eigene Satelliten mit
Laserwaffen zu bestücken, die Diplomatie voranbringen: "Ich bin überzeugt
davon, dass wir ein internationales Regelwerk für den Weltraum brauchen.
Und ich glaube, dass die Verteidigungsministerin ganz bewusst die Pläne für
Laserwaffen im Weltraum erwähnt hat, um andere Länder davon zu überzeugen,
dass noch Zeit ist, darüber zu verhandeln."

Aufrüstungspläne um Rüstungskontrollvereinbarungen zu erzielen - das wäre
ein fragwürdiges Konzept. Es ist zu bezweifeln, ob Frankreich
Weltraumrüstungskontrolle erleichtert - zumal bei einer Abstimmung in den
Vereinten Nationen Anfang November Frankreich - wie auch die anderen 
NATO-Länder - gegen eine Resolution gestimmt hat, die eine Stationierung von
Waffen im Weltall verbietet. Die Resolution wurde mit Zweidrittelmehrheit
angenommen. Auch lehnt Frankreich Verhandlungen über einen entsprechenden
Vertragsentwurf ab, den Russland und China schon vor Jahren vorgelegt
hatten. Wer wirklich einen Rüstungswettlauf im All verhindern will, sollte
den Vertragsentwurf als Basis für Gespräche nutzen und konkrete
Veränderungsvorschläge machen statt die Stationierung von Laserwaffen im
Weltraum anzustreben.

Dieser Artikel basiert auf einem Beitrag des Autors für die Senderreihe
"Streitkräfte und Strategien" (NDR-Info, 02.11.2019).

 * 
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GEGENWIND/841: DDR von innen


Gegenwind Nr. 374, November 2019


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

DDR von innen

von Klaus Peters



In der aktuellen Ausgabe der Zeitschrift des Deutschen
Freidenker-Verbandes "Freidenker" befassen sich sieben Autoren mit der
DDR, dem Anschluss an die BRD und deren Folgen. Das Heft hat den
Titel: "Siebzig Jahre DDR". Die DDR und ihre Errungenschaften leben
also irgendwie weiter? Oder sind es vielleicht nur die konkreten,
vergleichenden Erfahrungen der Menschen?



Der Tag der deutschen Einheit hat wieder einmal klar gemacht, was über
Deutschland gewusst und gedacht werden soll. Nun wissen wir
eigentlich, dass durch Politik und Medien immer wieder manipuliert
wird. Ohne Manipulationen und Widersprüche wäre es vielleicht auch zu
langweilig und zu einfach, zumindest lässt sich so offensichtlich ganz
gut regieren, lassen sich Fördermittel oder Preise abgreifen.
Medienberichte oder politische Botschaften lassen sich so immer noch
gut verkaufen. Das Buch "Gekaufte Journalisten" des leider zu früh
verstorbenen ehemaligen Journalisten, Udo Ulfkotte, ist auch deshalb
so beeindruckend, weil der Autor sich selbst zu seinen Manipulationen
bekannt hat.

Trotz dieser Aufklärungsliteratur, Wikipedia und anderen sozialen
Medien ist es nicht einfach, der Wahrheit auf die Spur zu kommen. Es
wird prinzipiell auch nicht leichter, weil immer mehr Akteure, immer
länger in Manipulationen verstrickt sind, Unwahrheiten und
Halbwahrheiten quasi zur Staatsdoktrin werden. Hilfsweise werden die
Menschen abgelenkt oder auch schon einmal mit einigen wahren Details
ruhig gehalten. Ein größeres Lügengebäude ist für die Ex-DDR
geschaffen worden. Nicht nur rechtslastige und bürgerliche, auch linke
Wessis - aber auch Ossis - haben mitgebaut und versuchen, dieses
Gebäude zu schützen. Ein kleines Beispiel: Ein Wikipedia-Eintrag, in
dem auf die ab 1990 eklatant steigenden tödlichen
Straßenverkehrsunfälle auf dem Gebiet der Ex-DDR hingewiesen worden
war, wurde kurz nach dem Eintrag gelöscht.

Sehr eindrucksvoll beschreibt Egon Krenz, letzter Vorsitzender des
Staatsrats der DDR, im ersten von sieben Beiträgen der Ausgabe Nr. 3
des Freidenker-Heftes "Was war und was bleibt" den Aufbau, die
Entwicklung und die letzten Jahre der DDR. Zweifellos hatten Staat und
Führung Mängel. Aber welcher Staat und welche Führungskräfte sind
fehlerlos? Die verantwortlichen Politiker und die Mainstreammedien
bewerten die DDR vor und nach dem Anschluss, aus der Position der
Überlegenen und Sieger. Allerdings kannten die Verantwortlichen der
DDR, als sie noch an der Macht waren, auch praktisch keine öffentliche
Selbstkritik.

Egon Krenz geht einleitend seines Beitrags, ein Abdruck eines
Referats, das er in St. Petersburg gehalten hat, auf das negative
Verhältnis der Bundesrepublik zur DDR unter Adenauer ein. Gleichzeitig
erinnert er an die Notwendigkeit und an die Erfolge der Freundschaft
der DDR mit der UdSSR. Bis zur Auflösung der DDR und der UdSSR
bestanden zwar weltweit auch nicht unerhebliche politische Spannungen,
doch es herrschte ein relatives Gleichgewicht. Nach 1990 wurde dann
angesichts der schwächeren, aber bald wieder unabhängigen Position
Russlands sehr schnell eine aggressive Konfrontationspolitik durch die
NATO eingeleitet.

Krenz zeichnet diese Konfrontationspolitik in einigen wesentlichen
Passagen nach und erinnert an die historische Schuld der Deutschen.
Letztlich plädiert er für ein freundschaftliches Verhältnis, das zum
beiderseitigen Nutzen beitragen würde. Einen größeren Abschnitt im
Beitrag des Autors nimmt die Auseinandersetzung mit dem
Geschichtsrevisionismus ein. Er weist auf die ungeheuren Verbrechen
des deutschen Faschismus hin, der sich als "Nationalsozialismus"
bezeichnete und auf die Tatsache, dass diese Begrifflichkeit immer
wieder zu diskreditierenden Zwecken verwendet wird, auch um
gegenwärtige Meinungen und Bewegungen zu treffen. Der frühere
Bundespräsident Gauck hatte demnach auch Verantwortliche der
DDR-Staatsführung und Führer des Faschismus gleichgesetzt.

In den folgenden Abschnitten befasst sich Egon Krenz mit den Gründen
des Scheiterns der DDR. Die ökonomischen Voraussetzungen waren
deutlich ungünstiger als die der BRD. Das Land und seine
Bevölkerungszahl waren schließlich wesentlicher kleiner. Die
Reparationsleistungen waren dagegen größer. Die DDR und der Ostblock
standen unter ständigem militärischen und wirtschaftlichen Druck durch
den Westen. Das positive friedenspolitische und humanitäre Engagement
wird nicht explizit genannt. Der Autor nennt als negative Tatsache den
Rückstand im wissenschaftlich-technischen Fortschritt.
Fortschrittliche Technologien waren in einzelnen Bereichen, wie in der
Weltraumfahrt, jedoch in hervorragender Qualität nicht nur in der
UDSSR vorhanden. Wie überall sind die technischen, personellen und
finanziellen Mittel jedoch begrenzt. Sicher spielte auch die Tatsache
der Überalterung der Staatsführung, wie auch anderswo, eine Rolle.
Staatsführungen werden durch langjährige Parteien- oder
Personenherrschaft unbeweglich, neigen zu Fehlreaktionen, die entweder
verdrängt oder auch noch als alternativlos dargestellt werden. Auch
von Michael Gorbatschow hatte Krenz offensichtlich ein umsichtigeres
Verhalten und Handeln erwartet.

Egon Krenz plädiert dafür, aus den negativen und positiven Erfahrungen
zu lernen, die Entwicklungen sorgsam zu beobachten und sich weiter für
eine Neugestaltung der Gesellschaft, für den Sozialismus und gegen den
Imperialismus einzusetzen. Der Weg dorthin kann nicht gradlinig sein,
wie er feststellt.

Hans Bauer, ehemals Vize-Generalstaatsanwalt der DDR, zeichnet in dem
Beitrag "Vorwärts! und nicht vergessen!" die gesellschaftliche und
politische Entwicklung der DDR von der Staatsgründung am 7. Oktober
1949 bis 1989 nach. Der Autor weist einleitend auf die
Lebensleistungen der DDR-Bürger hin, die zu wenig anerkannt worden
ist. Die westdeutschen Politiker und Bürger hätten sich wie Sieger
aufgeführt. Ausgehend vom Potsdamer Abkommen vom August 1945 habe die
sowjetische Besatzungszone und später die DDR ehrlicher und
konsequenter gehandelt als die BRD. Im Westen wurde die Befreiung der
Ostgebiete propagiert und die Wiederaufrüstung forciert, zudem
arrangierte man sich mit ehemaligen Amtsträgern des Faschismus,
Kommunisten dagegen wurden verfolgt, die KPD verboten. Der Westen
grenzte sich vor und nach der Bildung der Bundesrepublik immer mehr
ab. Ein Angebot zur Gründung eines gemeinsamen politisch neutralen
Staates war abgelehnt worden. Die politischen und juristischen
Auseinandersetzungen mit dem gemeinsamen Vorgängerregime verliefen in
der DDR offensichtlich konsequenter. Nach dem Anschluss waren auch
noch zahlreiche DDR-Juristen durch den "Rechtsstaat BRD" verfolgt,
angeklagt und verurteilt worden. Hans Bauer hebt die Bedeutung des
Antifaschismus, der Friedenspolitik und der Soziale Gerechtigkeit in
der DDR hervor. Mit diesen Grundpfeilern ihrer Politik errang die DDR
internationale Anerkennung. Abschließend weist der Autor darauf hin,
dass nach der staatlichen Vereinigung gemäß § 146 des
Grundgesetzes eigentlich eine neue Verfassung hätte ausgearbeitet
werden müssen.

In einem weiteren Beitrag "War die DDR-Wirtschaft pleite, marode und
unproduktiv?" von Klaus Blessing, ehemals Mitglied des Zentralkomitees
der SED und später stellvertretender Minister für Schwerindustrie,
spannt der Autor den Bogen vom Aufbau der DDR-Wirtschaft bis zur
Abwicklung durch die Treuhand. Anders als verschiedene andere Autoren,
genannt werden u.a. der Theologe und Politiker Richard Schröder und
auch der Rechtsanwalt und Politiker Gregor Gysi, kommt er zu einem
positiven Gesamtbild der wirtschaftlichen Leistungen von Staat und
Gesellschaft. Einleitend weist der Autor ebenfalls auf die anfängliche
enorme Aufbauleistung hin, die unter erschwerten Bedingungen erfolgen
musste. Zum Zeitpunkt der Staatsgründung betrug der Rückstand der
Arbeitsproduktivität noch 70 % gegenüber der BRD. Viele
Industriebereiche mussten neu aufgebaut werden. Teilweise wurden die
notwendigen Anlagen aus dem Westen importiert. Das
Produktivitätsniveau konnte dann bis 1989 auf 55 % gegenüber der BRD
gesteigert werden. Die DDR lag damit an 14. Stelle im Vergleich zu den
führenden kapitalistischen Ländern. Der Westen hat ab 1989 durch die
Bildung des Gesamtstaates Bundesrepublik Deutschland enorm profitiert.
Waren vor 1989 bereits rund 3 Millionen in der Regel gut ausgebildete
Menschen abgewandert, so kamen danach nochmals über 3 Millionen hinzu.
Das Bruttoinlandsprodukt Westdeutschlands konnte durch neue
Absatzmärkte deutlich gesteigert werden. Durch die Privatisierung
wurden rund 2 Billionen DM Volksvermögen vernichtet bzw. weit
überwiegend an westdeutsche oder ausländische Investoren und
Privatleute übertragen. Der Wirtschaftsexperte, Klaus Blessing, kommt
zudem zu dem Schluss, dass die DDR 1989 netto keine Auslandsschulden
angehäuft hatte. Mit umgerechnet 1.800 Euro pro Kopf war die innere
DDR-Verschuldung deutlich geringer als die Verschuldung der BRD mit
8.100 Euro. Ausführlich befasst sich Blessing mit der Rolle der
Kommerziellen Koordinierung (KOKO) unter Alexander
Schalck-Golodkowski, die ein Eigenleben führte und der DDR-Wirtschaft
nach seiner Auffassung u.a. durch überhöhte Zinsen schadete.
Schalck-Golodkowski setze sich noch im Dezember 1989 in den Westen ab.
Die Einführung der DM in einem Verhältnis 1:1 am 1. Juli 1990 war, wie
seriöse Experten meinen, ein großer Fehler, mit verheerenden Folgen
für die Wirtschaft auf dem ehemaligen Gebiet der DDR, deren
Konkurrenzfähigkeit sich dramatisch verschlechterte. Schließlich wird
in dem Beitrag von Klaus Blessing auch noch die Rolle der Treuhand
beleuchtet. Die Aktivitäten der Treuhand sind in verschiedenen
Berichten und in einem Untersuchungsausschuss aufgearbeitet worden.
Der Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestages stellte fest:
"Die Bundesregierung und die Treuhandanstalt haben ihre unerlässliche
Aufsichtspflicht verletzt und die parlamentarische Kontrolle in einem
Ausmaß außer Kraft gesetzt, wie es keine demokratisch legitimierte
Regierung in Deutschland seit 1846 gewagt hat." Die Treuhandanstalt
schloss ihre Aktivitäten bei einem eingebrachten Vermögen von 584
Milliarden DM mit einem Verlust von 254 Milliarden DM.


Aus einer aktuellen Umfrage

Eine im Auftrag der Wochenzeitung DIE ZEIT durchgeführte Umfrage
bestätigt übrigens, dass, anders als in einer früheren Umfrage aus dem
Jahr 2000, mehr der ehemaligen DDR-Bürger unzufriedener mit den
herrschenden Verhältnissen sind und sogar die früheren Verhältnisse in
Teilbereichen besser einstufen als die gegenwärtigen. Besonders
eklatant sind die Bewertungen der freien Meinungsäußerung (41 % geben
an, die Möglichkeiten seien schlechter geworden) und der Schutz vor
staatlichen Willkür (51 % geben an, dass er schlechter geworden sei).
Ähnlich negativ waren die Ergebnisse bei der Bewertung der
persönlichen Situation, zur sozialen Gerechtigkeit, zum Schutz vor
Kriminalität, zur Sicherheit am Arbeitsplatz, zu Löhnen und Gehältern
und zum Rentenniveau oder zur Beurteilung der Entwicklung des
Verhältnisses zu Russland. (DIE ZEIT vom 2. Oktober 2019)



Freidenker Nr. 3/19, September 2019, 70 Jahre DDR, 63 Seiten, 2,50
Euro (Deutscher Freidenker-Verband e:V., c/o Klaus Hartmann,
Schillstrasse 7, 03067 Offenbach)

 * 

Quelle:

Gegenwind Nr. 374, November 2019, Seite 53-55

Herausgeber: Gesellschaft für politische Bildung e.V.

Schweffelstr. 6, 24118 Kiel

Redaktion: Tel.: 0431/56 58 99, Fax: 0431/570 98 82

E-Mail: redaktion@gegenwind.info

Internet: www.gegenwind.info

 

Der "Gegenwind" erscheint zwölfmal jährlich.

Einzelheft: 3,00 Euro, Jahres-Abo: 33,00 Euro.

Solidaritätsabonnement: 46,20 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GRASWURZELREVOLUTION/1924: Stichworte zum Postanarchismus - Erinnerung


graswurzelrevolution 443, November 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Erinnerung

Melancholisch und antikapitalistisch Stichworte zum Postanarchismus 16

von Oskar Lubin (für MB)



Ein nebliger Novembersamstag, lange Öffnungszeiten, plastikbetütete
Massen auf dem Weg die Fußgängerzonen rauf und runter. In der Mitte
der Kettwiger Straße in Essen eine Gruppe von Leuten in Aktion. Einer
sitzt auf einem kleinen Stuhl und kritzelt kopierte Wahlzettel mit
Wachsmalstiften voll, die Beliebigkeit der repräsentativen Stimmabgabe
karikierend.

Ein anderer tapst mit zugeklebter Brille durch die Einkaufsmenschen
und will wohl ihre politische Blindheit spiegeln. Ein dritter steht
auf einem Podest und hält eine Rede, er mimt den Vertreter der
Kapitalistischen Einheitspartei Deutschlands (KED), wettert gegen die
sogenannte Wiedervereinigung und preist die freien Assoziationen. Dass
alles sich nur noch ums Geld drehen würde, affimiert er und wirft
handweise Pfennige in die Menge. Ein paar Kinder sammeln sich
begeistert um das Happening und das Kleingeld ein.

Wir schreiben das Jahr 1990. Die Gruppe bestand aus ein paar
unabhängigen Anarchist*innen und den Mitglieder*innen der
FAU-Ortsgruppe, die Bundestagswahl stand kurz bevor. Die Mauer war im
Jahr zuvor gefallen und schon vergessen war, dass eine nicht
irrelevante Menge an Menschen im November '89 nicht auf dem Berliner
Kurfürstendamm Bananen und Kaffee aus Supermarktlastwagen entgegen
genommen hatte, sondern für zwei gleichberechtigte Deutschlands
eingetreten war.

Dass die "Niederlage von 1989",(1) die der Historiker Enzo Traverso
zum Ausgangspunkt seines Buches über "Linke Melancholie" nimmt, auch
unsere Niederlage war, empfanden und begriffen wir damals noch nicht.
Ein Staatssystem, das seine Bürgerinnen und Bürger bespitzelte und
kollektiv einsperrte war untergegangen, das war nur zu begrüßen und
unsere Vision von Freiheit und Gerechtigkeit schien davon völlig
unberührt. Aber wie sich zeigen sollte, war mit dem Zusammenbruch des
"Realsozialismus" auch jede andere Idee von Kommunismus, auch die
libertäre, nachhaltig beschädigt. Das ist bitter und traurig.

Wir müssen immer auch gegen das Vergessenmachen der
 Erinnerung durch die Geschichte kämpfen.



Traverso plädiert in seinem Buch für die Integration der Melancholie
in die Kultur der Linken. Für eine Anerkennung des Scheiterns und der
Niederlage, die auch Kraft und Hoffnung spenden kann. Und eigentlich
müssten wir Anarchist*innen die ausgezeichneten Expert*innen für eine
solche Integration sein, kennen wir doch mehr noch als andere Linke
gescheiterte und unvollendete Projekte, niedergeschlagene und
abgebrochene Experimente.

Dass die Trauerarbeit aber wenig konzeptualisiert wurde, liegt
vermutlich daran, dass in den meisten Strömungen des Anarchismus die
Trennung zwischen Geschichte und Erinnerung geteilt wurde, die auch
den Marxismus geprägt hat. Erinnerung gilt als subjektive
Vergegenwärtigung, als sporadisch und selektiv, als sprunghaft und
spontan.

Die Geschichte hingegen wurde als Fundus einer objektiven,
zielgerichteten Entwicklung aufgefasst, faktenbasiert und geradlinig,
im Zweifelsfall gar anrufbar wie ein über allem stehender Gott ("Die
Geschichte wird uns Recht geben"). Auch wenn jede Erinnerung Teil der
Geschichte ist, ein besonderer Einfluss auf sie wurde dem Erinnern
selten zugestanden.

Zum 70. Todestag von Gustav Landauer erschienen 1989 auch gesammelte
Aufsätze des Anarchisten unter dem Titel "Auch die Vergangenheit ist
Zukunft". Landauer meinte, die "Erkenntnis der Gebundenheit an
unwürdige Zustände war schon der erste Schritt zur Befreiung aus
diesen Zuständen".(2)

Das Vergangene lebt als kollektive Geschichte in uns fort, unser
Zugriff darauf ist individuell. Wir können uns nur selbst erinnern.
Und wissen können wir natürlich von Vergangenem, aber das ist etwas
anderes. Wenn wir eine freie und gerechte Zukunft gestalten wollen,
müssen wir auch unsere Erinnerungen nicht nur wachrufen, sondern
bearbeiten, das heißt in Beziehung setzen zu dem, was war und woran
wir gerade nicht beteiligt waren (was ja das meiste ist). Ich bin mir
nicht sicher, ob Landauer das so meinte, aber ich las es so und war
angetan.

Eine postsozialistische oder postanarchistische Haltung zu Geschichte
und Erinnerung darf also nicht einfach die Geschichte als totalitäres
Fortschrittskonstrukt verwerfen und stattdessen das Erinnern als
selbstbestimmtes Patchwork von Vergegenwärtigungen feiern.

Es geht nicht darum, die kollektive Geschichte zugunsten subjektiver
Erinnerungen geringzuschätzen oder auflösen zu wollen, sondern die
"klassische Dichotomie"(3) zwischen beiden nicht immer wieder zu
bestätigen. Das kleine Erinnern muss betont, hervorgeholt, gepriesen
und eingespeist werden in die große historische Erzählung (wie etwa
jene der sogenannten "Wiedervereinigung").

Diese Mikrogeschichte ist nicht wegen der konkreten Performance in der
Essener Innenstadt wichtig, sondern um das Gegengedachte, das Andere,
das Flüchtige nicht zu verlieren. Denn wir müssen immer auch gegen das
Vergessenmachen der Erinnerung durch die Geschichte kämpfen.

Im Mai 1990 wurden wir auf der Autobahn vor Frankfurt am Main von
Polizisten mit Maschinenpistolen kontrolliert. So hatten wir uns den
Deutschen Herbst vorgestellt, aber es war ein deutscher Frühling und
wir waren auf dem Weg zur "Nie wieder Deutschland"-Demo. Unter diesem
Motto demonstrierten am 12. Mai 1990 rund 20.000 Menschen gegen das
Erstarken des Nationalismus. Eine Demonstration der radikalen Linken
vor der Spaltung in Antiimps und Antideutsche, an der auch viele
Mitglieder der graswurzelrevolutionären Föderation Gewaltfreier
Aktionsgruppen (FÖGA)(4) teilnahmen.

Der Nationalismus erstarkte trotzdem, für den Massengeschmack schien
der Sozialismus für immer verloren. Aber es gab diese Zeichen des
Nichteinverstandenseins und der Hoffnung auf eine bessere, eine
gerechtere Welt.

Traverso betont, dass die Melancholie ein besonderes Verhältnis zur
Erinnerung unterhält, "sie ist ihr Vehikel, ihr Träger, ihr Hüter,
oder, wenn man so will, ihr Regisseur".(5) In dieser Beziehung ist die
melancholische Haltung Teil der linken Geschichte. Eine Geschichte,
die auch Erinnerung ist und die immer wieder reaktiviert und in die
hegemonialen Auseinandersetzungen eingespeist werden muss. Auch und
gerade angesichts der Vehemenz der Niederlage, die sich - unter
anderem - im kommerzialisierten Raum der innerstädtischen
Einkaufszonen ablagert.

Die Kettwiger Straße des Jahres 1990, die uns damals mit ihren
Kaufhäusern neben den familienbetriebenen Konditoreien und dem Kino
als totale Konsumzone erschien, wirkt verglichen mit der ausgeweiteten
Kommerzkultur von heute wie ein mittelalterlicher Dorfplatz. (Das
bombastische Einkaufszentrum am Limbecker Platz in Essen hat gar
keinen Namen, es heißt Limbecker Platz. Es ist der Limbecker Platz.
200 Shops auf 70.000 qm Verkaufsfläche. Das gab es 1990 noch nicht.)

Auch die Shoppingmallisierung der Welt als Effekt der Privatisierungs-
und Konzernbegünstigungspolitik nahm, wie der neue Nationalismus, nach
1990 erst so richtig Fahrt auf. Melancholisch gesprochen: Die meisten
der Kinder, die damals die Performancepfennige einsammelten, geben ihr
Geld heute in den Flagshipstores der ent-erinnerten Innenstädte aus.


Anmerkungen:

1) Enzo Traverso: Linke Melancholie. Über die Stärke einer
verborgenen Tradition. Münster: Unrast Verlag 2019, S. 25.

2) Gustav Landauer: "Stelle dich, Sozialist!" [1915] In: Ders.: Auch
die Vergangenheit ist Zukunft. Essays zum Anarchismus. Herausgegeben
von Siegbert Wolf. Frankfurt am Main: Sammlung Luchterhand 1909, S.
224-230, hier S. 228.

3) Traverso 2019, a.a.O., 70.

4) Die Föderation Gewaltfreier Aktionsgruppen (FöGA) wurde 1980 als
bundesweiter Zusammenschluss gegründet und Ende der 1990er Jahre
suspendiert. Sie stand der Zeitung Graswurzelrevolution inhaltlich
und organisatorisch nahe.

5) Traverso 2019, a.a.O., S. 69.

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 48. Jahrgang, Nr. 443, November 2019

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.
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SERIE/954: "Tatort" - Friederike Kempter verabschiedet sich aus Münster (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. Januar
2020

"Tatort"

Friederike Kempter verabschiedet sich aus Münster



Die Münsteraner "Tatort"-Kommissarin Nadeshda Krusenstern (Friederike
Kempter) ist einem Mordanschlag zum Opfer gefallen. Die Kollegin von
Kommissar Frank Thiel (Axel Prahl) starb im "Tatort - Das Team", den
das Erste am Neujahrstag 2020 zeigte. Die Schauspielerin Friederike
Kempter verabschiedet sich damit auch aus dem Team des "Tatort"
Münster. In dem bereits abgedrehten "Tatort - Limbus" (Sendetermin:
Frühjahr 2020) wird sie noch einmal zu sehen sein.

Friederike Kempter: "Man soll ja aufhören, wenn es am Schönsten ist!
Das waren 17 sehr, sehr schöne Jahre mit der allertollsten
Tatort-Familie, und ich habe jeden Drehtag mit meinen Kollegen sehr
genossen. Und trotzdem ist es nun Zeit für Neues."

WDR-Fernsehfilmchef Alexander Bickel: "Der Ausstieg von Friederike
Kempter aus dem Tatort Münster hinterlässt eine große Lücke. Ihre
Figur der Nadeshda Krusenstern war mehr als nur ein Sidekick, sie war
zugleich das Herz und der kühle Kopf im Team. Die große Spielfreude
und das riesige Talent von Friederike Kempter sind ein enormer Gewinn
für alle Beteiligten gewesen! Wir danken ihr für 17 großartige
gemeinsame Jahre in diesem Team."

Beim "Tatort" aus Münster stand Nadeshda Krusenstern ihrem Chef
Kommissar Frank Thiel von Anfang an als Assistentin zur Seite ("Der
dunkle Fleck", Erstausstrahlung: 20. Oktober 2002). In den ersten
Fällen war sie noch Praktikantin in der Mordkommission, dann
Kommissarsanwärterin. 2015 ("Erkläre Chimäre", Erstausstrahlung 31.
Mai 2015) wurde sie schließlich zur Oberkommissarin befördert. Die
junge Nadeshda war zwölf Jahre alt, als sie aus Odessa nach
Deutschland übergesiedelte. Ihre Eltern betreiben die Kneipe "Kalinka"
in Münster. Hier half sie mitunter auch aus. Ihre sehr guten
Russischkenntnisse waren für sie bei mehreren Fällen von Vorteil,
zuletzt im "Tatort - Väterchen Frost" (Erstausstrahlung: 22. Dezember
2019). Hier wurde sie von einem russischen Mann im Weihnachtskostüm
(Sascha Alexander Gersak) entführt.

Zum festen Team des Münsteraner "Tatorts" zählen neben Kommissar Thiel
und Prof. Boerne auch dessen Assistentin Silke "Alberich" Haller
(ChrisTine Urspruch), die Staatsanwältin Wilhelmine Klemm (Mechthild
Großmann) und der Taxifahrer Herbert Thiel (Claus D. Clausnitzer). Im
"Tatort - Limbus" wird Mirko Schrader, gespielt von Björn Meyer,
Kommissar Thiel zur Seite stehen. Es ist sein zweiter Auftritt beim
Münsteraner Tatort. Als Urlaubsvertretung für Nadeshda Krusenstern war
er bereits im "Tatort - Spieglein, Spieglein" (Erstausstrahlung: 17.
März 2019) zu sehen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. Januar 2020

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MELDUNG/2001: Deutschlandfunk Kultur - Die Lange Nacht über 40 Jahre Alternativer Nobelpreis, 04.01.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Hoffnung entsteht im Handeln


Die Lange Nacht über 40 Jahre Alternativer Nobelpreis

Von Geseko von Lüpke

Lange Nacht

Samstag, 4. Januar 2020, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die globalen Probleme wirken mehr als bedrohlich: der Klimawandel,
Bankencrashs, die erneute Atomrüstung, der brennende Amazonas, das
absehbare Ende der Ölvorräte. Doch die ökologische, soziale und
wirtschaftliche Krise hat bei vielen Menschen auch eine enorme
Fantasie und Kreativität geweckt. Sie handeln wider die Resignation
und legen Spuren in eine bessere Zukunft. Seit 40 Jahren arbeitet die
"Right Livelihood Foundation" daran, interessante und
vielversprechende Zukunftsprojekte in aller Welt ausfindig zu machen
und ihnen mit dem "Alternativen Nobelpreis" weltweite Publizität zu
verschaffen: Projekte, die mit einem globalen Verständnis lokal
handeln und auf die Kreativität der Menschen setzen, die von den
Fehlentwicklungen direkt betroffen sind. Die "Lange Nacht" wird ab
23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 17. Dezember 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3096: Deutschlandfunk - Der Jazz-Schlagzeuger Lucas Niggli, 04.01.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Der Jazz-Schlagzeuger Lucas Niggli

Samstag, 4. Januar 2020, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der Schlagzeuger Lucas Niggli bewegt sich zwischen Unabhängigkeit und
Teamgeist und verbindet spielerisch Weltmusik mit Jazz, Klassik und
Neuer Musik. Afrikanische Klänge begleiteten ihn seit frühester
Kindheit. Er wurde 1968 in Kamerun geboren und hat dort seine ersten
Lebensjahre verbracht. Seine Eltern waren in der Entwicklungshilfe
tätig. Später zogen sie mit ihrem Sohn in die Schweiz, wo der Junge
schon früh seine Lust an musikalischer Vielseitigkeit zeigte: als
Mitglied in der Schulbigband, im Schulchor und im Schweizer
Jugend-Sinfonieorchester. Lucas Niggli begeisterte sich aber auch für
den Schweizer Musiker Pierre Favre, der später sein Lehrmeister
gewesen ist. Seine beiden eigenen Formationen Steamboat Switzerland
und Zoom stellen weitere Kapitel seiner variationsreichen Kunst dar.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 17. Dezember 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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STANDPUNKT/062: Ein Bärendienst an Julian Assange (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Ein Bärendienst an Julian Assange

Von Jairo Gomez, 31. Dezember 2019



Am 24.12. dieses Jahres erschien auf der Website von Reporter Ohne
Grenzen eine Pressemitteilung, in der die sofortige Freilassung von
Julian Assange gefordert wurde. Eine Forderung, die man zunächst nur
begrüßen kann. Sie wurde auch prompt in sozialen Netzwerken vielfach
geteilt.


Ein fragwürdiger Appell

Doch liest man diese Pressemitteilung [1] aufmerksam, kann man leicht
auf den Gedanken kommen, dass ROG Julian Assange mit der Formulierung
und Begründung der Forderung, einen Bärendienst erweist. Zitat:

"Julian Assange soll wegen seiner Journalismus-ähnlichen
 Aktivitäten der Prozess gemacht werden, seine Auslieferung in die
 USA schüfe einen gefährlichen Präzedenzfall. ROG ruft die USA
 dringend dazu auf, die Spionagevorwürfe gegen den Whistleblower
 fallenzulassen."




Aberkennung des Journalisten Status

Man bezeichnet seitens ROG Julian Assange als Whistleblower und nicht
als Journalist! Indirekt wird ihn dieser Status aberkannt. Er aber ist
Journalist! Assange hat WikiLeaks geschaffen, um Whistleblowern eine
Möglichkeit zu geben, ihre Informationen weiterzugeben. Das ist ein
eklatanter Unterschied, denn er selbst ist nicht in Netzwerke
eingedrungen und hat Geheimnisse ausspioniert. Er hat lediglich seine
Arbeit als Journalist wahrgenommen und brachte diese Informationen an
die Öffentlichkeit, weil sie von politischer Bedeutung waren und sind.
Immerhin wurden von Angehörigen des US-amerikanischen Militärs
Kriegsverbrechen verübt, die man versuchte zu vertuschen.

Von "Journalismus ähnlichen Aktivitäten" in diesem Zusammenhang zu
sprechen, grenzt an eine Verhöhnung des Werkes von Julian Assange.
Allerdings haben sich "renommierte" Zeitungen wie die New York
Times, Der Spiegel oder Le Figaro nur zu gern dieser
Information bedient. Im Nachhinein wirkt es so, als ob sie rein
opportunistisch gehandelt hätten, nur um ihre Auflagezahlen nach oben
zu puschen. Verstärkt wird dieser Eindruck durch das allgemeine
Schweigen dieser Medien zu der Behandlung, die Julian Assange seit
Jahren erleiden muss.

Natürlich ist es richtig und wichtig, dass ROG fordert, dass Assange
aus humanitären Gründen freizulassen ist, selbstverständlich! Aber
eben nicht nur, sondern, weil er aus politischen Gründen weiterhin
festgehalten wird und damit die Politik die Pressefreiheit massiv
angreift. Dies wird aber in dem Forderungsschreiben mit keinem Wort
explizit erwähnt.

Ein Schurke derjenige, der auf die Idee kommt, ein solches Schreiben
als "systemkonforme Solidarität" zu bezeichnen. Lassen wir aber Milde
walten und bezeichnen es eher als einen gut gemeinten Bärendienst.
Manchmal allerdings ist das Gengenteil von "gut" nicht etwa
"schlecht", sondern "gut gemeint".


Weiterführende Quellen und Texte: 

https://www.pressenza.com/de/2019/12/ein-baerendienst-an-julian-assange/


Anmerkung:

[1] https://www.reporter-ohne-grenzen.de/pressemitteilungen/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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DER FILM/473: Borken - "Das Cabinet des Dr. Caligari" mit musikalischer Live-Performance, 09.01.2020


Kreis Borken

Filmkonzert zu "Das Cabinet des Dr. Caligari"

Zum 100. Geburtstag des Stummfilmklassikers wird der Film am
Donnerstag, 9. Januar, mit musikalischer Live-Performance im kult in
Vreden gezeigt



Kreis Borken / Vreden. Das kult in Vreden begrüßt das neue Jahr mit
einem filmischen Highlight der Extraklasse: Zum ersten Mal im Kreis
Borken wird die restaurierte Fassung des Stummfilm-Klassikers "Das
Cabinet des Dr. Caligari" gezeigt. Begleitet wird der Film live vom
renommierten Filmmusik-Duo "this honorable fish". Das Filmkonzert
beginnt am Donnerstag, 9. Januar 2020, um 19 Uhr.

Der Eintritt ist frei.

Das Filmkonzert findet im Begleitprogramm der aktuellen
Sonderausstellung "Im Westen was Neues. Fußball - Charleston -
Bubikopf" statt.

"Das Cabinet des Dr. Caligari" erzählt die düstere Geschichte um den
geheimnisvollen Dr. Caligari, der mit seinem Gefährten Cesare die
norddeutsche Stadt Holstenwall in Angst und Schrecken versetzt. Am Tag
arbeiten sie auf einem Jahrmarkt, in der Nacht geschehen unheimliche
Verbrechen. Mit der Attraktion des Schlafwandlers Cesare zieht
Caligari den jungen Francis in den Bann. Schritt für Schritt taucht er
ein in die Welt des geheimnisvollen Caligari, bis er schließlich an
seinem eigenen Verstand zweifeln muss.

Wie kaum einem anderen Film gelingt es "Caligari", die Psychologie und
innere Zerrissenheit der Menschen der Weimarer Zeit in Bildern
einzufangen. Im Jahr 2020 wird Robert Wienes expressionistisches
Stummfilm-Meisterwerk 100 Jahre alt und hat doch nichts von seiner
eindringlichen Wirkung verloren.

Welche fesselnden Momente in Stummfilmen allein durch den Einsatz von
Musik entstehen, können die Besucherinnen und Besucher im Foyer des
kult dann durch die besondere Live-Musik erleben: Anja Kreysing und
Helmut Buntjer, die das Duo "this honorable fish" bilden, erzeugen
durch ihren Mix aus Instrumentierung mit Posaune und Akkordeon in
Kombination mit Elektronik eine ganz eigene, teils zart-poetisch,
teils klanggewaltige musikalische Interpretation zum Film, die
deutlich andere Akzente setzen kann, als es die historische Piano-
oder Orchesterbegleitung vermag.

Die Sonderausstellung "Im Westen was Neues. Fußball - Charleston -
Bubikopf", die noch bis zum 1. März im kult zu sehen ist, präsentiert,
wie die Menschen hier bei uns im Westmünsterland die Zeit der 1920er-
Jahre erlebten und wie sich auch hier Lebenswelt und
Lebenswirklichkeit der Menschen veränderten. An diesem Abend besteht
ab 18 Uhr die Möglichkeit, die Ausstellung vorab zu besuchen.
www.kult-westmuensterland.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.20

Kreis Borken - Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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TREFF/215: Wertheim - Tipps zur Medienerziehung von Kleinkindern, 15.01.20


Wertheim

Tipps zur Medienerziehung von Kleinkindern

Elternkompass-Reihe gibt Rat am 15. Januar



Wertheim. Die Reihe "Elternkompass: Kinder begleiten, Kinder fördern"
widmet sich am Mittwoch, 15. Januar, dem Thema "Medienerziehung von
Kindern - Fernsehen, PC, Tablet, Apps". Angesprochen sind Eltern von
Kindern im Alter von zwei bis fünf Jahren. Referentin ist
Diplom-Sozialarbeiterin (FH) Dorothea Buchfink. Die Veranstaltung
beginnt um 19.30 Uhr im Wertheimer Rathaus.

Der Vortrag möchte Eltern dabei unterstützen, im Spagat zwischen
Chancen und Risiken in der digitalen Mediennutzung ihrer Kinder einen
eigenen Standpunkt zu finden. Die Referentin Dorothea Buchfink gibt
Tipps, wie sie die Mediennutzung Ihrer Kinder verstehen, begleiten,
sicher gestalten und im Familienalltag handhaben können. In der
anschließenden Diskussion gibt es Gelegenheit, Fragen zu stellen und
Erfahrungen mit anderen Eltern auszutauschen.

Die Elternkompass-Reihe ist eine Initiative der AG Jugendhilfeplanung
Wertheim. Sie informiert in Vorträgen, Seminaren und Workshops zu
Fragen der Erziehung und des Familienlebens. Anmeldungen sind möglich
bei der Stadtverwaltung bis drei Werktage vor der Veranstaltung unter
Telefon 09342/301-310. Die Mindestteilnehmerzahl liegt bei fünf
Personen. Der Veranstaltungsraum im Rathaus ist ausgeschildert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.02.20

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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DEMENZ/474: Fachtagung "Demenz und Sexualität" Berlin (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 4/2019

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Fachtagung "Demenz und Sexualität" in Berlin

von Helga Schneider-Schelte, DAlzG



Sexualität berührt jeden Menschen und hört auch im Alter, bei Demenz
oder Pflegebedürftigkeit nicht auf. Mit dieser Erkenntnis lud die
DAlzG zu der Fachtagung "Demenz und Sexualität" im September ein. 125
Teilnehmende aus dem gesamten Bundesgebiet folgten der Einladung und
diskutierten an diesem Tag intensiv über die Bedürfnisse von
Demenzerkrankten nach Nähe, Zärtlichkeit und Berührung.

"Sexualität bildet einen zentralen Aspekt unseres menschlichen Lebens
- und zwar in jeder Lebensphase", führte Christian Müller-Hergl,
wissenschaftlicher Mitarbeiter der Universität Witten-Herdecke und der
Hochschule Osnabrück, in seinem Einführungsvortrag aus. Müller-Hergl
zitierte die groß angelegte Gothenburg-Studie, die unter anderem
herausfand, dass sexuelle Aktivität im Alter für viele gesundheitliche
Probleme eine vorbeugende Wirkung hat: Zum Beispiel schlafen Männer
besser und Frauen entwickeln eine geringere Angstsymptomatik.

Pflegekräfte sind häufig verunsichert, wenn Bewohnerinnen und Bewohner
in stationären Einrichtungen sexuelle Aktivitäten zeigen oder wenn sie
selbst mit den sexuellen Bedürfnissen von Pflegebedürftigen
konfrontiert werden. Ihre Reaktion hängt oft von ihrer persönlichen
Erfahrung und der eigenen Haltung zur Sexualität ab. Diplom-Pflegewirt
Peter Offermanns forderte einen intensiveren Austausch darüber in der
Pflege: "Gerade junge weibliche Pflegekräfte können mit sexuellen
Annäherungen oft besonders schwer umgehen - sie dürfen damit nicht
alleingelassen werden." Ein offener Umgang mit dem Thema hilft dabei,
Lösungen zu entwickeln, besonders wenn eigene Grenzen verletzt werden.

Bei Menschen mit Demenz kann das Ignorieren sexueller Bedürfnisse zu
herausforderndem und störendem Verhalten führen. Werden jedoch die
Bedürfnisse nach Nähe und Intimität befriedigt, "verschwinden häufig
die unangemessenen Verhaltensweisen und die Bewohnerinnen und Bewohner
entspannen sich", erläuterte die Berliner Sexualassistentin Stefanie
Klee. Sie bietet ihre Dienste auch hochaltrigen und pflegebedürftigen
Personen an.

Hochaltrigen Homosexuellen fällt es meist schwer, sich - nach vielen
Jahren der persönlich erlebten Diskriminierung und Verfolgung - in der
Pflegesituation zu outen. Trotz vermutlich 122.000 homosexuellen
Menschen mit Demenz tauchen diese in Einrichtungen der Altenhilfe so
gut wie nicht auf. "Sie ziehen sich zurück, vereinsamen und geben aus
Angst vor weiterer Diskriminierung ihre wirkliche geschlechtliche
Identität nicht preis", erläuterte Dieter Schmidt, Diplom-Psychologe
in der Schwulenberatung Berlin. Die Wohngemeinschaft "Lebensort
Vielfalt" in Berlin ist einer der wenigen Orte, an denen queer
gepflegt wird.

Sexualität ist eine große Lebenskraft - dies wurde in der lebendigen
Diskussion und auch in den Angehörigenberichten deutlich, die Christa
Matter von der Alzheimer Gesellschaft Berlin vortrug. Die Fachtagung
sollte Anstoß geben, die eigene Haltung zu überprüfen und sich über
tief sitzende Vorurteile bewusst zu werden. Doch der Dialog muss
weitergehen! Es wäre ein erstrebenswertes Ziel, wenn Angehörige und
Pflegekräfte offener und sensibler mit dem Thema umgehen könnten -
denn auch im Alter oder bei Pflegebedürftigkeit bleiben wir angewiesen
auf Nähe und Zärtlichkeit.

Die Fachtagung wurde von der DAK im Rahmen der Selbsthilfeförderung
der gesetzlichen Krankenkassen finanziell unterstützt.


Weitere Informationen:

Die Alzheimer Gesellschaft Berlin hat eine Ausgabe ihrer
Mitgliederzeitschrift "Mitteilungen" dem Thema Demenz und Sexualität
gewidmet. Bestellungen sind hier möglich:

Alzheimer Gesellschaft Berlin e.V.

Tel: 030 - 89 09 43 57

Fax: 030 - 25 79 66 96

E-Mail: info@alzheimer-berlin.de

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 4/19, S. 19

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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LEBER/264: "Minimalismus" ist auch für die Leber gut (idw)


Deutsche Leberstiftung - 27.12.2019

Gesundheit 2020: "Minimalismus" ist auch für die Leber gut



Das Trendthema "Minimalismus" hat sich zu einer Lebensart etabliert.
Konsumverzicht, reduziertes Wohnen, kein Auto - weniger soll glücklicher
und freier machen. Das Buch einer japanischen Aufräum-Expertin ist ein
weltweiter Bestseller und auch der erfolgreiche deutsche Kinofilm "100
Dinge" thematisiert den Verzicht. Wie ein Weniger auch im wichtigen
Lebensbereich Ernährung ein Mehr für 2020 sein kann, erklärt die Deutsche
Leberstiftung und ruft dazu auf, im neuen Jahr bewusster und gesünder zu
essen: "Minimalismus" bei der Ernährung ist ein wichtiger Beitrag zur
Lebergesundheit.

Nicht nur Wohnungen sind oftmals zu voll, auch viele Körper und speziell
das lebenswichtige Organ Leber sind immer häufiger zu "vollgestopft".
Übergewicht und Fettleibigkeit (Adipositas) - verursacht durch ungesunde
Ernährung in Verbindung mit Bewegungsmangel - sind immer öfter die Ursache
für die Entstehung und Manifestation einer nicht-alkoholischen
Fettlebererkrankung (Non-Alcoholic Fatty Liver Disease, NAFLD).

In Deutschland ist jeder vierte Bundesbürger über 40 Jahre bereits davon
betroffen und jedes dritte übergewichtige Kind leidet an dieser Krankheit
- Tendenz steigend: Schätzungen gehen davon aus, dass im Jahr 2025 etwa 55
Millionen US-Amerikaner und Europäer an einer nicht-alkoholischen
Leberentzündung leiden. "In den meisten Fällen entsteht die
nicht-alkoholische Fettleber als Folge des sogenannten metabolischen Syndroms.
Das metabolische Syndrom, auch Insulin-Resistenz-Syndrom oder
metabolisch-vaskuläres Syndrom genannt, ist gekennzeichnet durch das gemeinsame
Auftreten verschiedener Symptome und Krankheitsbilder", erklärt Professor
Dr. Michael P. Manns, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Leberstiftung,
und ergänzt: "Dazu gehören Übergewicht, und hierbei ist speziell das
Bauchfett ein besonderer Risikofaktor, ein dauerhaft erhöhter
Blutzuckerspiegel, erhöhte Blutfettwerte und Bluthochdruck. In der Regel
sind ungesunde Ernährung und Bewegungsmangel ursächlich für das
metabolische Syndrom. Das Ungleichgewicht von Kalorien-Zufuhr und
-Verbrauch erzeugt die vier gefäßschädigenden Risikofaktoren. Wenn dem
Körper ständig mehr Kalorien zugeführt werden, als er verbrennen kann,
wird die überschüssige Energie in Form von Fett eingelagert - nicht nur im
Fettgewebe, sondern auch in der Leber."

Bereits Endes des 19. Jahrhunderts formulierte der deutsche Philosoph
Friedrich W. Nietzsche: "Du musst nicht nur mit dem Munde, sondern auch
mit dem Kopfe essen, damit dich nicht die Naschhaftigkeit des Mundes
zugrunde richtet." Wie aktuell die Aussage von damals ist, belegen
zahlreiche Studien, die eine Verbindung zwischen Ernährungsgewohnheiten,
Übergewicht und dem Entstehen von Krankheiten bis hin zum Wachstum
bestimmter Tumorarten aufzeigen. "Es ist bewiesen, dass auch bei einigen
Leberzellkrebs-Erkrankungen (Hepatozelluläres Karzinom, HCC) die onkogenen
Risikofaktoren Nikotin- und Alkoholkonsum, Übergewicht, Adipositas und
fehlende Bewegung eine entscheidende Rolle spielen. Alle genannten
Risikofaktoren sind vermeidbar, deswegen appelliert die Deutsche
Leberstiftung zum Start des neuen Jahres an die Verantwortung, die jeder
Mensch für seine Gesundheit übernehmen sollte", sagt Professor Manns.

Neben den individuellen Möglichkeiten, die jeder Verbraucher bei der
Umsetzung einer Lebensstiländerung im Sinne von "Ernährungsminimalismus"
als Vorsatz für 2020 hat, sind auch gesundheitspolitische und
verhältnispräventive Maßnahmen notwendig, um zukünftige Veränderungen zu
erleichtern. Zusätzlich zu ökonomischen Anreizen wie beispielsweise
Steuern auf gesüßte Getränke und Zucker, könnte auch die Einführung eines
verständlichen Kennzeichnungssystems von Lebensmitteln mit der Ampelskala
NutriScore die Menschen dabei unterstützen, bei der Ernährung mit weniger
Zucker oder weniger Fett mehr für ihre Lebergesundheit zu tun.


Deutsche Leberstiftung

Die Deutsche Leberstiftung befasst sich mit der Leber, Lebererkrankungen
und ihren Behandlungen. Sie hat das Ziel, die Patientenversorgung zu
verbessern. Durch intensive Öffentlichkeitsarbeit steigert die Stiftung
die öffentliche Wahrnehmung für Lebererkrankungen, damit diese früher
erkannt und geheilt werden können. Die Deutsche Leberstiftung bietet
außerdem Information und Beratung für Betroffene und Angehörige sowie für
Ärzte und Apotheker in medizinischen Fragen. Diese Aufgaben erfüllt die
Stiftung sehr erfolgreich.

Weitere Informationen: https://www.deutsche-leberstiftung.de

JETZT NEU: 

Website-Relaunch der Deutschen Leberstiftung 

https://www.deutsche-leberstiftung.de - wichtige Basisinformationen, umfangreicher
Service und Presseinformationen/-bilder im neu gestalteten Online-Portal
für Betroffene und Angehörige und Fachkreise.

BUCHTIPP: 

"Das Leber-Buch" der Deutschen Leberstiftung informiert
umfassend und allgemeinverständlich über die Leber, Lebererkrankungen,
ihre Diagnosen und Therapien - inzwischen in dritter, aktualisierter und
erweiterter Auflage! "Das Leber-Buch" ist im Buchhandel erhältlich: ISBN
978-3-89993-899-9, 16,99 Euro.

Weitere Informationen:

https://www.deutsche-leberstiftung.de/Leber-Buch


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.deutsche-leberstiftung.de

https://www.deutsche-leberstiftung.de/presse/aktuelle-pressemitteilungen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1419

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Leberstiftung - 27.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/9272: Aus aller Welt - 02.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



ÖVP und Grüne in Österreich einigen sich auf Koalitionsvertrag

Drei Monate nach der Parlamentswahl in Österreich haben sich die
konservative ÖVP und die Grünen auf einen Koalitionsvertrag einigen
können. Das gaben die Parteivorsitzenden Sebastian Kurz und Werner
Kogler am späten Mittwochabend in Wien bekannt. Das Übereinkommen
müsse am Samstag noch vom Bundeskongreß der Grünen abgesegnet werden,
berichtete die Deutsche Presse-Agentur. In dem 300 Seiten starken
Vertrag bekannten sich ÖVP und Grüne zum Grenz- und Klimaschutz. Bis
2030 soll der Strom zu 100 Prozent aus erneuerbaren Energiequellen
kommen. Beim Thema Migration verständigten sich ÖVP und Grüne darauf,
Arbeitsmigranten den Zugang zum Arbeitsmarkt zu erleichtern. Außerdem
sollen Asylverfahren beschleunigt werden. Weiter konsequent
abschieben will man Drittstaatsangehörige, denen der Schutzstatus
aberkannt wurde.
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JUSTIZ/9272: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Räuber drohte Bankangestellte mit Sprengsatz

Wenige Minuten nach einem Überfall auf eine Sparkasse in Münster hat
die Polizei den mutmaßlichen Bankräuber verhaftet. Einem Bericht der
Deutschen Presse-Agentur zufolge hatte der Mann am
Donnerstagvormittag in der Bank mit einem Sprengsatz gedroht, wenn er
nicht Geld bekomme. Er flüchtete dann mit einem dreistelligen Betrag.
Die Ermittler fotografierten den unmaskierten Tatverdächtigen von der
Überwachungskamera ab und schickten die Bilder über eine
Messenger-App auf die Diensthandys ihrer Kollegen in Münster, die den
Mann kurz darauf in der Innenstadt stellen konnten. In seinem
Rucksack befand sich kein Sprengsatz. Die Beute aus dem Banküberfall
hatte er noch dabei.
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MELDUNGEN



Türkische Regierung kann Truppen nach Libyen entsenden

Das türkische Parlament hat einer möglichen Militärintervention in
Libyen zugestimmt. Eine deutliche Mehrheit der Abgeordneten stimmte
in einer Sondersitzung am Donnerstag für einen Antrag der Regierung,
der die Entsendung von Soldaten in das Bürgerkriegsland erlaubt,
berichtete die Nachrichtenagentur AFP. Der türkische Präsident Recep
Tayyip Erdogan hatte mehrfach angekündigt, die international
anerkannte Regierung unter Ministerpräsident Fajis al-Sarradsch in
Tripolis im Kampf gegen die Kräfte des Generals Khalifa Haftar zu
helfen. Der aus dem Osten des nordafrikanischen Landes agierende
militärische Befehlshaber der sogenannten Libyschen Nationalen Armee
des in Tobruk residierenden Abgeordnetenrats, der den Nationalkongreß
in Tripolis ersetzen soll, wird unter anderem von Rußland
unterstützt. Präsident Wladimir Putin wird am kommenden Donnerstag in
Istanbul erwartet. Die Krise in Libyen wird sicherlich eines der
zentralen Gesprächsthemen sein.
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POLITIK/9271: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



SPD will Widerstand gegen Windkraft mit Prämien brechen

Die SPD will die Akzeptanz von Windkraftanlagen mit Hilfe eines
sogenannten Winbürgergeldes erhöhen. Anwohner, die Windräder in ihrer
näheren Umgebung akzeptierten und damit den Ausbau der erneuerbaren
Energien ermöglichten, sollten finanziell belohnt werden, schlug
SPD-Fraktionsvizechef Matthias Miersch in einem Gespräch mit der
Neuen Osnabrücker Zeitung vor. Der Vorschlag wird von den Grünen
unterstützt. Zudem will die SPD die Möglichkeiten Betroffener
einschränken, Windmühlen vor der Haustür auf dem Klageweg zu
verhindern. Langatmige Planungsprozesse könne sich Deutschland nicht
mehr erlauben, wenn die enorme Transformation der Energieversorgung
bewältigt werden müsse, sagte Miersch.
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MELDUNGEN



Skifahrer in Tiroler Alpen tödlich verunglückt

Auf einer Skipiste bei St. Anton am Arlberg in den Tiroler Alpen ist
ein 58jähriger Familienvater bei einem Lawinenunglück ums Leben
gekommen. Die herabstürzenden Schneemassen hätten den Mann vor den
Augen seiner Frau und den zwei Söhnen mitgerissen, teilte ein
Sprecher der örtlichen Behörden laut Angaben der Deutschen
Presse-Agentur mit. Erst wenige Tage zuvor waren in Südtirol eine
Frau und zwei Kinder bei einem Lawinenabgang ums Leben gekommen.
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Indien testet Kapsel für bemanntes Raumfahrtprogramm

Indien plant für 2020 weitere unbemannte Testflüge für das neue
Raumschiff Gaganyaan, das künftig bis zu drei Astronauten befördern
soll. Die Konstruktion des Crewmoduls ist bereits seit Mai
vergangenen Jahres abgeschlossen. 2020 werden mehrere Tests
durchgeführt, teilte der Generaldirektor der Indian Space Research
Organisation (ISRO), Kailasavadivoo Sivan, der Tageszeitung Times of
India mit. Ferner habe Glavkosmos - eine Tochtergesellschaft der
russischen Weltraumbehörde Roskosmos - von den zwölf zur Auswahl
stehenden indischen Kandidaten vier ausgesucht, die ab der dritten
Januarwoche im russischen Kosmonauten-Ausbildungszentrum (ZPK) Juri
Gagarin im Sternenstädtchen bei Moskau mit dem Training beginnen
werden. Der erste bemannten Start des neuen, rund 3,7 Tonnen schweren
Raumfahrzeugs Gaganyaan ist demnach für 2020 vorgesehen.
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AUSLAND/8368: Aus aller Welt - 02.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Netanjahu beantragt Immunität vor Strafverfolgung

Der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu hat am
Mittwochabend beim Parlamentspräsidenten Juli Edelstein Immunität
beantragt, um sich vor Strafverfolgung zu schützen.
Generalstaatsanwalt Avichai Mandelblit hatte dem
Parlamentspräsidenten die Anklageschrift gegen Netanjahu 30 Tage
zuvor übermittelt. Dem Justizministerium zufolge soll der
Ministerpräsident wegen Betrugs, Untreue und Bestechlichkeit
angeklagt werden. Zur Immunität Netanjahus müßte ein
parlamentarischer Ausschuß eine Entscheidung treffen, bevor das
Parlament darüber abstimmt. Die Knesset ist jedoch nur eingeschränkt
handlungsfähig. Das Immunitätskomitee wird voraussichtlich erst
nach der für den 2. März anberaumten, dritten Parlamentswahl seit
2019 zusammentreten können. Netanjahu wird erst nach einer
rechtskräftigen Verurteilung von seinem Amt als Ministerpräsident
zurücktreten müssen. Seine weiteren Ämter als Minister für
Gesundheit, Soziales, Landwirtschaft und Diaspora hat er bereits
abgegeben.
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VOM TAGE



Bei Gesundheitsfragen bleiben Ärzte Ansprechpartner Nummer 1

Allen Möglichkeiten des Internets zum Trotz bleiben Ärzte weiterhin
Ansprechpartner Nummer 1, wenn es um Gesundheitsinformationen geht.
Zu diesem Ergebnis gelangte laut Deutschem Ärzteblatt eine gemeinsame
Untersuchung der Stiftung Gesundheitswissen in Zusammenarbeit mit dem
Hanover Center for Health Communication. Allerdings ist der Trend
unverkennbar, daß das Internet auch hier immer mehr an Bedeutung
gewinnt. So sucht der Studie zufolge fast jeder dritte (31,3 Prozent)
der Befragten als erstes im Internet nach Gesundheitsinformationen,
aber rund jeder zweite (48 Prozent) wendet sich dafür an Ärzte oder
anderes medizinisches Fachpersonal. Der Grund: Die Bundesbürger
schenken Ärzten in Gesundheitsfragen ein hohes Vertrauen, während das
Internet zwar als Informationsquelle genutzt wird, aber nicht mal ein
Achtel der Bevölkerung den dort gefundenen Gesundheitsinformationen
vertraut.
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VOM TAGE



Polizist bei Einsatz in Leipzig-Connewitz schwer verletzt

Im Leipziger Stadtviertel Connewitz ist in der Silvesternacht ein
38jähriger Beamter durch Pyrotechnik schwer verletzt worden. Er wurde
bewußtlos in eine Klinik zur Notoperation gebracht. Das
Landeskriminalamt ermittelt wegen versuchten Mordes. Drei weitere
Polizisten erlitten leichte Verletzungen. Beamte waren mit Steinen,
Flaschen und Feuerwerkskörpern attackiert worden. Ein LKA-Sprecher
bezeichnete Leipzig als eine Hochburg linksextremistischer Straftäter
deutschlandweit. Das Polizeiliche Extremismus- und
Terrorismus-Abwehrzentrum (PTAZ) ermittelt ausdrücklich nicht gegen
Linke an sich, sondern gegen Straftäter. Im Zusammenhang mit den
Ereignissen der Silvesternacht wurden sieben Männer und zwei Frauen
festgenommen. Ihnen wird gefährliche Körperverletzung, Widerstand
gegen Polizeibeamte und schwerer Landfriedensbruch vorgeworfen. Eine
Verbindung zu dem Angriff auf den 38jährigen Polizisten hatte
zunächst nicht bestanden.

2. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8278: Sprache, Kunst und Medium - 02.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Der Hamburg-Teil in der Tageszeitung Die Welt ist Geschichte

Nach dem 2. Weltkrieg galt die Tageszeitung Die Welt als Flaggschiff
des Axel-Springer-Verlags. Als der Hauptsitz des Zeitungs- und
Zeitschriftenverlags nach der Jahrtausendwende von Hamburg nach Berlin
verlegt wurde, blieb zumindest noch ein redaktioneller Hamburg-Teil
bestehen. Damit ist jetzt aber auch Schluß. Wie NDR 90,3 berichtete,
ist am Silvestertag dieser auf die Hansestadt zugeschnittene Teil zum
letzten Mal erschienen.

Die Welt war im April 1946 und damit vor gut 73 Jahren von der
britischen Militärregierung in Hamburg herausgegeben worden. Sechs
Jahre später kaufte der Axel-Springer-Verlag die Zeitung, die für ein
hohes Niveau stehen sollte.

Einen speziell für ihre Stadt zusammengestellten, gedruckten Lokalteil
wird es künftig nur noch für die Leser der Wochenzeitung "Welt am
Sonntag" geben.
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Parlament in Ankara erteilt Erdogan Mandat für Libyen-Intervention

Das Parlament in Ankara hat am Donnerstag der von Präsident Erdogan
beantragten Entsendung von Kampftruppen nach Libyen zugestimmt.
Erdogan will auf der Seite des in Tripolis sitzenden
Ministerpräsidenten Sarradsch in den internen Konflikt mit dem
abtrünnigen General Haftar aus Tobruk eingreifen. Für die
Intervention votierten die Abgeordneten der Regierungspartei AKP und
der mit ihr verbündeten nationalistischen MHP. Einer Mehrheit von 325
Abgeordneten für den Regierungsantrag standen 184 Abgeordnete
gegenüber, die dagegen stimmten. Dem Mandat zufolge kann Erdogan
bestimmen, wann und in welchem Umfang er militärische Operationen und
Interventionen in Libyen durchführen lassen will. Bereits im November
hatten Erdogan und Sarradsch eine militärische Kooperation
vereinbart. Außerdem hatten sie unter sich Seegrenzen im Mittelmeer
ausgemacht. Diese sollen der Türkei Ansprüche auf Erdgasvorkommen in
der Nähe von Kreta sichern.
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POLITIK/8359: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Schnupperangebot für kostenlosen ÖPNV im Kreis Dithmarschen

Der Kreis Dithmarschen in Schleswig-Holstein bietet zehn Tage lang
kostenlose Nutzung des Linienbusverkehrs an. Der Wirtschaftsausschuß
des Kreistages will die Bürger und vor allem die Pendler unter ihnen
mit der Aktion auf das seit vier Jahren weiterentwickelte Busangebot
aufmerksam machen. Nahverkehrszüge und die meisten Bürgerbusse bleiben
kostenpflichtig. Der befristete und begrenzte kostenlose ÖPNV schlägt
beim Kreistag mit rund 15.000 Euro zu Buche.
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SONSTIGES/8328: Tragisches und Kurioses - 02.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Kellnerin bekommt zum Jahreswechsel 2020 US-Dollar Trinkgeld

In der Kleinstadt Alpena im Bundesstaat Michigan hat eine Kellnerin
von zwei Stammkunden ein auf das Datum zugeschnittenes Trinkgeld von
2020 Dollar erhalten.

Die Rechnung hatte sich in dem Restaurant Thunder Bay River Restaurant
zwar nur auf 23 Dollar belaufen, aber das Trinkgeld für das mit einer
Kreditkarte bezahlte Essen hatte es dann in sich.

"Solche Dinge passieren Menschen wie mir einfach nicht", meinte die
31jährige Danielle Franzoni fassungslos gegenüber der Zeitung "The
Alpena News". Aber es war kein Buchungsfehler, denn auf dem
Kreditkartenbeleg stand "Frohes Neues Jahr. 2020 Trinkgeld-Challenge."

Wie Franzoni sagte, habe sie nach einer Drogensucht vor einem Jahr
noch in einer Obdachlosenunterkunft gewohnt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8357: Arbeit, Soziales und Familie - 02.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Lübeck führt den Gender:Doppelpunkt ein

Die Stadtverwaltung von Lübeck benutzt seit Jahresanfang nach
Möglichkeit nur noch geschlechterneutrale Bezeichnungen wie
"Beschäftigte", "Studierende" und "Teilnehmende". In anderen Fällen
wird dem "Leitfaden für gendersensible Sprache bei der Hansestadt
Lübeck" zufolge die weibliche Form mit eingefügtem Doppelpunkt
verwendet. Das führt zu Konstrukten wie "Mitarbeiter:innen" und
"Kolleg:innen". Bürgermeister Jan Lindenau betonte, damit sollten
auch jene angesprochen werden, die sich nicht als Mann oder Frau
beschreiben.

2. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8334: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Hohe Feinstaubbelastung am Neujahrsmorgen

Experten hatten vorher davor gewarnt: In vielen Ballungsgebieten in
Deutschland zeigten die Meßwertstationen des Umweltbundesamtes (UBA)
am Neujahrsmorgen sehr hohe Feinstaubwerte an. So gab es insbesondere
in der Rhein-Main-Region, im Ruhrgebiet, in Bremen und Hannover,
München oder Nürnberg eine sehr schlechte Luftqualität, die vor allem 
auf erhöhte Feinstaubwerte zurückging. Dafür sollen aber nicht allein
die Raketen verantwortlich gewesen sein. Hinzu kam zumindest regional
eine ausgeprägte Windstille. So soll laut dpa beispielsweise in
Stuttgart die Kombination aus Wetterlage und Feuerwerk zu vielen
Einsätzen der Feuerwehr wegen Fehlalarmen von Brandmeldern geführt
haben. Dabei sollen Qualm und Rauch nicht nach oben abgezogen sein,
sondern hätten sich am Boden gestaut.

2. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8345: Märkte und Finanzen - 02.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Griechenland, Zypern und Israel vereinbaren Bau von EastMed-Pipeline

Die Energieminister Griechenlands, Zyperns und Israels, Kostis
Chatzidakis, Jorgos Lakkotrypis und Yuval Steinitz, haben am
Donnerstagabend in Athen ein Abkommen zum Bau der Gas-Pipeline
EastMed unterzeichnet. Diese soll von Israel und Zypern gefördertes
Erdgas über eine Strecke von rund 1900 Kilometern über Zypern, Kreta
und das griechische Festland bis nach Italien leiten. Für das 2013
initiierte Projekt werden Investitionen von mindestens zehn
Milliarden Euro veranschlagt. Fördergelder der EU sind nicht zu
erwarten, weil die Gemeinschaft fossile Energieträger nicht mehr
subventioniert. Für EastMed wird mit einer Bauzeit von etwa fünf
Jahren gerechnet. Zur Vertragsunterzeichnung waren der griechische
Ministerpräsident Kyriakos Mitsotakis, sein israelischer Amtskollege
Benjamin Netanjahu und der zyprische Präsident Nicos Anastasiades in
die griechische Hauptstadt gekommen.

2. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8357: Aus Forschung und Technik - 02.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Mini-T.Rex doch keine eigenständige Art

Auch wenn in der Wissenschaft noch nicht letztgültig geklärt ist, ob 
der Tyrannosaurus Rex einst der gefährlichste Räuber war, der auf 
Erden wandelte, oder ob es sich bei ihm um einen relativ unbeholfenen 
Aasfresser gehandelt hat, der sich wegen seiner unproportionierten 
Körpermaße so gerade von Aas zu Aas schleppen konnte, streiten 
sich Dinosaurier-Experten gleichzeitig darum, ob es eine Miniatur-Art 
des T.Rex gab. Zumindest bei letzterem kam ein US-Forscherteam um 
Holly Woodward von der Oklahoma State University in einer neuen Studie 
jetzt zu dem Schluß, daß gefundene Knochenreste von zwei relativ 
kleinen Raubsauriern mit T.Rex-Proportionen nicht von einer 
eigenständigen Art stammten. Vielmehr gehörten sie afp zufolge zu
noch nicht erwachsenen Exemplaren des Tyrannosaurus Rex, die früh 
verstarben. Mit Hilfe einer modernen Technik, bei der extrem dünne 
Knochenstücke von sehr leistungsstarken Mikroskopen durchleuchtet
wurden, konnten die Wissenschaftler feststellen, daß die Eigenschaften
weder den Blutgefäßen noch der Wachstumsphase und der von 
ausgewachsenen Tieren entsprachen. Denn bei diesen hätten die Spuren 
des Prozesses zur Neubildung von Blutgefäßen weniger ausgeprägt 
gewesen sein müssen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1653: Spektroskopie - Unverwechselbarer molekularer Fingerabdruck (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München, LMU - 01.01.2020

Spektroskopie - Unverwechselbarer molekularer Fingerabdruck



Forscher des Labors für Attosekundenphysik haben ein völlig neuartiges
Lasermesssystem zur Analyse der molekularen Zusammensetzung in
biologischen Systemen entwickelt. Es kann kleinste Veränderungen in der
molekularen Zusammensetzung von Organismen erkennen.

In Organismen zirkulieren die verschiedensten Arten von Molekülen. Der
Stoffwechsel lässt in den Zellen ständig verschiedenste neue Moleküle
entstehen, die auch in die Umgebung, etwa in das Blut, abgegeben werden.
Eines der großen Ziele der Biomedizin ist es, diesen Molekülmix
detailliert zu erfassen und so Auskunft über den Zustand des Organismus zu
gewinnen. Denn auch entartete Zellen wie etwa Krebszellen im menschlichen
Körper produzieren ganz charakteristische Moleküle. Sie sind oft ein
erster Hinweis auf eine Erkrankung. Das Problem dabei ist: Es gibt bisher
nur äußerst wenige bekannte solcher Indikatormoleküle, die meist ohnehin
in nur äußerst geringer Konzentration im Blut zirkulieren. Dementsprechend
schwer ist es, sie nachzuweisen. Biomediziner gehen aber davon aus, dass
es sehr viele solcher molekularen Krankheitssignaturen in verschiedensten
Molekülklassen wie Protein-, Zucker oder Fettderivate gibt. Die große
Herausforderung ist es, sie umfassend und genau genug mit einer einzigen
Methode zu detektieren.

Um diesem Ziel näher zu kommen, hat ein interdisziplinäres Team aus
Physikern, Biologen und Datenwissenschaftlern des Labors für
Attosekundenphysik (LAP) der LMU und des Max-Planck-Instituts für
Quantenoptik unter der Leitung von Ferenc Krausz, Inhaber des Lehrstuhls
für Experimentalphysik/Laserphysik, ein neues Laser-Messsystem entwickelt.
Mit seiner Hilfe ist es möglich, Fingerabdrücke der molekularen
Zusammensetzung biologischer Proben jeglicher Art in Form von
Infrarotlicht zu erhalten. Die Technologie arbeitet mit einer bisher noch
nie erreichten Empfindlichkeit und kann für jede Biomolekülklasse
eingesetzt werden.

Das System basiert auf Technologien, die im Labor für Attosekundenphysik
für die Ultrakurzzeitmetrologie entwickelt wurden. Das neue
Laserspektrometer, gebaut vom Team um den Physiker Ioachim Pupeza, beruht
auf der Emission extrem starker Infrarot-Laserpulse über ein breites
Spektrum im infraroten Wellenlängenbereich, die nur Femtosekunden dauern.
Eine Femtosekunde ist ein Millionstel einer Milliardstel Sekunde. Das
Prinzip dahinter: Moleküle werden durch die ultrakurzen Infrarot-Laserpulse
zum Schwingen angeregt. Die Lichtpulse wirken auf die
elektronisch gebundenen Teilchen ähnlich wie ein kurzer Hammerschlag auf
eine Stimmgabel. Danach schwingen die Moleküle selbständig weiter und
senden dadurch kohärentes Licht mit charakteristischen
Wellenlängen/Frequenzen aus. Die neue Technologie detektiert dabei die
gesamte schwingende Lichtwelle. Jede molekulare Verbindung schwingt bei
bestimmten Eigenfrequenzen und trägt damit einen wohldefinierten Anteil
zur detektierten Lichtwelle bei. Hier kann sich kein Molekül mehr
verstecken.

"Wir haben mit unserem Laser nun einen breiten Wellenlängen-Bereich im
Infrarot, von sechs bis zwölf Mikrometer, für die Anregung von Molekülen
abgedeckt", erklärt Marinus Huber, Co-Erstautor der Studie und Mitarbeiter
im Team von Biologin Dr. Mihaela Zigman, das im Labor für
Attosekundenphysik ebenfalls an den Experimenten beteiligt war. "Anders
als etwa die Massenspektroskopie gewährt uns diese Methode Zugang zu allen
Molekültypen, aus denen biologische Proben zusammengesetzt sind", erklärt
Zigman.

Die kurzen Laserpulse zur Molekülanregung bestehen aus nur wenigen
Schwingungen des Lichts. Das System erreicht dabei eine zweimal höhere
Strahlungs-Brillanz, also Dichte an Photonen, als konventionelle
Synchrotrons, in denen bisher Strahlung für ähnliche
Molekularspektroskopie erzeugt wurde. Zudem ist die Infrarot-Strahlung
räumlich und zeitlich kohärent. Alle physikalischen Parameter zusammen
sind verantwortlich für die extrem hohe Sensitivität des neuen
Lasersystems. Somit können auch sehr kleine spezifische
Molekülkonzentrationen detektiert und damit der "molekulare Fingerabdruck"
sehr genau erstellt werden. Die neuen physikalischen Parameter ermöglichen
es nun erstmals, wasserhaltige lebende Proben, die bis zu 0,1 mm dick
sind, mit Infrarotlicht zu durchleuchten und dadurch mit bisher nicht
dagewesener Empfindlichkeit zu analysieren. In ersten Experimenten mit der
neuen Technologie hat das LAP-Team bereits eine ganze Reihe
unterschiedlichster Proben untersucht.
"Diese präzise Messung von Veränderungen in der molekularen
Zusammensetzung von Körperflüssigkeiten eröffnet neue Möglichkeiten für
Biologie und Medizin und könnte künftig insbesondere in der Frühdetektion
von Krankheiten Anwendung finden," sagt Zigman. (MPG/LMU)


Originalpublikation:

Ioachim Pupeza, Marinus Huber, Michael Trubetskov, Wolfgang Schweinberger,
Syed A. Hussain, Christina Hofer, Kilian Fritsch, Markus Poetzlberger,
Lenard Vamos, Ernst Fill1, Tatiana Amotchkina, Kosmas V. Kepesidis,
Alexander Apolonski, Nicholas Karpowicz, Vladimir Pervak, Oleg Pronin,
Frank Fleischmann, Abdallah Azzeer, Mihaela Zigman, Ferenc Krausz

Field-resolved infrared spectroscopy of biological systems

Nature 2. Januar 2020

doi 10.1038/s41586-019-1850-7

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, LMU, 01.01.2020
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E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3537: Gewalt gegen Polizisten ist nicht hinnehmbar


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 2. Januar 2020

Gewalt gegen Polizisten ist nicht hinnehmbar



Zu den Angriffen auf die Polizei in Leipzig in der Silvesternacht
können Sie den stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, wie folgt zitieren:

"Wie bei G20 in Hamburg haben linke Chaoten mit Gewalt gegen
Polizisten und Privateigentum gewütet. Das ist kein Silvesterspaß,
sondern schwerste Gewaltkriminalität. Ein solches Treiben müssen wir
hart sanktionieren. Die Ereignisse in Leipzig haben einmal mehr
gezeigt, dass auch der Linksextremismus unverändert eine große Gefahr
für die öffentliche Ordnung in unserem Land ist. Neben den
Aktivitäten zur Stärkung der Bekämpfung des Rechtsextremismus braucht
es in den Behörden unverändert starke Kapazitäten zur Beobachtung und
Ansprache der linken Militanz sowie konsequentes staatliches Vorgehen
gegen bestehende Strukturen und strafrechtlich relevantes Verhalten.
Wir brauchen über alle Parteigrenzen hinweg wie beim
Rechtsextremismus auch eine klare Verurteilung des Linksextremismus.
Leider tut sich insbesondere die Linkspartei damit sehr schwer.
Solange beispielsweise in Berlin die militante linke Szene vom Senat
verharmlost wird, ihr Handeln gänzlich folgenlos bleibt und politisch
teilweise verharmlost wird, da es ja die "Richtigen" träfe, werden
wir noch lange mit brennenden Autos und Häusern zu kämpfen haben."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1946: Eskalation im Irak beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Januar 2020

Eskalation im Irak beenden



"Statt die Lesart von US-Präsident Donald Trump zu übernehmen, sollte
sich die Bundesregierung für eine Deeskalation im Irak einsetzen. Wir
brauchen jetzt eine internationale Untersuchungskommission unter
Führung der UN zur Urheberschaft des Angriffs auf die US-Militärbasis
im Irak, der am Anfang dieser Eskalation stand. Zudem ist die
Bundesregierung gefordert, die deutschen Soldaten aus dem Irak
abzuziehen. Eine Fortsetzung der Bundeswehrmission wäre in hohem Maße
unverantwortlich", so die Außenpolitikexpertin der Fraktion DIE LINKE,
Sevim Dagdelen. Dagdelen weiter:

"Die Bundesregierung muss sich im UN-Sicherheitsrat für eine
Aufklärung des ursprünglichen Angriffs auf eine US-Militärbasis
einsetzen. Es muss geklärt werden, ob es sich nicht um eine Operation
unter falscher Flagge gehandelt hat und wer die Auftraggeber dieses
Angriffs waren. Jetzt auf eine weitere Eskalation zu setzen, so wie
dies US-Präsident Donald Trump angekündigt hat, könnte eine ganze
Region in Brand setzen. Die Bundesregierung muss jetzt diplomatisch
aktiv werden, um einen weiteren großen Krieg in der Region zu
verhindern. Ein Angriff auf den Iran durch die USA und ihre
Verbündeten hätte unabsehbare Folgen für die Region. Sollte sich das
irakische Parlament in der Folge der US-Angriffe im Irak für eine
Beendigung der Militärpräsenz der USA und ihrer Verbündeten
aussprechen, ist die Bundesregierung gehalten, diese Entscheidung zu
respektieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. Januar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9313: Heute im Bundestag Nr. 003 - 02.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 3

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. Januar 2020, Redaktionsschluss: 12.52 Uhr

1. Nachhaltigkeit von Kernenergie

2. Beratungsbedarf des Bundes

3. Nutzung des Hawala-Systems

4. Bewertung des Nutri-Scores

5. Insektenproteine als Eiweißquelle

6. Nationale Ackerbaustrategie



1. Nachhaltigkeit von Kernenergie

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung begrüßt, dass die technische
Expertengruppe der EU-Kommission zum nachhaltigen Finanzwesen davon
abgesehen hat, die Kernenergie in die Taxonomie aufzunehmen. Dies
teilt die Regierung in ihrer Antwort (19/15635) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/15201) mit, die sich nach den
Verhandlungen über den Verordnungsvorschlag der Europäischen
Kommission zur Schaffung einer Taxonomie erkundigt hatte. Als
problematisch wird von der Regierung angesehen, dass die technische
Expertengruppe zu weiteren Untersuchungen der Nachhaltigkeit von
Kernenergie in noch einzurichtenden Gruppen aufgefordert habe. Die
Bundesregierung teilt die Auffassung des Europäischen Parlaments, dass
eine glaubwürdige Taxonomie bereits im Text der Verordnung eine
mögliche Bewertung von Kernenergie als nachhaltig ausschließen müsse.

 * 

2. Beratungsbedarf des Bundes

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Bundesverwaltungsamt ist personell und materiell
nicht dafür ausgestattet, den gesamten Bedarf der Bundesverwaltung an
Organisationsberatung abzudecken. Dies teilt die Regierung in einer
Antwort (19/15632) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/15014)
mit. Die Abdeckung des gesamten Bedarfs der Bundesverwaltung an
Organisationsberatung sei auch nicht Auftrag des
Bundesverwaltungsamtes, wird erläutert. Das Amt trage im Rahmen seiner
Kapazitäten dazu bei, den Beratungsbedarf der Bundesverwaltung im
Sinne eines "gesunden Mixes" durch interne und externe Beratung zu
decken.

 * 

3. Nutzung des Hawala-Systems

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Nutzung eines sogenannten Hawala-Systems
für Geldtransfers durch organisierte Kriminalität und terroristische
Gruppierungen erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/16101). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben,
wie weit solche Transfersysteme verbreitet sind und ob sie über eine
Erlaubnis der Finanzaufsicht verfügen.

 * 

4. Bewertung des Nutri-Scores

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD stellt den sogenannten Nutri-Score als
vereinfachtes Nährwertkennzeichnungssystem in den Mittelpunkt einer
Kleinen Anfrage (19/15925). Die Abgeordneten wollen unter anderem von
der Bundesregierung wissen, ob die Informationen, die durch den
Nutri-Score übermittelt werden, genügen, um sich besser oder gesünder
zu ernähren.

 * 

5. Insektenproteine als Eiweißquelle

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/15910) mit der Erschließung alternativer Eiweißquellen
mittels Insektenproteinen. Nach Ansicht der Liberalen werden
alternative Eiweißquellen angesichts der weltweit rasant steigenden
Weltbevölkerung dringend gesucht. Die Bundesregierung soll unter
anderem mitteilen, welche Zahlen hinsichtlich der Produktionsmengen
von Insektenproteinen in der Bundesrepublik vorliegen und ob sich
daraus ein Mehrnutzen als Eiweißquelle für die Nutz- und
Haustierfütterung ableiten lässt.

 * 

6. Nationale Ackerbaustrategie

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die nationale Ackerbaustrategie (19/15928) ist das
Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion. Nachdem im
Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD vom 7. Februar 2018 für die
19. Wahlperiode die Umsetzung einer nationalen Ackerbaustrategie
vereinbart worden sei, soll die Bundesregierung darüber Auskunft
geben, wann die ursprünglich für den Herbst 2019 angekündigte
Strategie vorgestellt werden soll.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 3 - 2. Januar 2020 - 12.52 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9312: Heute im Bundestag Nr. 002 - 02.01.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 2

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 2. Januar 2020, Redaktionsschluss: 11.05 Uhr

1. Nachteile durch Einfuhrumsatzsteuer

2. Wirkung der Grundsteuer C

3. Öl- und Gasheizungen dominieren

4. Aufsicht über Finanzvermittler

5. Elektrifiziertes Streckennetz der Bahn

6. Bahnübergänge mit veralteter Technik



1. Nachteile durch Einfuhrumsatzsteuer

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hält es für plausibel, dass sich
das derzeitige Erhebungsverfahren der Einfuhrumsatzsteuer und die
Gewährung des damit zusammenhängenden Vorsteuerabzugs zum Nachteil auf
deutsche Binnen-, See- und Flughäfen auswirkt. Inzwischen gebe es
verschiedene Lösungsansätze, aber es seien noch nicht alle Fragen
geklärt worden, heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/15669)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15261). Die
Bundesregierung bekräftigt darin ihr Ziel, dem Gesetzgeber einen
Vorschlag zur Optimierung der Erhebung von Einfuhrumsatzsteuer zu
unterbreiten.

 * 

2. Wirkung der Grundsteuer C

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Mit der sogenannten Grundsteuer C erhalten die
Gemeinden ab dem Jahr 2025 die Möglichkeit, baureife Grundstücke zu
bestimmen und dafür einen gesonderten Hebesatz bei der Grundsteuer
festzusetzen. Ziel sei es, baureife Grundstücke für eine Bebauung zu
mobilisieren, heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/15636)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15208). Darin wird weiter
erläutert, dass die jeweils örtlich zuständige Gemeinde nach
pflichtgemäßem Ermessen darüber entscheide, ob aus städtebaulichen
Gründen eine sogenannte Grundsteuer C auf baureife Grundstücke erhoben
und welche steuerliche Belastung den betroffenen
Grundstückseigentümern im Rahmen der verfassungsmäßigen Vorgaben
auferlegt werden soll.

 * 

3. Öl- und Gasheizungen dominieren

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im Bereich des einheitlichen
Liegenschaftsmanagements dominieren bei der Versorgung der
Dienstliegenschaften des Bundes mit Wärmeenergie die Energieträger
Erdgas, Fernwärme und Heizöl. Andere Energieträger wie
Holzhackschnitzel und Holzpellets hätten einen vergleichsweise
geringen Anteil an der Wärmeversorgung, teilt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/14996) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/14477) mit. Eine in der Antwort enthaltene Übersicht über 2.264
Anlagen zeigt, dass die Wärmeerzeugung in 934 Anlagen mit Gas und in
weiteren 873 Anlagen mit Heizöl erfolgt.

 * 

4. Aufsicht über Finanzvermittler

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung kann noch nicht angeben, wie
viele zusätzliche Stellen für die Übertragung der Aufsicht von
Finanzanlagenvermittlern auf die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) erforderlich sein werden. Ebenso
könnten keine Aussagen zur Finanzplanung gemacht werden, heißt es in
der Antwort der Bundesregierung (19/14801) auf die Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/14228).

 * 

5. Elektrifiziertes Streckennetz der Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) ist von
2014 bis 2018 das elektrifizierte Streckennetz um 410 km von 19.873 km
elektrifizierter Strecke im Jahr 2013 auf 20.283 km im Jahr 2018
gewachsen. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/15809) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/14625)
hervor. Der Elektrifizierungsgrad in Deutschland habe 58,6 Prozent
(19.607 km elektrifiziert bei einer Betriebslänge von 33.468 km) im
Jahr 2009 betragen. 2018 lag der Wert laut der Antwort bei 60,9
Prozent (20.283 km elektrifiziert bei einer Betriebslänge von 33.298
km).

 * 

6. Bahnübergänge mit veralteter Technik

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) gibt es
in Baden-Württemberg 22 Bahnübergänge, die mit Technik aus den Jahren
vor 1960 ausgestattet sind. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/15751) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/15398).

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1972: Regierungspressekonferenz vom 30. Dezember 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 30. Dezember 2019

Regierungspressekonferenz vom 30. Dezember 2019

Themen: Einsätze der Bundeswehr in der Sahelzone, Lage in Libyen,
Transparenzpflichten bei der Veröffentlichung von Großspenden an Parteien,
Reform des Postgesetzes, antisemitischer Anschlag in den USA, Debatte um
ein allgemeines Tempolimit auf deutschen Autobahnen, Studie zum Vergleich
von E-Autos mit vergleichbaren Benzin- oder Dieselmodellen, Qualifikation
von Quereinsteigern in den Lehrerberuf, Quote der Ausbildungsbetriebe in
Deutschland, Lawinenunglück in Südtirol


Sprecher: SRS'in Demmer, von Plüskow (BMVg), Burger (AA), Wogatzki
(BMF), Ruwwe-Glösenkamp (BMI), Eichler (BMWi), Kübler (BMU), Buser (BMVI),
Menke (BMBF)



Vors. Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Demmer sowie
die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Guten Morgen! Ich habe eine Frage zur Debatte über eine stärkere
Beteiligung Deutschlands am Einsatz in der Sahelzone, wie auch immer er
aussehen sollte. Nachdem sich Frau Kramp-Karrenbauer am Wochenende dazu
geäußert hat, hat Herr Bartels heute nachgelegt.

Gibt es konkrete Pläne von deutscher und von französischer Seite, solch ein
Mandat oder was auch immer aufzustellen?

Frankreich hat bereits zwei Anfragen an die deutsche Regierung gestellt.
Soweit ich es mitbekommen habe, gab es von deutscher Seite keine
einheitliche Antwort.

Können Sie vielleicht zu den beiden Themenbereichen Stellung nehmen?

Plüskow: Unsere Ministerin hat sich dazu geäußert. Was sie am Wochenende
gesagt hat, ist - dies vielleicht noch einmal vorab - keineswegs neu. Seit
Ihrer Amtsübernahme hat die Ministerin mehrfach betont, beispielsweise in
ihrer Münchner Rede und in zahlreichen Interviews, dass sie sich eine
Diskussion darüber wünscht, wie sich Deutschland weiter bei der Lösung von
Konflikten in der Welt engagiert. Also hat sie nun keineswegs irgendetwas
Neues gesagt.

Was den Sahel beziehungsweise unser Engagement in Mali betrifft, so wissen
Sie, dass wir dort derzeit seit 2013 in zwei Einsätzen engagiert sind, zum
einen bei MINUSMA und zum anderen bei EUTM Mali. Wir sind
selbstverständlich mit unseren Partnern permanent im Gespräch darüber, wie
wir unsere Einsätze gestalten, um die Länder dazu zu befähigen, die
Sicherheit in ihren Regionen selbstständig aufrechtzuerhalten.

Unsere Mandate für MINUSMA und für EUTM Mali laufen noch bis Mai des
kommenden Jahres. Im Rahmen der Evaluierung unserer Mandate werden wir uns
in enger Abstimmung mit unseren internationalen Partnern natürlich auch
überlegen, wie wir unser Engagement in Mali weiter fortsetzen. Aber an der
Stelle sind wir noch nicht. Das wird erst zu Beginn des nächsten Jahres
passieren. Insofern kann ich Ihnen hier auch nichts Neues sagen und schon
gar nichts von irgendwelchen konkreten Überlegungen. Diese haben wir
derzeit nicht.

Was die Anfragen betrifft, so sind meines Wissens im ersten Halbjahr dieses
Jahres zwei Anfragen bei uns im BMVg eingegangen. Das waren allerdings
nicht spezifische Anfragen an uns, sondern quasi Fächerschüsse an alle
Nationen, die sich in der Region beteiligen. Beide Anfragen haben wir
abschlägig beschieden.

Burger: Vielleicht darf ich zum deutschen Engagement in der Sahelzone
insgesamt noch kurz ergänzen. Neben der Beteiligung der Bundeswehr an den
von Herrn von Plüskow genannten Missionen sind wir auch in ganz erheblichem
Maß zivil in der Region engagiert. Sie wissen, dass es bei der
Stabilisierung in diesen Ländern immer auch darum geht, die Staaten vor Ort
in die Lage zu versetzen und sie zu befähigen, ihren eigenen Anteil an der
Sicherheitsverantwortung zu leisten. Deswegen engagieren wir uns dort
beispielsweise auch mit Polizisten und mit zivilen Kräften, und zwar im
Rahmen der zivilen GSVP-Missionen EUCAP Sahel Niger und EUCAP Sahel Mali.
Wir haben dorthin aber auch Experten für den Aufbau der
Sicherheitssektoren, für Grenzmanagement und für die Bekämpfung von
Terrorismus und organisierter Kriminalität entsandt. Auch in der
Entwicklungszusammenarbeit und in der humanitären Hilfe sind wir engagiert,
in den G5-Staaten insgesamt mit 2,7 Milliarden Euro. Das ist also wirklich
ein ganz umfangreiches Engagement, in dem wir wie immer, wenn wir uns in
solchen Gebieten bewegen, einen vernetzten Ansatz verfolgen, wonach ziviles
und militärisches Engagement eng aufeinander abgestimmt sind.

Für dieses Gesamtengagement gilt genau das, was Herr von Plüskow gerade
gesagt hat. Wir sind in Gesprächen mit unseren Partnern darüber, wie es in
Zukunft gestaltet werden kann. Aber zum jetzigen Zeitpunkt haben wir noch
keine neuen Maßnahmen zu verkünden.

Frage: Herr von Plüskow, nachdem Sie schon gesagt haben, dass abschlägig
beschieden wurde, wie wurde diese Absage begründet?

Plüskow: Eine genaue Begründung kann ich Ihnen hier nicht nennen. Beide
Anfragen bezogen sich insbesondere auf die Unterstützung von
Spezialkräfteeinheiten seitens Frankreichs. Ich sage hier noch einmal: Es
war keine spezifische Anfrage nur an uns, sondern sie erging an mehrere
Nationen. Diese haben wir abschlägig beschieden. Die genaue Begründung kann
ich Ihnen nicht nennen.

Zusatzfrage: Frau Demmer, hier ergibt sich doch zumindest auf den ersten
Blick der Eindruck eines Zickzackkurses, da einerseits immer wieder gesagt
wird, wie viel enger wir mit Frankreich zusammenarbeiten müssen - wenn ich
mich recht erinnere, dann ist das ganze Mali-Engagement auch überhaupt im
Nachgang zu den Attentaten in Frankreich als Solidarität zu Frankreich
entstanden - und die Verteidigungsministerin explizit Mali oder die
Sahelzone für mehr Engagement erwähnt, andererseits Anfragen abschlägig
beschieden werden und jetzt in den letzten Tagen wieder nach mehr
Engagement gerufen wird. Wie passt das alles zusammen?

SRS'in Demmer: Ich von meiner Seite aus kann nur noch einmal betonen, dass
die Stabilisierung Malis ein Schwerpunkt des deutschen Engagements in der
Sahelzone und ein wichtiges Ziel der Afrikapolitik der Bundesregierung ist.
Die Stabilität in der Region ist ein wesentlicher Faktor auch für unsere
Sicherheit in Europa. Mit Sorge sehen wir daher die sich stetig
verschlechternde Sicherheitslage in der Region. Die Kanzlerin hat in der
Vergangenheit mehrfach unterstrichen, dass Deutschland dort Verantwortung
übernehmen will und muss.

Zunächst einmal gilt aber, dass wir, wie die beiden Kollegen schon gesagt
haben, zwei gültige Mandate für den Einsatz der Bundeswehr in Afrika haben.
Dazu gehören die EU-Trainingsmission EUTM Mali zur Ausbildung malischer
Streitkräfte und die Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen in Mali.
Beide Mandate wurden im Mai dieses Jahres vom Deutschen Bundestag um ein
weiteres Jahr verlängert.

Ob und inwieweit die Ausbildungsmission EUTM Mali robuster ausgestaltet
werden muss, wird aktuell, wie schon gesagt, in Brüssel im Rahmen eines
strategischen Überprüfungsprozesses analysiert. Im Lichte dieser
Erkenntnisse wird es dann neu bewertet.

Zusatzfrage: Herr Burger, Frau Demmer sagt zu Recht, dass sich die Lage vor
Ort verschlechtert. Wenn wir das Engagement über all die Jahre seit 2014
oder 2015 betrachten, dann sehen wir ein massives Engagement der Franzosen,
auch ein, gemessen an, so will ich einmal sagen, deutschen Verhältnissen,
massives militärisches Engagement der Bundeswehr. Aber es scheint sich
nichts zum Besseren zu wenden.

Hilft denn aus Ihrer Sicht, aus Sicht des Auswärtigen Amtes, ein stärkeres
militärisches Engagement, um die Sache zu stabilisieren?

Burger: Sie haben recht, auch wir verfolgen die Entwicklung in der
Sahelzone mit Sorge. Die grenzüberschreitenden dschihadistischen Angriffe
gerade im Dreiländergebiet zwischen Mali, Burkina Faso und Niger haben
stark zugenommen. Zu den Opfern gehört dabei immer auch die
Zivilbevölkerung neben Polizei und Militärbasen.

Das zeigt aus unserer Sicht, dass unser Engagement vor Ort weiterhin
wichtig bleibt und noch gebraucht wird. Aber wir haben auch immer gesagt,
dass Erfolge bei solch einer komplexen internationalen
Stabilisierungsmission einen langen Atem brauchen.

Frage: Habe ich Sie alle jetzt richtig verstanden, dass der Unterschied
zwischen dem abschlägigen Bescheiden auf die Anfrage der Franzosen im
ersten Halbjahr und der jetzigen Forderung der Ministerin der ist, dass
sich die Sicherheitslage dort vor Ort rapide verschlechtert hat, sodass
dies zu dem Umdenken geführt hat, oder habe ich das falsch interpretiert?

Plüskow: Vielleicht kann ich auch noch einmal versuchen, das
geradezurücken. Wir müssen zwischen den unterschiedlichsten Missionen
unterscheiden, die in Mali und in der Region derzeit stattfinden. Die
Franzosen haben ihre nationale "Opération Barkhane", die sie in ihrer
eigenen Verantwortung durchführen. Dann gibt es des Weiteren, wie schon
dargestellt, die internationalen Operationen der Vereinten Nationen und der
Europäischen Union. In den letzten beiden sind wir engagiert, basierend auf
dem ehemaligen Mandat des Deutschen Bundestages sowie auf dem Mandat der
Vereinten Nationen, das letztendlich den Rahmen auch für das nationale
Mandat gibt.

Vereinzelte Anfragen, wie wir sie in diesem Fall hatten, beziehen sich auf
spezifische, Kleine Details, die sich nicht im Rahmen unseres Mandates
bewegen.

Das ist jetzt also keineswegs ein Zickzackkurs, sondern wenn wir im
kommenden Jahr darüber sprechen und diskutieren wollen, auf welche Art und
Weise wir unser Engagement ausrichten, dann muss eine gesamte Strategie
hinterlegt sein. Diese ist immer ressortübergreifend, wie es gerade hier
auch schon angesprochen wurde.

Ich kann hier also keinen Zickzackkurs erkennen, wenn wir jetzt spezifische
Anfragen - in diesem Fall handelte es sich um eine
Spezialkräftetrainingsmission - abschlägig beschieden haben und wir aber
dennoch sagen: Wir müssen darüber nachdenken, wie wir Missionen, an denen
wir derzeit beteiligt sind, zukünftig ausgestalten, um in den Ländern
gegebenenfalls eine bessere Ausgangslage für die Regierungen hervorzurufen,
damit sie selbst ihre Stabilität garantieren können.

Denn darauf zielt es ja. Wir wollen ja nicht - wie wir das ja auch in
Afghanistan nicht machen - selber die Sicherheit garantieren, sondern wir
wollen die Länder mit unterschiedlichsten Maßnahmen dazu befähigen. Das
Militär ist, neben vielen anderen, ein Aspekt davon.

Zusatzfrage: Wäre denn die Bundeswehr in der Lage, das geforderte robuste
Mandat - das wäre ja noch eine größere Kraftanstrengung - auch wirklich so
auf die Piste zu bringen?

Plüskow: Diese Fragen kommen ja hier in der Pressekonferenz immer wieder
gern. Da kann ich nur sagen: Das können wir erst dann mit Bestimmtheit
sagen, wenn wir wissen, was von uns gefordert wird. In der Vergangenheit
haben wir jeden Auftrag, den uns der Bundestag gegeben hat, erfüllt.

Frage: Ich kann das nicht ganz verstehen, Herr von Plüskow. Es gibt
einerseits mehrfach von Seiten der Bundesregierung und des Außenministers
sowie der Verteidigungsministerin Bekundungen, dass man Frankreich stärker
helfen will, dass man mit Frankreich eng zusammenarbeiten will.
Gleichzeitig gibt es ablehnende Bescheide. Wenn das kein Zickzackkurs sein
soll, dann braucht es doch für diese Ablehnung eine Begründung, die man
nachvollziehen kann.

Plüskow: Wie ich das gerade schon sagte: Uns kommt es darauf an, dass wir
unsere Einsätze mit einer Strategie, in einer Gesamtvision, gestalten. Sie
sind ressortübergreifend. Da macht es wenig Sinn, zunächst auf einzelne
Anfragen einzugehen, die bestimmte Details von Gesamtoperationen betreffen,
sich dort womöglich zu engagieren, und die Gesamtstrategie außer Acht zu
lassen.

Dass wir auch jetzt schon eng mit Frankreich in Abstimmung sind und in
Operationsgebieten im Rahmen der gültigen Mandate eng zusammenarbeiten, das
liegt auf der Hand. Nur es macht einfach aus unserer Sicht keinen Sinn,
sich jetzt in eine Spezialkräfteausbildungsmission hineinzubegeben, wenn
wir doch sehen, dass wir unsere Mandate möglicherweise anders ausrüsten
müssen und diese Fähigkeit vielleicht noch anders einsetzen wollen.

Zusatzfrage: Ist das dann möglicherweise die Begründung, die Sie nach Paris
weitergegeben haben?

Plüskow: Da kann ich nur sagen: Das kann ich Ihnen jetzt nicht sagen. Das
weiß ich nicht.

Frage: Dürfte ich Sie noch einmal bitten, aus Sicht des
Verteidigungsministeriums die Sicherheitslage vor Ort zu schildern? Wie
stellt sie sich denn dar?

Plüskow: Ich kann mich dem nur anschließen, was hier gerade gesagt wird.
Wir stellen durchaus mehr Aktivitäten dort in Mali fest. Sie wissen aber
auch, dass wir, gerade was MINUSMA betrifft, ja im Raum Gao engagiert sind.
Wir haben dort einen relativ kleinen Umkreis mit Aufklärungsaktivitäten.
Das beinhaltet natürlich bei weitem nicht das ganze Land. Deswegen kann ich
Ihnen auch keine detaillierte Auskunft über die Sicherheitslage im gesamten
Land geben, da das nicht unser Verantwortungsbereich ist.

Zusatzfrage: Aber Tatsache ist: Die Sicherheitslage - so habe ich Sie jetzt
alle verstanden - hat sich rapide verschlechtert? Oder ist auch das eine
Fehlinterpretation?

Plüskow: Ich schließe mich dem an, was hier gerade gesagt wurde. Ja.

Zusatzfrage: Also ja?

SRS'in Demmer: Meine Formulierung war, dass wir in der Region eine sich
stetig verschlechternde Sicherheitslage beobachten.

Frage: Wie bewerten das Auswärtige Amt und das Kanzleramt die momentane
Lage in Libyen vor dem Hintergrund, dass die Türkei da jetzt Fakten
schaffen möchte und Truppen senden will? Was bedeutet das für die geplante
Konferenz in Berlin?

Burger: Ich kann da nur noch einmal auf das verweisen, was wir hier in der
letzten Woche schon gesagt haben. Wir fordern alle internationalen Partner
auf, alles dafür zu tun, diesen Konflikt zu beenden und nicht zu einer
Verschärfung beizutragen. Dazu gehört natürlich auch die Einhaltung des
Waffenembargos. Dafür setzen wir uns im Rahmen des Berliner Prozesses ein,
aber auch in New York als Vorsitzender des Sanktionsausschusses für Libyen
ganz intensiv. Vor diesem Hintergrund betrachten wir auch die aktuelle
Lageentwicklung. Wir sehen die Meldung insofern natürlich mit Sorge, sowohl
was die Eskalation der Kämpfe vor Tripolis angeht als auch die
Pressemitteilung zu der Beschlusslage der Türkei. Nach unseren
Erkenntnissen hat es bisher keine Entsendung von türkischen Truppen
gegeben. Aber wir verfolgen das mit großer Sorge.

Frage: Herr Burger, da würde ich gleich noch einmal nachfragen. Sie haben
keine Erkenntnisse über die Entsendung türkischer Truppen? Haben Sie
Erkenntnisse über die Entsendung syrischer Söldner, die von der Türkei
bezahlt werden?

Burger: Wir kennen diese Berichte. Aber wir haben dazu keine eigenen
belastbaren Informationen.

Frage: Italien hat vorgeschlagen, eine Flugverbotszone einzurichten. Würde
sich Deutschland der Forderung anschließen?

Burger: Diese Forderung möchte ich jetzt im Einzelnen nicht kommentieren.
Sie wissen, im Mittelpunkt unserer Bemühungen steht derzeit der Berliner
Prozess, also der Versuch, die Bemühungen des UN-Sondergesandten Salamé zu
unterstützen, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass es wieder einen
Friedensprozess in Libyen geben kann.

Frage: Noch einmal dazu, auch auf die Gefahr hin, dass Sie schon einen
Termin genannt haben: Gibt es denn einen Termin für eine internationale
Konferenz in Berlin?

Burger: Nein, ich kann Ihnen heute noch keinen Termin nennen. Sobald wir
einen Termin anzukündigen haben, werden wir das natürlich tun.

Frage: Es geht um Transparenzpflichten bei den Großspenden an Parteien. Ich
vermute, das wird das Finanz- oder Wirtschaftsministerium betreffen. Es
gibt erneut Kritik an den geltenden Transparenzpflichten zur
Veröffentlichung von Spenden an die politischen Parteien, weil Spenden, die
unter der 50 000 Euro-Marke gestückelt werden, nicht im Internet
veröffentlicht werden müssen. Können Sie mir sagen, wie die Bundesregierung
die aktuell geltenden Veröffentlichungspflichten für die Parteispenden
bewertet?

Wogatzki: Ich gehe davon aus, dass die Zuständigkeit für das
Parteispendengesetz beim BMI liegt. Meines Wissens liegt sie nicht beim
Finanzministerium.

Zusatzfrage: Ich muss selber gestehen, ich weiß nicht, wer dafür zuständig
ist.

Wogatzki: Aber ganz sicher bin ich mir auch nicht. Bei uns ist die
Zuständigkeit nicht, da bin ich mir sicher.

Ruwwe-Glösenkamp: Mir ist im Moment auch nicht bekannt, ob die Federführung
bei uns liegt. Das ist möglich. Das muss ich noch einmal nachprüfen. Wenn
sie bei uns liegt, dann reiche ich Ihnen dazu gern etwas nach.

Zusatz: Das wäre nett. Vielleicht könnten Sie etwas zu der Frage mitteilen,
ob es möglicherweise in Zukunft Veränderungen gibt, ob die Bundesregierung
beabsichtigt, diese Maximalhöhe zu verändern.

Ruwwe-Glösenkamp: Ich werde das prüfen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium zur Reform des
Postgesetzes. Herr Altmaier hatte dazu ja ein Interview gegeben. Was genau
ist da geplant, und in welchem zeitlichen Horizont steht das Ganze?

Eichler: Anfang des Jahres wollen wir einen Referentenentwurf vorlegen. Das
hatte Herr Altmaier so auch gesagt. Es geht uns in erster Linie darum, die
Verbraucherrechte zu stärken, die Verfahren zu verbessern und der
Bundesnetzagentur hier eine stärkere Rolle einzuräumen, indem zum Beispiel
ein verbindliches Schlichtungsverfahren und Bußgelder eingeführt werden. Es
geht also darum, dass die Bundesnetzagentur insgesamt eine stärkere Rolle
als Verbraucherschutzbehörde bekommt.

Ein weiterer Punkt - das wissen Sie - ist die Frage, ob weiterhin die
Vorgabe besteht, an sechs Tagen in der Woche zuzustellen oder ob das
künftig nur noch an fünf Tagen verpflichtend sein soll. Das ist die
europäische Vorgabe. Dazu gibt es jetzt noch keine abschließende
Einschätzung. Das werden wir im Paket mit dem gesamten Entwurf vorlegen.

Frage: Eine Frage an Frau Demmer: Gibt es ein Statement der Kanzlerin
bezüglich des jüngsten antisemitischen Anschlags in den USA?

SRS'in Demmer: Wir haben das zur Kenntnis genommen. Wir haben hier ja auch
schon oft Stellung zu Antisemitismus in Deutschland genommen. Ganz
grundsätzlich gilt natürlich, dass die Bekämpfung von Antisemitismus eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, die sowohl national als auch auf
europäischer als auch auf internationaler Ebene erfolgen muss.
Antisemitismus muss - auch hier bei uns - mit der ganzen Konsequenz des
Rechtsstaats bekämpft werden.

Zusatzfrage: Der Antisemitismusbeauftragte Felix Klein fordert, das sollte
auch im Rahmen der OSZE behandelt werden. Setzt sich die Kanzlerin für eine
internationale Behandlung dieses Themas auf dieser Ebene ein? Die Frage
geht vielleicht auch an Herrn Burger.

SRS'in Demmer: Mir liegt diese konkrete Äußerung jetzt nicht vor. Deswegen
kann ich die hier nicht kommentieren. Vielleicht kann es das zuständige
BMI.

Ruwwe-Glösenkamp: Ja. Sie haben es angesprochen: Der
Antisemitismusbeauftragte, Herr Klein, hat sich entsprechend geäußert, das
Thema im Rahmen der OSZE aufzugreifen. Ich denke, die Äußerungen von Herrn
Klein stehen für sich.

Frage: Frau Demmer, wie bewertet die Kanzlerin die Debatte um das
Tempolimit? Ist die Kanzlerin für ein generelles Tempolimit auf deutschen
Autobahnen?

SRS'in Demmer: Die Bundesregierung plant kein allgemeines Tempolimit auf
deutschen Autobahnen. Das haben wir ja hier an dieser Stelle schon mehrfach
deutlich gemacht. Dies ist ja auch nicht im Koalitionsvertrag vorgesehen.
Darüber hinaus gibt es keinen neuen Stand.

Zusatzfrage: Die Umweltministerin hat sich jüngst dafür ausgesprochen.
Insofern stelle ich die Frage vielleicht noch einmal an das BMU: Wollen Sie
das jetzt in die Beratungen der Koalition einbringen?

Es gibt diverse Vorschläge, zum Beispiel der Versicherungswirtschaft. Die
hat einen Praxistest vorgeschlagen. Die Gewerkschaft der Polizei hat sich
ähnlich geäußert. Inwiefern sind Sie als BMU dafür - die Frage geht auch an
das BMVI -, dies einmal im Rahmen eines Praxistestes auszuprobieren?

Es wurde auch ein Gutachten angeregt. Wie bewerten Sie das?

Kübler: Zum einen ist ein Tempolimit - das ist, glaube ich, durch
verschiedene Verkehrsgutachten beziehungsweise Praxisversuche nachgewiesen
worden - wichtig für die Verkehrssicherheit. Es gibt in Brandenburg einen
Verkehrsabschnitt nach Frankfurt (Oder), auf dem es zuvor kein Tempolimit
gab. Dann gab es eines von 130 km/h. Daraufhin hat sich die Zahl der
Unfälle deutlich verringert, auch besonders solcher mit Todesfolge.
Insofern sind das nur Schlaglichter, aber Gutachten untermauern das unserer
Meinung nach.

Die Umweltministerin wird jetzt kein zusätzliches Gutachten in Auftrag
geben. Ich glaube, das liegt auch nicht in unserer Zuständigkeit. Die
Umweltministerin hat diesen Vorschlag auch nicht als Erste gemacht. Sie
wurde über die Weihnachtsfeiertage hinweg ebenfalls danach gefragt, wie
ihre Meinung dazu ist. Die Initiative, ein Tempolimit jetzt noch einmal auf
die Tagesordnung zu setzen, kam von den Parteivorsitzenden der SPD. Ich
denke, das Thema ist dort auch richtig aufgehoben, nämlich so, dass die
Parteispitzen jetzt überlegen, wie man mit dieser Initiative aus der SPD,
ein Tempolimit einzuführen, umgeht.

Buser: Gerne ergänze ich das auch noch an dieser Stelle. Ich denke, unsere
Haltung ist hier bekannt, aber dennoch würde ich an dieser Stelle
vielleicht gerne noch einmal auf die einzelnen Punkte eingehen.

Zuletzt hat ja auch der Bundestag über das Tempolimit abgestimmt und mit
498 zu 126 Stimmen das Vorhaben abgelehnt. Ein Tempolimit auf unseren
Autobahnen würde den gesamten CO2-Ausstoß in Deutschland um weniger als 0,5
Prozent senken, um diese Komponente einfach noch einmal anzuführen. Zudem
gehören die deutschen Autobahnen auch weltweit zu den sichersten Straßen.
Das heißt, im Vergleich mit anderen Straßen ereignen sich dort nur 7
Prozent der Unfälle mit Personenschaden. Das heißt, 30 Prozent unserer
Autobahnen - nämlich rund 7640 Kilometer - haben nämlich schon ein
Tempolimit. Das heißt, das System der Richtgeschwindigkeit hat sich
eigentlich bewährt und funktioniert auch. Die Bundesanstalt für
Straßenwesen, die BASt, hat auch als solche schon Gutachten dazu erstellt,
die wir auch immer veröffentlichen und die auch auf der Seite der BASt
einsehbar sind. Deswegen stellt sich an der Stelle die Frage des
Tempolimits nicht.

Wichtiger ist für uns natürlich auch immer die Verkehrslenkung, das heißt
dort, wo man über Streckenbeeinflussungsmaßnahmen an das Thema herangehen
kann, das heißt, dass man situativ mehr oder weniger schauen kann, wie dann
die Gefährdungslage vor Ort ist: Ist Starkregen vor Ort? Ist Nebel? - Das
heißt, diese Komponenten sind da für uns ausreichend. Deswegen ist ein
festgesetztes Tempolimit für uns nicht zielführend.

Frage: Ich bleibe beim Verkehr, bei der E-Mobilität. Jetzt ist eine Studie
im Auftrag der Grünen herausgekommen, die besagt, dass E-Autos langfristig
sogar günstiger als vergleichbare Autos mit Verbrennungsmotoren sind. Macht
das irgendetwas mit Ihnen? Sagen Sie "Au, da denken wir jetzt noch einmal
drüber nach, vielleicht noch schneller und stärker in die nötige
Infrastruktur zu investieren"?

Buser: Die Studie als solche ist mir nicht bekannt. Deswegen kann ich die
Studie als solche jetzt auch nicht beurteilen oder kommentieren.

Für uns sind nach wie vor die alternativen Antriebe ein wichtiges
Kernthema. Deswegen wird ja auch die nationale Leitstelle nach wie vor für
uns die Arbeit stärker kontrollieren und auch den Aufbau noch stärker und
forciert vorantreiben. Wir wollen flächendeckend und bundesweit die
notwendige Infrastruktur auch zur Verfügung stellen, das heißt, punktuell
auch E-Ladesäulen aufbauen, natürlich auch unsererseits flankiert mit
Förderprogrammen, sowohl für den privaten Bereich als auch für die
öffentlich zugänglichen Ladesäulen. Das ist für uns ein wichtiger Ansatz.

Ich betone allerdings auch, dass wir unsere Förderung technologieoffen
vorantreiben, das heißt, sowohl in Bezug auf Elektromobilität - das ist ja
mit Wasserstoff, mit Brennstoffzelle, und mit Batterie betriebene Mobilität
- als natürlich auch in Bezug auf die Forcierung von synthetischen
Kraftstoffen.

Frage: Der Präsident des Lehrerverbandes hat gesagt, die Crashkurse für
Quereinsteiger an Schulen seien unzureichend. Er hat das sehr kritisiert.
Deswegen habe ich eine Frage an das Bundesbildungsministerium: Wie bewerten
Sie diese Debatte um das Thema der Quereinsteiger an Schulen? Reichen diese
Crashkurse, die in Berlin zwei Wochen dauern, aus, um die Leute zu
qualifizieren?

Menke: Dankeschön, dass Sie das Bildungsministerium nach der Haltung
fragen. - Es ist ja so eine Sache mit dem Föderalismus. Das Thema
Lehrermangel ist nicht neu. Das Thema Quereinsteiger ist auch nicht neu.
Deswegen möchte ich gerne noch einmal voranstellen, was die Ministerin in
den letzten Monaten öfter betont hat - nicht zuletzt angesichts der 
PISA-Studie 2018 -, nämlich dass wir eine nationale Kraftanstrengung für bessere
Bildung brauchen, dass Bund und Länder dabei Hand in Hand arbeiten müssen
und dass der Bund auch immer bereit ist, die Länder da zu unterstützen, wo
er es tun kann. Das macht er, zum Beispiel im Bereich der Lehrerbildung mit
der "Qualitätsoffensive Lehrerbildung", und zwar mit insgesamt bis zu 500
Millionen Euro bis 2023. Dabei geht es, wie der Name schon vermuten lässt,
um eine Verbesserung der Ausbildung von Lehramtsstudierenden in
verschiedener Hinsicht.

Was der Bund aber nicht tun kann: Er kann keine zusätzlichen
Ausbildungskapazitäten schaffen. Die Möglichkeiten sind also begrenzt. Auch
die Verantwortung für den Umgang mit Quereinsteigern liegt tatsächlich
allein bei den Ländern. Zu diesem speziellen Fokus kann der Bund dann
leider nicht viel beitragen.

Frage: Ich habe noch eine Nachfrage zu der Anfrage der Linken hinsichtlich
der Ausbildungsquoten, die deutlich zurückgegangen sind. Wie bewerten Sie
das?

Menke: Zu der die "NOZ" heute - - -

Zusatz: Ja, genau.

Menke: Das müsste ich Ihnen nachliefern. Wir sind feiertagsbedingt dünn
besetzt.

Frage: Ich habe eine Frage zu den Opfern der Lawine in Südtirol. Können Sie
sagen, woher die Menschen kommen? Ein Mädchen ist aus Nordrhein-Westfalen.
Woher kommen die anderen Opfer? Können Sie dazu etwas sagen?

Ruwwe-Glösenkamp: Wir geben mit Rücksicht auf die Persönlichkeitsrechte der
Betroffenen grundsätzlich keine Auskunft über Personendaten von im Ausland
zu Schaden gekommenen Deutschen.

Montag, 30. Dezember 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 30. Dezember 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-30-dezember-2019-1709624

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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AUSSEN/1929: Libyen nicht Russland und der Türkei überlassen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Januar 2020

DJIR-SARAI: Libyen nicht Russland und der Türkei überlassen



Zur möglichen Entsendung türkischer Truppen nach Libyen erklärt der
außenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Bijan Djir-Sarai:

"Die Türkei schafft weiter Fakten im Libyenkonflikt, während die EU
zuschaut. Die Uneinigkeit der EU ist dabei maßgeblicher Faktor, dass
andere überhaupt solche Entscheidungen treffen können, die unsere
Sicherheit und unsere Interessen unmittelbar betreffen. Der
EU-Außenministerrat muss nun schleunigst handeln: Wir brauchen eine
europäische Strategie für Libyen und dürfen nicht länger nur Russland
und der Türkei dort das Feld überlassen. Dafür müssen sich
Bundeskanzlerin Merkel und Bundesaußenminister Maas schleunigst
einsetzen. Eine Libyen-Konferenz allein reicht nicht."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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WIRTSCHAFT/3093: Bürger bei der Energiewende einkaufen zu wollen, wird nicht funktionieren


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Januar 2020

NEUMANN: Bürger bei der Energiewende einkaufen zu wollen, wird
nicht funktionieren



Zur Forderung der SPD nach einer Windmühlen-Prämie erklärt der
energiepolitische Sprecher der FDP-Fraktion Prof. Dr. Martin Neumann:

"Dieser Vorstoß der SPD ist einmal mehr der Versuch, den
selbstverschuldeten Stillstand bei der Energiewende zu kaschieren.
Anstatt endlich auf markwirtschaftliche Instrumente zu setzen, soll
wohl ein ?Weiter so? der verkorksten Energiepolitik erkauft werden.
Es ist zu befürchten, dass diese Stillhalteprämie am Ende auf den
ohnehin schon hohen Strompreis in Deutschland aufgeschlagen wird.
Stattdessen müssen wir dafür sorgen, dass die Energiewende
funktioniert. Dafür muss der Dialog mit den Bürgern intensiviert
werden, um Planungsverfahren einvernehmlicher zu gestalten und zu
beschleunigen. Die Bürger bei der Energiewende einkaufen zu wollen,
wird nicht funktionieren."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/1939: Überraschende Fakten zu den Spritpreis-Unruhen in Ecuador (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 02.01.2020

Überraschende Fakten zu den Spritpreis-Unruhen in Ecuador



Proteste gegen höhere Spritpreise eskalieren, Demonstranten stürmen das
Parlament, es gibt Tote bei Straßenschlachten: So ging der Versuch des
südamerikanischen Landes Ecuador, Subventionen für fossile Brennstoffe
abzubauen, im vergangenen Oktober bis auf weiteres zu Ende. Anlass waren
Sparauflagen des Internationalen Währungsfonds, doch die Ereignisse haben
auch klimapolitisch Signalwirkung. Lässt sich ohne soziale Verwerfungen
die Wende weg von Öl und Gas voranbringen? Den genauen Spielraum
beleuchtet jetzt, anhand empirischer Daten, eine Studie unter Mitwirkung
des Berliner Klimaforschungsinstituts MCC (Mercator Research Institute on
Global Commons and Climate Change).

Die Studie wurde in der renommierten Fachzeitschrift Energy Policy
veröffentlicht. Das Autorenteam hat errechnet, wie Subventionsabbau und
damit höhere Preise etwa für Benzin, Diesel oder Flüssiggas auf
unterschiedliche Einkommensgruppen wirken. Zu diesem Zweck wertete es
umfangreiche Zahlenwerke der Zentralbank und des Statistikamts von Ecuador
aus: zum einen die Ausgabenstruktur typischer Privathaushalte, zum anderen
eine sogenannte Input-Output-Tabelle, die den Einfluss von Energiepreisen
auf Hunderte von Produkten beziffert - denn es geht ja auch um die
indirekten Folgen höherer Energiepreise jenseits von Tankstelle und
Stromrechnung.

"Das Ergebnis fällt, angesichts der jüngsten Unruhen in Ecuador,
überraschend aus", berichtet Michael Jakob, Senior Researcher in der
MCC-Arbeitsgruppe Klima und Entwicklung und einer der Autoren der Studie:
"Rein rechnerisch könnte das Land sämtliche Energie-Subventionen
streichen, aus den Mehreinnahmen die Realeinkommen des ärmsten Fünftels
der Haushalte um 10 Prozent steigern und sogar noch Geld übrigbehalten."

Ursache dafür ist, dass von künstlich niedrig gehaltenen Brennstoffpreisen
auch die gut verdienenden Haushalte profitieren, zum Teil sogar
überproportional. Die Studie beschreibt die Verteilungswirkung ausführlich
für die einzelnen Energieträger. Zudem zeigt sie, über welche Kanäle man
in Equador eine Freigabe der Preise wirksam ausgleichen könnte, etwa im
Rahmen des Sozialgeldes "Bono de Desarollo Humano". Ergänzend flossen auch
Erkenntnisse aus Interviews mit Entscheidungsträgern ein: Diese machten
das Potenzial für politische Widerstände deutlich, vor allem organisiert
durch das in diesem Land besonders gut organisierte Transportgewerbe. "Die
Reform ist wahrscheinlich an mangelhafter Kommunikation gescheitert - aber
nicht daran, dass sie zu viele Verlierer produziert hätte", erklärt Jakob.
"Die Regierung hat versäumt, im Vorfeld einen Prozess des politischen
Dialogs und der Konsensfindung einzuleiten."

In dem 17-Millionen-Einwohner-Land Ecuador, das selbst Öl produziert und
Mitglied der Opec ist, sind die Subventionen für fossile Energieträger
besonders ausgeprägt. Sie betragen nach amtlichen Angaben 7 Prozent der
Wirtschaftsleistung und sogar zwei Drittel des Staatsdefizits. Doch dass
eine Regierung auf sozial ausgewogene Weise den Ausstieg aus fossiler
Energie einleiten kann, ist nach Einschätzung des MCC-Forschers nicht
diesen speziellen Fall beschränkt. "Die Erkenntnisse sind sicherlich auch
auf viele andere Entwicklungsländer und sogar auf entwickelte Länder
übertragbar."


Originalpublikation:

Schaffitzel, F., Jakob, M., Soria, R., Vogt-Schilb, A., Ward, H., 2019,

Can government transfers make energy subsidy reform socially acceptable",

Energy Policy

https://doi.org/10.1016/j.enpol.2019.111120

Weitere Informationen unter:

https://www.mcc-berlin.net/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) gGmbH, 02.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BERUF/1964: Anerkennungsberatung im Ausland fördert Fachkräftegewinnung (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 02.01.2020

Karliczek:
Anerkennungsberatung im Ausland fördert Fachkräftegewinnung

BMBF fördert
künftig Beratung von Fachkräften an 10 Auslandshandelskammern weltweit



Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) hat zur
Fachkräftegewinnung zum 1.1.2020 eine neue Phase des Projekts Pro
Recognition bewilligt. Das Projekt wird vom Deutschen Industrie- und
Handelskammertag (DIHK) gemeinsam mit 10 Auslandshandelskammern
durchgeführt. Dazu erklärt Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"Mit Jahresbeginn verstärken wir die Anstrengungen zur Fachkräftegewinnung:
In Bosnien-Herzegowina, Brasilien und Kolumbien schaffen wir drei neue
Beratungsstellen zur Anerkennung beruflicher Qualifikationen. Außerdem
werden wir die bestehenden Beratungen in Ägypten, Algerien, Indien, Iran,
Italien, Polen und Vietnam weiter ausbauen. In dieser Förderphase
investieren wir mit knapp 8 Millionen Euro doppelt so viel wie in der
ersten Förderphase. Hier waren es knapp 4 Millionen Euro.

Am 1. März tritt das Fachkräfteeinwanderungsgesetz in Kraft. Dann wird auch
die Zahl der Anträge auf Anerkennung steigen. Mit den neuen
Beratungsstellen können sich interessierte Fachkräfte im Ausland direkt vor
Ort über ihre Möglichkeiten der Berufsanerkennung informieren. Damit
leisten wir gemeinsam mit der Wirtschaft einen wichtigen Beitrag zur
Fachkräftegewinnung im Ausland."

Dazu erklärt DIHK- Präsident Dr. Eric Schweitzer:

"Mit dem Ausbau von Pro Recognition verstärken wir die gemeinsamen
Anstrengungen zur Fachkräftegewinnung, die wir im Dezember auf dem
Fachkräftegipfel vereinbart haben. Der Fachkräftemangel ist eine große
Herausforderung für die Unternehmen. Daher steigt auch das Interesse an
Fachkräften aus Drittstaaten. Informationen zur beruflichen Anerkennung in
Deutschland spielen dabei dann eine entscheidende Rolle.

Hier zeigt das Projekt Pro Recognition große Wirkung, wie die
Anerkennungszahlen belegen: Schon in der ersten Projektphase bis Ende 2019
haben fast 10.000 Beratungen stattgefunden. Dabei hat es sich bewährt, dass
die Auslandshandelskammern als Vertretung der deutschen Wirtschaft im
Ausland ihre Kompetenz und Kontakte einbringen. Sie leisten wertvolle
Unterstützung, damit die Anerkennungsverfahren erfolgreich abgeschlossen
werden."

Hintergrund:

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) fördert seit 2015
das Projekt Pro Recognition. Es wird von der DIHK Service GmbH gemeinsam
mit den Auslandshandelskammern durchgeführt. Das BMBF fördert die neue
Projektphase von 2020 bis Ende 2023.

Mit dem Projekt tragen BMBF und Wirtschaft gemeinsam zur
Fachkräftegewinnung aus dem Ausland bei. Die Fachkräftegewinnung aus dem
europäischen und nichteuropäischen Ausland sind wichtige Säulen der
Fachkräftestrategie der Bundesregierung. Bund, Länder, Unternehmen und
Gewerkschaften haben in einer gemeinsamen Erklärung zum Fachkräftegipfel am
17.12.2019 ihre Absicht bekräftigt, gemeinsame Anstrengungen zu
unternehmen, um dem Fachkräftemangel in Deutschland zu begegnen.

Seit Inkrafttreten des Anerkennungsgesetzes im Jahr 2012 wurden gut 280.000
Anträge auf Anerkennung und Zeugnisbewertung eingereicht, davon 140.700 zu
bundesrechtlich geregelten Berufen. Dabei steigen die Antragszahlen aus dem
Ausland stetig. Im Jahr 2012 wurden 531 Anträge zu bundesrechtlich
geregelten Berufen aus dem Ausland gestellt. Dies waren 4,8 % aller
Anträge. Im Jahr 2018 waren es 5.958 Anträge und damit schon ein Fünftel
aller Anträge.

Für Fachkräfte außerhalb der Europäischen Union ist die Anerkennung ihrer
Berufsqualifikation die Voraussetzung um in Deutschland als Fachkraft
arbeiten zu können.

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz schafft den Rahmen für eine gezielte
Zuwanderung von qualifizierten Fachkräften aus Drittstaaten. Ziel ist, dass
diejenigen Fachkräfte nach Deutschland kommen können, die Unternehmen in
Deutschland dringend benötigen. Das sind insbesondere
Hochschulabsolventinnen und -absolventen sowie Personen mit qualifizierter
Berufsausbildung.



Weitere Informationen zum Projekt und zum Thema Anerkennung sowie
Erfahrungsberichte:

https://www.ahk.de/wir-foerdern/berufsanerkennung/

www.anerkennung-in-deutschland.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 002/2020 vom 02.01.2020

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: (030) 18 57 - 50 50, Fax: (030) 18 57 - 55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Web: https://www.bmbf.de
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FINANZEN/547: Weiterbildungsstipendium für junge Fachkräfte wird attraktiver (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 02.01.2020

Karliczek: Weiterbildungsstipendium für junge Fachkräfte wird
attraktiver 

Begabte erhalten künftig deutlich mehr Geld



Beim Weiterbildungsstipendium hat sich zum Jahresbeginn 2020 die Förderung
deutlich erhöht. Das Programm wird vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung gefördert. Dazu erklärt Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"Mit Beginn dieses Jahres machen wir unsere Weiterbildungsstipendien
attraktiver. Damit wollen wir den beruflichen Aufstieg durch eine
Weiterbildung unterstützen. Denn: Besonders talentierte Fachkräfte zu
fördern, ist eine Investition in die Zukunft, gerade in Zeiten des
Fachkräftemangels.

Für die Finanzierung der Weiterbildungsstipendien nehmen wir in diesem Jahr
knapp 30 Millionen Euro in die Hand. Damit können wir jährlich 6.000
Weiterbildungsstipendien vergeben. Und ab sofort lohnt es sich für jeden
Einzelnen noch mehr: Die maximale Förderhöhe steigt von 7.200 Euro auf
8.100 Euro.

Und noch etwas ist neu: Weiterbildungen im Ausland werden deutlich
erleichtert. Intensivsprachkurse oder berufsbezogene Weiterbildungen können
auch im Ausland absolviert werden. Damit ermöglichen wir gleichzeitig das
Sammeln von Auslandserfahrung.

Das Weiterbildungsstipendium macht deutlich, dass berufliche und
akademische Bildung gleichwertig sind. Das Weiterbildungsstipendium ergänzt
unsere Aktivitäten, um Menschen beim lebensbegleiteten Lernen und bei ihrer
Karriere zu unterstützen. Erst kürzlich sind wir auch mit dem sogenannten
Aufstiegs-BAföG einen guten Schritt vorangekommen. Es wird derzeit im
Bundestag beraten. So machen wir die Menschen fit für die Arbeitswelt der
Zukunft."

Hintergrund:

Das Weiterbildungsstipendium gibt es bereits seit 1991. Seit Beginn des
Programms wurden insgesamt 145.000 Berufseinsteiger vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert. Dazu hat das BMBF bisher 500
Millionen Euro investiert.

Mit dem Weiterbildungsstipendium erhalten junge Fachkräfte mit
Berufsausbildung Unterstützung für fachliche Weiterbildungen und
Aufstiegsfortbildungen oder aber fachübergreifende Weiterbildungen wie
Software-Kurse oder Intensiv-Sprachkurse. Auch ein berufsbegleitendes
Studium, das auf der Ausbildung aufbaut, ist förderfähig.

Für das Weiterbildungsstipendium kommen junge Fachkräfte mit einer
erfolgreich abgeschlossenen Berufsausbildung in Frage. Die Umsetzung des
Weiterbildungsstipendiums vor Ort übernehmen rund 280 Kammern und weitere
Berufsbildungsstellen. Die SBB - Stiftung Begabtenförderung berufliche
Bildung ist vom BMBF mit der bundesweiten Koordination des Programms
beauftragt.




Weiterführende Informationen:

www.weiterbildungsstipendium.de

https://www.facebook.com/weiterbildungsstipendium/

https://www.instagram.com/weiterbildungsstipendium/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 001/2020 vom 02.01.2020

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: (030) 18 57 - 50 50, Fax: (030) 18 57 - 55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Web: https://www.bmbf.de
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DEMOSKOPIE/853: Deutsche wünschen sich ein einfacheres Steuersystem (idw)


Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) - 02.01.2020

Deutsche wünschen sich ein einfacheres Steuersystem



Die Bürger/innen in Deutschland halten die Zeit für reif für eine Reform
der Einkommensteuer. Mehr als 90 Prozent der Deutschen wünschen sich ein
einfacheres Einkommensteuersystem. In den Augen der Befragten profitieren
von den Abzugsmöglichkeiten und Freibeträgen im deutschen Steuersystem vor
allem gut verdienende Haushalte. Die Akzeptanz für Steuervergünstigungen
steigt, wenn dadurch ein Ausgleich für besondere Umstände geschaffen wird.
Zudem fehlt in der Bevölkerung ein Bewusstsein für die Nachteile, die eine
Vereinfachung der Einkommensteuer mit sich bringen würde. Zu diesen
Ergebnissen kommt die Auswertung einer repräsentativen Umfrage im Rahmen
einer aktuellen Studie des ZEW Mannheim.

Für die Untersuchung stützen sich die Forscher auf eine Befragung von
2.464 Personen aus ganz Deutschland, die das German Internet Panel des
Sonderforschungsbereichs "Politische Ökonomie von Reformen" in Mannheim
durchgeführt hat. 92 Prozent der Umfrageteilnehmer/innen halten das
deutsche Steuersystem mit seinen vielen Vergünstigungen für "stark" oder
"eher" vereinfachungsbedürftig. Die Studie zeigt, dass vor allem ältere
Menschen ein einfacheres Steuersystem befürworten. Das gleiche gilt für
Bürger/innen, die die Steuererklärung in der derzeitigen Form für
schwierig zu bewältigen halten. Nur 20 Prozent der Befragten, die angeben,
ihre Steuererklärung selbst auszufüllen, empfinden das Verfassen der
Steuererklärung als "leicht" oder eher "leicht".

Um herauszufinden, ob die Befragten ein komplexes Steuersystem mit
Vergünstigungen auch im konkreten Fall ablehnen, wurden sie von den
Wissenschaftlern nacheinander mit drei Szenarien konfrontiert. Dabei ging
es jeweils um zwei Personen mit dem gleichen Bruttoeinkommen, die sich in
einem Merkmal unterschieden: Bei der Pflege eines Familienmitglieds, bei
den Spenden für wohltätige Zwecke sowie bei der Länge der Pendelstrecke
zur Arbeit. Die Pendlerpauschale ist auch die steuerliche Vergünstigung,
die die Befragten selbst am meisten nutzen.

60 Prozent, also fast zwei Drittel aller Befragten, befürworten
steuerliche Vergünstigungen für die Pflege von Angehörigen. Dagegen
spricht sich mit 59 Prozent eine Mehrheit der Befragten gegen eine
steuerliche Begünstigung von Pendlern/-innen aus. 66 Prozent der
Umfrageteilnehmer/innen sind der Ansicht, dass Spenden für wohltätige
Zwecke nicht steuerlich absetzbar sein sollten.

"Unsere Erhebung zeigt, dass es für die meisten Befragten einen
Unterschied macht, ob Lebensumstände selbstgewählt sind, wie etwa bei
einer weiten Pendelstrecke oder Ausgaben für Spenden", sagt Sebastian
Blesse, Wissenschaftler im ZEW-Forschungsbereich "Unternehmensbesteuerung
und Öffentliche Finanzwirtschaft" sowie Mitautor der Studie. "In diesen
Fällen befürworten Menschen steuerliche Vorteile hauptsächlich dann, wenn
sie selbst davon profitieren. So unterstützen etwa 45 Prozent der Pendler
die Pendlerpauschale, aber nur 25 Prozent der übrigen Teilnehmer/innen.
Anders sieht es bei Faktoren aus, die nicht selbstgewählt sind. Dazu zählt
zum Beispiel die Pflege eines Elternteils. 58 Prozent der Befragten, die
nicht selbst pflegen, wünschen sich trotzdem eine steuerliche Entlastung
der Betroffenen."

Ein weiteres Ergebnis der Umfrage ist, dass die Menschen in Deutschland
Freibeträge und steuerliche Absetzbarkeit als sozial ungerecht wahrnehmen:
Eine Mehrheit der Befragten ist der Ansicht, dass vor allem die oberen
Einkommensklassen von diesen beiden Punkten profitieren.

Im weiteren Verlauf der Umfrage wurden die Teilnehmer/innen per Zufall in
drei verschiedene Gruppen eingeteilt: Die sogenannte Kontrollgruppe
erhielt keine weiteren Informationen. Einer zweiten Gruppe wurden
Argumente vorlegt, die für eine Vereinfachung der Einkommensteuer
sprechen. Die dritte Gruppe schließlich wurde mit Argumenten gegen die
Vereinfachung konfrontiert. Mit diesem Experiment wollten die Forscher
herausfinden, ob Menschen ihre Einstellungen zu einer Steuervereinfachung
ändern, wenn sie mehr über die Gründe erfahren, die dafür und dagegen
sprechen.

Dabei stellt sich heraus, dass die Befragten ihre ursprünglich positive
Meinung zu Steuervereinfachungen oftmals kritisch revidieren. "Die
Unterstützung für ein einfaches Steuersystem geht zurück, wenn die
Befragten Informationen über die Vorteile von Vergünstigungen erhalten.
Das spricht dafür, dass in der Öffentlichkeit das Bewusstsein dafür fehlt,
warum es so viele Abzüge und Freibeträge gibt", sagt Florian Buhlmann,
Wissenschaftler im ZEW-Forschungsbereich "Soziale Sicherung und
Verteilung" und Mitautor der Studie. "Im Gegensatz dazu wirken sich
Argumente für eine Vereinfachung so gut wie gar nicht auf die
Einstellungen aus. Ein möglicher Grund dafür ist, dass die meisten
Befragten ohnehin schon ein einfacheres Steuersystem bevorzugen."

Auf die Frage, wie eine Reform für das deutsche Steuersystem aussehen
sollte, geben die Teilnehmer/innen keine einheitliche Antwort. Zwar
möchten nur sechs Prozent das derzeitige System beibehalten. Aber es
besteht Uneinigkeit bei der Frage, ob bei einer Reform auch die
Vergünstigungen abgeschafft werden sollten. Zudem bevorzugen einige
Teilnehmer/innen eine konstante Steuerrate, während sich andere ein
progressiveres Steuersystem wünschen. Eine ebenfalls von manchen
favorisierte Option besteht darin, die Steuersätze und Vergünstigungen
nicht zu verändern, aber mithilfe vorausgefüllter Formulare die
Steuererklärung zu vereinfachen.

Die Wissenschaftler stellen vor diesem Hintergrund fest, dass trotz des
allgemeinen Wunsches nach Vereinfachung ein gesellschaftlicher Konsens
fehlt, welche Reform erstrebenswert ist. Insofern verwundert es wenig,
dass die Regelungen zur Einkommensteuer zuletzt zwischen 1996 und 2005
reformiert wurden. Die Studienautoren befürworten eine Debatte über die
Vor- und Nachteile eines komplexen Steuersystems. Davon erhoffen sie sich
einen ausgewogenen Meinungsbildungsprozess, der über die reflexartige
Forderung nach Steuervereinfachung hinausgeht.


Originalpublikation:

http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/dp/dp19058.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution857

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW), 02.01.2020
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RAUB/1218: Zookatastrophe - fundamental mißachtet ... (SB)




Ist das die Zukunft des Artenschutzes? Anstatt die entsprechenden
Lebensräume in der Natur zu erhalten, konservieren wir Zellen und Gewebe von
Fröschen und Vögeln, von Tigern und Orang-Utans in flüssigem Stickstoff? Für
Oliver Ryder, den Leiter der genetischen Abteilung am Zoo von San Diego, ist das
keine Frage: "Ich bin überzeugt, von immer mehr Arten wird es lebendes Material
bald nur noch im Tiefkühl-Zoo geben." [1]

Der Brand des Affenhauses im Zoo Krefeld in der Silvesternacht beschäftigt viele
Menschen. Sie verfolgen die Berichte über die Tatverdächtigen oder wundern sich
darüber, daß fliegende Brandkörper in der Nähe eines Zoos aufsteigen konnten. 
Weniger rege ist die öffentliche Diskussion der Frage, wieso die im Feuer
verbrannten Tiere nicht vor den Flammen ins Freie fliehen konnten. Zumindest für
die Gorillas soll es eine Außenanlage gegeben haben, doch offensichtlich war
niemand da, der den 48jährigen Massa und die 46jährige Boma ins Freie hätte
lassen können. Hätte es sich um eine Strafvollzugsanstalt gehandelt, in der die
Gefangenen in ihren Zellen ums Leben gekommen wären, weil niemand ihre Tür
geöffnet hätte, wäre das Geschehen kaum so glimpflich für die zuständigen
WärterInnen ausgegangen.

Hätten die Türen des Krefelder Affenhauses bei Ausbrechen des Feuers geöffnet
werden können, um den Tieren einen Fluchtweg zu bieten, dann wären die Tiere ins
Freie gelaufen, was nicht hätte sein dürfen. Als entrechtete Gefangene, die im
bürgerlichen Gesetzbuch letztendlich dem Status von Objekten fremdnützigen
Gebrauches und Besitzes unterworfen sind, stand diese Möglichkeit nicht zur
Verfügung. Sie hätte ein Sicherheitsproblem geschaffen, das zu Lasten
derjenigen gegangen wäre, die sie freigelassen hätten. Für die Zooverwaltung
scheint es daher am besten gewesen zu sein, gar nicht erst vor das Problem
gestellt worden zu sein, ob die Türen des Affenhauses in akuter Gefahr nicht
doch hätten geöffnet werden sollen.

Wäre der angebliche Nutzen des Konservierens bedrohter Arten, den Zoos für sich
reklamieren, tatsächlich von Bedeutung, dann hätte es auch Vorkehrungen für eine
Evakuierung im Notfall gegeben. Brandgefahr besteht schließlich auch im
Alltagsbetrieb, doch sicherlich zu keiner Zeit mehr als in einer Silvesternacht,
in der auch eine Feuerwerksrakete oder Leuchtpistolenmunition auf dem Dach des
Gebäudes hätte niedergehen können. Daß auch am zweiten Tag nach dem Brand die
Frage ungenügender Notfallmaßnahmen und nicht erfüllter Sorgfaltspflicht kaum
gestellt wird, dokumentiert zumindest, daß das Leben dieser öffentlich zur Schau
gestellten Langzeitgefangenen kaum weniger entbehrlich war als das anderer, zum
Verzehr oder für Dienstleistungen aller Art verwendeter Tiere.

Als Orte vergnüglicher Unterhaltung sind Zoos bis heute beliebt. Ihrem
vorgeblichen Auftrag, die Menschen über Tiere zu informieren, sie mit Naturschutz
vertraut zu machen, zum Artenschutz beizutragen und in ihren häufig
parkähnlichen Anlagen Momente der Erholung zu bieten, scheint die größere Masse
des Publikums Glauben zu schenken, schließlich bedarf auch der eigene Zoobesuch
der Legitimation. KritikerInnen des Einsperrens von Wildtieren und ihrer
Inszenierung in Lebensräumen, die nicht entfernt an ihre natürliche Umgebung
heranreichen, wissen diese Behauptungen mit zahlreichen Fakten und Argumenten zu
widerlegen [2]. Weder handelt es sich bei den lebendigen Exponaten in der
Vielzahl der Fälle um VertreterInnen bedrohter Arten, noch leben sie in
artgerechten Habitaten, die keine psychischen wie physischen Probleme und Leiden
hervorriefen. Der kommerzielle Charakter der Zoos hat Folgen wie die erzwungene
biologische Reproduktion ihrer Tiere, den Verkauf oder das Verfüttern als
überflüssig erachteten Nachwuchses, den Erwerb in der Wildnis gefangener
Neuzugänge, die zwangsweise Trennung von jahrzehntelang zusammenlebender
PartnerInnen durch Übersiedlung in verschiedene andere Zoos oder die
Zusammenarbeit mit fragwürdigen TierhändlerInnen [3].

Der erzieherische Auftrag eines angemessenen Umganges mit den Lebensinteressen
von Tieren scheint ebenfalls kaum gefruchtet zu haben, ist die weltweite Zahl
einiger der seit 150 Jahren in deutschen Zoos präsentierten Wildtiere doch
inzwischen bis an die Grenze ihrer Auslöschung gefallen. Wurde schon die
Beschränkung des Klimawandels über Jahrzehnte systematisch verschleppt, so gilt
das für das Aussterben zahlreicher bekannter und unbekannter Arten wie die
allgemeinen Verluste an Biodiversität noch mehr - das Problem steht auf der
politischen Agenda nach wie vor sehr weit unten [4]. Wenn überhaupt, erregen
Verluste an potentiellen Nutztieren das Interesse, etwa wenn die der
pharmazeutischen Industrie zur Verfügung stehende genetische Vielfalt schrumpft. 
Es zeugt von konsequenter Anwendung der technizistischen Logik patriarchaler
Verfügungsgewalt, den Reichtum tierlicher Existenzformen auf genanalytische
Artefakte einzudampfen und, wie im Zoo bereits begonnen, vollständig jeder
lebensweltlichen Einbettung zu entheben, die im virtuellen Labor irgendeiner
postapokalyptischen Zukunft nur als eine Kontamination namens Leben wahrgenommen
werden könnte.

Ein von menschlichen Nutzenerwägungen freies und in seiner Subjektivität
unauslotbares Eigeninteresse nichtmenschlicher Tiere hingegen wird, wenn
überhaupt, am ehesten von jungen AktivistInnen anerkannt, die für ökologische
Zwecke und den Erhalt der Ökosphäre kämpfen. Sie sind heute weit eher für das
Motto "Artgerecht ist nur die Freiheit" und vegane Ernährung zu begeistern, als
im Zoorestaurant ein Filet vom Körper artverwandter Exemplare jener Tiere zu
verspeisen, die sie beim vorherigen Rundgang bestaunen konnten.

Auch scheint es mit der Unterstützung der anzustrebenden Alternative eines über
Freiheitsberaubung vollzogenen Artenschutzes nicht weit her zu sein. Die für den
Ausbau großstädtischer Zoos freigesetzten Subventionen und investierten
Einnahmen übersteigen die Unterstützung des Erhaltes natürlicher Habitate um ein
Vielfaches, was auf den Kern des Einsperrens und Vorführens von Tieren, die
hochgradige Attraktivität zoophilen Amüsements, verweist. Zwar gastieren in
heutigen Zoos keine jener anthropologischen Schauen mehr, in denen Menschen
anderer Hautfarbe und Kultur im 19. Jahrhundert die Neugier des weißen Publikums
auf "primitive" Lebensformen befriedigen mußten und nicht zuletzt dem maskulinen
Blick auf die unverdeckten Brüste der Frauen - da sie schwarz und mithin keine
echten Menschen waren, konnte das wissenschaftliche Interesse des Mannes
moralisch nicht beanstandet werden - ausgesetzt wurden.

An der Gewalt, die ein Lebewesen erleidet, das dem Blick des Publikum durch die
bauliche Anlage des Käfigs oder Geheges so ausgesetzt wird, daß es sein Begaffen
nicht verhindern kann, hat sich dennoch nichts geändert. Mithin sind Zoos vor
allem andern Orte des Einübens eines hierarchischen Mensch-Tier-Verhältnisses,
das legt auch der wie ein im Pflichtenkatalog elterlicher Rituale zu
absolvierende Besuch kleiner Kinder im Zoo nahe [5]. Der Blick auf die
eingesperrten Tiere, die sich nicht dagegen wehren können, daß mit dem Finger
auf sie gezeigt und über sie gelacht wird, daß ihre Bewegungen karikiert oder
ihre Laute nachgemacht werden, muß und soll ein Gefühl der Überlegenheit
erzeugen. In öffentlichen Vorstellungen zu erleben, wie sie über
Belohnungsrituale dressiert werden, zu sehen, wie sie sich in aller
Öffentlichkeit entleeren oder sexuell aktiv werden, macht das im Zoo gefangene
ehemalige Wildtier stellvertretend für alle Tiere zum ganz anderen des die
eigene Tierhaftigkeit ins Abseits verwerflicher Triebe und Gelüste verstoßender
Menschen. 

Nichts anderes wird praktiziert, wenn schwarze Fußballspieler vom Publikum mit
Affenlauten und Bananenwerfen wortwörtlich zum Affen gemacht werden. Nichtweiße
Menschen auf rassistische Weise verächtlich zu machen, indem sie animalisiert
werden, bedient sich der gleichen scharf gezogenen, im Falle von SklavInnen bis
heute über Leben und Tod entscheidenden Grenze zwischen den Arten oder Spezies,
über die nichtmenschliche Tiere auf speziesistische Weise fremden Interessen
unterworfen werden. Wo die anthropozentrische patriarchale Kosmologie Herren der
Welt produziert, bringt sie die Verfügbarkeit dadurch herabgesetzter Lebewesen hervor,
was für nichtmenschliche Tiere absolut und für Frauen, LGBTIQ-Menschen, Behinderte und
People of Colour graduell gilt. 

Zugleich werden insbesondere Tierbabies auf eine Weise vermenschlicht, die ihre
Unterwerfung komplementär ergänzt, wenn ihre Schutzlosigkeit Anlaß zu Gefühlen
gibt, die ansonsten dem eigenen Nachwuchs vorbehalten sind. So süß und putzig
kleine Pandas und Eisbären sein mögen, so sehr mundet der Lammfleischbraten oder
das Kalbsmedaillon. Affektive Zuwendung und massenhafter Verbrauch gehen Hand in
Hand, daher sind die in Krefeld in den Flammen umgekommenen PrimatInnen so
entbehrlich, daß auch zwei Tage nach dem Brand ihre Zahl mit "mehr als 30
Tieren" angegeben wird. Warum in diesem Fall genauer hinschauen, sind die
Dimensionen mittelbar und unmittelbar durch menschliches Verhalten bedingten
Tierverbrauches doch so gigantisch, daß sie erst recht nicht wahrgenommen werden.

Wer weiß schon, daß im vergangenen Jahr 2019 ein Viertel des weltweiten
Schweinebestandes von fast 770 Millionen Tieren entweder an der Afrikanischen
Schweinepest starb oder zu ihrer Verhinderung getötet wurde? Wem ist
aufgefallen, daß von 2014 bis 2015 in den USA 48 Millionen Hühner und Truthähne
zur Abwehr der Vogelgrippe unter anderem dadurch erstickt wurden, daß ihre
massiv überfüllten Ställe entweder mit Polypropylenschaum geflutet wurden oder
ihre Belüftung ausgestellt wurde? Wie sehr ist die Debatte um eine
Mobilitätswende davon beeinflußt, daß im Jahr in der Bundesrepublik über 250.000
Wildtiere ums Leben kommen, was keine sogenannten Bagatellunfälle umfaßt,
sondern vor allem Rehe, Hirsche und Wildschweine betrifft? Erregen Unfälle mit
Tiertransportern, bei denen auf einen Schlag über 100 Schweine ums Leben kommen,
die Aufmerksamkeit eines Publikums, das weiß, daß sich der LKW auf dem Weg in
eine Schlachtfabrik befand, in der täglich über 20.000 Schweine zu
Nahrungsmitteln verarbeitet werden? Wie groß ist die Trauer darüber, daß laut
einer Schätzung von WissenschaftlerInnen an der Universität Sydney in der
australischen Brandkatastrophe bislang etwa 480 Millionen Tiere verbrannt sind? 
Darunter befinden sich 8000 Koalas, die nicht schnell genug laufen können, um
einem Feuer zu entkommen, das von einem Land mitzuverantworten ist, dessen
Rohstoffpolitik es zum größten Kohleexporteur mit den meisten CO2-Emissionen pro
Kopf der Welt macht.


Fußnoten:

[1] https://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/sind-zoos-tierschauen-oder-zufluchtsorte-fuer-bedrohte-arten-a-925620.html

[2] https://www.swr.de/-/id=23823584/property=download/nid=660374/17ywnob/index.pdf

[3] https://www.peta.de/Zooirrtuemer

[4] http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brri0091.html

[5] http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbri0083.html
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STANDPUNKT/917: Erklärung zum Wiederaufbau der Lateinamerikanischen Anarchistischen Koordination (A-Infos)


A - Infos · Informationsdienst von, für und über Anarchisten

Donnerstag, 2. Januar 2020

Erklärung zum Wiederaufbau der Lateinamerikanischen Anarchistischen
Koordination (CALA)



Nach einer Reihe von Treffen und Vorgängen innerhalb dieser Zeit komplexer
sozialer und politischer Prozesse, die unser Kontinent durchläuft, haben
sich anarchistische politische Organisationen in Lateinamerika dazu
entschlossen, die "Lateinamerikanische Anarchistische Koordination" (CALA)
wiederaufzubauen.

Lateinamerika erlebt im Moment unruhige Zeiten.

Zeiten, in denen sich die Menschen die Straßen genommen haben, Widerstand
leisten und sich dem brutalen Vormarsch der reaktionärsten Teile des
Kontinents und der aktiven Präsenz des US-Imperialismus in seinen
verschiedensten Ausprägungen entgegenstellen.

Die Straßen von Chile, Kolumbien, Haiti, Puerto Rico und Ecuador wurden zu
Orten der direkten Konfrontation mit der herrschenden Klasse, die mit allen
Mitteln versucht, das System von Hunger und Ungewissheit zu erweitern, was
einem Angriff auf die dringendsten Forderungen der unterdrückten Klasse
gleichkommt.

Dazu kommt der enorme Widerstand des Volkes, der sich gegen den zivilen und
militärischen Putsch in Bolivien entwickelt hat, wo die rassistische Gewalt
von oben mit Barrikaden, Blockaden und der Mobilisierung der Bevölkerung
bekämpft wird.

Offensichtlich und so, wie wir es immer gesagt haben, sind das Zögern und
das Wahlkalkül der parlamentarischen Linken in diesen Zeiten unangebracht.

An diesem Punkt bekräftigen die politischen Organisationen des
espezifistischen Anarchismus nicht nur die Notwendigkeit, organisiert und
im Einklang mit dem historischen Moment zu sein, so wie wir es auf der
Anarchistischen Konferenz von Porto Alegre am Anfang diesen Jahres
aufgezeigt haben:

"...Wir sind davon überzeugt, dass der Anarchismus funktionsfähig, agil und
im Einklang mit den neuen sozialen Realitäten sein muss, um der Brutalität,
mit der dieses skrupellose System den Menschen der unteren Klasse begegnet,
entgegenzutreten. Aber dafür, wir sagen es noch einmal, muss der
Anarchismus politisch organisiert sein. Es ist die politische Organisation,
die es den Aktivist*innen erlaubt, die notwendigen Diskussionen und
Debatten stattfinden zu lassen, die gegenwärtige politische Lage passend zu
analysieren, die Planungen von Aktion und Entwicklung zu bestimmen, die
Taktik präzise zu verbessern, aber auch eine endgültige Strategie sowie
deren Anwendung auf jeden einzelnen Aktionsabschnitt herauszuarbeiten..."

Wir verstehen, dass diese Situation einerseits erfordert, dass wir gemäß
verbindlicher Positionen und Formen unmittelbaren Ausdrucks der
Solidarität, alle diese Aspekte miteinbeziehen. Andererseits erfordert sie
auch ein höheres Niveau koordinierten Handelns innerhalb des gesamten
Kontinents.

Aus diesem Grund haben wir uns zum Wiederaufbau der CALA, Ausdruck der
Koordination anarchistischer politischer Organisationen aus Uruguay,
Brasilien und Argentinien, die von Mitte der 1990er-Jahre bis zur
Jahrtausendwende lief, entschlossen.

Seit 2011 haben wir Anstrengungen unternommen in Richtung einer besseren
Koordination, die ihren Ausdruck in den "Jornadas Anarquistas",
anarchistischen Konferenzen, gefunden haben. Diese fanden alle zwei Jahre
statt und haben es geschafft, verschiedene Organisationen aus der Region
und der ganzen Welt näher zusammenzubringen.

Wir begreifen, dass nun die Zeit gekommen ist, CALA wiederaufzubauen, als
Ausdruck der Koordination der Gesamtheit unserer Kräfte, als Ausdruck des
"Especifismo" als historische Strömung und Ansatz des Anarchismus - eines
politisch organisierten Anarchismus, der verankert ist in den Völkern
Lateinamerikas und in unserer Zeit.

Weiterhin nehmen wir uns in diesem Sinne vor, gemeinsam die Aufgabe
weiterzuverfolgen, die theoretische Arbeit zu entwickeln und zu vertiefen
sowie Konzepte auszuarbeiten, die es uns erlauben eine möglichst passende
Analyse der Realität vorzunehmen, um gemeinsam in dieser Situation in
Lateinamerika zu handeln.

Wir wollen auch spezifische Richtlinien für die koordinierte Arbeit
etablieren und ebenso das Erstarken und die Festigung neuer Organisationen
auf diesem Kontinent anvisieren. Die Situation verlangt von uns, ohne Eile,
aber auch ohne Pause voranzuschreiten.

In dieser Phase, die sich in Lateinamerika gerade entfaltet, in der die
Völker in den Straßen Widerstand gegen das neoliberale Modell leisten,
empfinden wir CALA als notwendiges Werkzeug, um unsere Präsenz in diesen
Ereignissen zu artikulieren und eine gefestigte und klare Position des
organisierten Anarchismus anzubieten.

Die Phase, die jetzt beginnt, muss eine anarchistische Bewegung vorfinden,
die so gut organisiert ist und sich so gut artikuliert wie möglich.
Deshalb möchten wir andere Gruppen einladen, gemeinsam mit uns auf diesem
Weg voranzuschreiten.

Für den Aufbau der Macht der Massen! Für Sozialismus und Freiheit!




Lateinamerikanische Anarchistische Koordination (CALA)

Uruguayische Anarchistische Föderation (fAu)

Brasilianische Anarchistische Koordination (CAB)

Anarchistische Föderation aus Rosario (FAR)


Übersetzung der Plattform aus dem Englischen/Spanischen von
Benjamin Astor

Erstveröffentlichung:

https://www.dieplattform.org/2019/12/28/erklaerung-zum-wiederaufbau-der-lateinamerikanischen-anarchistischen-koordination-cala/#more-884

 * 

Quelle:

A - I n f o s Informationsdienst

Von, für und über Anarchisten

E-Mail: a-infos-de@ainfos.ca

Internet: http://www.ainfos.ca/de
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FRAGEN/052: "Der Vergewaltiger bist Du!" - Eine feministische Performance geht um die Welt (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Eine feministische Performance geht um die Welt: "DER 
VERGEWALTIGER BIST DU!"

Interview von Friederike Winterstein, Lateinamerika Nachrichten, 22. Dezember
2019



Die Performance "Un violador en tu camino" (Ein Vergewaltiger auf
deinem Weg) fand durch eine Massenaufführung am Internationalen Tag
zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen am 25. November in Santiago
ihren Weg in viele verschiedenen Regionen der Welt.

Die LN sprachen mit zwei der Schöpferinnen über die Hintergründe, die
durchschlagende Wirkung und die Rolle von Feminismus und Kunst für den
gesellschaftlichen Wandel.

Worum geht es bei eurer aktuellen Performance?

Paula Cometa: "Un violador en tu camino" ist unsere zweite
Performance, basierend auf Thesen der argentinischen Feministin Rita
Segato, die auf die Verantwortung staatlicher Institutionen an der
systematischen Verletzung der Rechte von Frauen und Minderheiten
aufmerksam machen. Eigentlich ist das ganze Teil einer längeren
Intervention, deren Erstaufführung aber der aktuellen Proteste wegen
verschoben werden musste. Vor gut drei Wochen baten uns die
Organisatoren von fuego barricadas, acciones en cemento (kreative
Protestaktionen im Format einer Straßensperre in Valparaiso, Anm. der
Redaktion) um einen kurzen Beitrag.

Daffne Valdés: Daraufhin haben wir unsere aktuelle Arbeit auf den
Punkt gebracht, Frauen und Minderheiten eingeladen, mitzuwirken und
den Text an die derzeitigen Verhältnisse angepasst. Deshalb enthält
der aktuelle Text ein Zitat der Hymne der Polizei, in dem sie
schwören, den seligen Schlaf des unschuldigen Mädchens zu beschützen,
und das im Angesicht der sexualisierten Polizeigewalt und
Menschenrechtsverletzungen der letzten Wochen zynisch anmutet.

Eure Performance wurde inzwischen von Feministinnen auf allen fünf
Kontinenten interpretiert, täglich machen neue Videos die Runde. Was
gibt euch das für ein Gefühl?

Daffne: Wir sind vollkommen überrascht und überwältigt. Aber klar, es
macht auch Sinn, denn auf der ganzen Welt gibt es Frauen, die sich mit
der Botschaft identifizieren. Es betrifft uns alle auf irgendeine Art
und Weise und zeigt, dass unabhängig von den nationalen Grenzen in
vielen Ländern die Rechte der Frauen nicht institutionell garantiert
werden.

Paula: Es ist die Angst vor der Gewalt gegen Frauen und Minderheiten,
die überall existiert. In all den Ländern, in denen die Performance
interpretiert wurde, haben die Nationalstaaten bestimmte
Herrschaftsformen, staatliche Akteure und Institutionen, die die
Unterdrückung festigen. Gleichzeitig war auch der Sinn, dass die
Performance nicht nur nachgeahmt, sondern interpretiert und an den
jeweiligen Kontext angepasst werden sollte. Das ist absolut gelungen
und stellt eine große Bereicherung unserer Arbeit dar.

Valparaiso hat zwar viele Ausbildungsangebote für Künstler*innen,
aber wenig Aufführungsorte. Wie geht ihr damit um?

Daffne: Um mit unserer Botschaft ein möglichst breites Publikum zu
erreichen, konzipieren wir unsere Stücke interdisziplinär, damit wir
sie an verschiedene Orte und Gegebenheiten anpassen können. Dann
führen wir sie dort auf, wo wir eingeladen werden, und manchmal
laden wir uns auch selbst ein. Das kann auf Partys sein, auf der
Strasse, auf Märkten, auf Konferenzen, die sich thematisch
anschließen. Unser erstes Stück, das auf Thesen Silvia Federicis
(marxistisch-feministische Theoretikerin, Anm. d. Red.) beruht, hatte
letztes Jahr seine Uraufführung beim Theaterfestival der Frauen hier
in Valparaiso.

Die aktuellen Proteste sind vom Protagonismus der Jugend und v.a.
der jungen Frauen geprägt. Welche Rolle spielt die feministische
Bewegung in den Protesten?

Daffne: Die Forderungen, die momentan auftauchen, haben viel mit den
Forderungen der feministischen Bewegung zu tun. Bei der Protestwelle
letztes Jahr im Mai wurden sie bereits auf den Tisch gebracht und auch
in den Vorjahren.

Paula: Die aktuelle Krise basiert auf dem patriarchalen und
kapitalistischen System, hier in Chile auf den Auswirkungen des
Neoliberalismus. Genau diese Strukturen kritisiert der Feminismus. Bis
zu unserer Performance schien die feministische Bewegung zu schlafen,
aber das ist ein Trugschluss. Der Feminismus schließt lückenlos an die
Forderungen der aktuellen Proteste an. Deshalb ist es auch ein Irrtum,
die Forderungen nach höheren Renten und die nach einem öffentlichen
Bildungs- und Gesundheitssystem davon zu trennen. Der Feminismus zielt
auf einen Wandel eben dieser Bereiche der Reproduktion des täglichen
Lebens ab. Auf einen Wandel der gesellschaftlichen Beziehungen,
darauf, wie wir uns als soziale Wesen zueinander in Beziehung setzen,
und auch auf die Herrschaft des Staates über unsere Körper:

Wie schätzt ihr die Bedeutung der Kunst für die aktuellen Proteste
ein?

Paula: Die Künste erlauben es dir, auf kreative Art und Weise eine
Botschaft kundzutun. Diese Botschaft kann erhört werden oder nicht,
kann vom Publikum angeeignet werden, so wie es in diesem Fall
geschehen ist. In Krisenzeiten gibt es viel mehr Raum und
Aufmerksamkeit für solche kreativen Botschaften. Deshalb ist die Rolle
der verschiedenen Künste in solchen Momenten grundlegend.

Daffne: Derzeit denke ich, dass die Kunst, die kreativen
Protestformen, uns dabei helfen, uns nicht so allein zu fühlen. Viele
Frauen haben sich durch die Performance ermutigt gefühlt, Missbrauch
und Gewalt gegen sie anzuzeigen. Denn auf eine bestimmte Art und Weise
haben sie erkannt, dass die Gewalt viele betrifft, vielleicht sogar
uns alle. Sie haben das Gefühl bekommen, sich auf dieses Kollektiv
stützen zu können, dass es uns Schutz gibt und dass wir
zusammenhalten.

Paula: Alle, die sich keiner Partei zugehörig fühlen, aber trotzdem
organisiert sind und protestieren, Künstler, Musiker und natürlich
viele andere Menschen, sind Teil dieses Kollektivs. Zusammen stellen
wir vieles auf die Beine.

Was kann die feministische Theorie und Praxis zu den Lösungen der
aktuellen sozialpolitischen Krise beitragen?

Paula: Der Feminismus kann einen konkreten Beitrag zur Überwindung der
alltäglichen Gewalt leisten, zur Entmystifizierung des Vergewaltigers.
Feminismus hilft, die alltägliche Gewalt gegen die Körper, die
Subjekte, die Kinder zu erkennen. Der Staat verbietet es uns,
abzutreiben, über unsere eigenen Körper zu entscheiden. Durch die
feministische Analyse können wir die Unterdrückung durch bestimmte
Strukturen und Institutionen erkennen und bestenfalls überwinden, denn
diese Institutionen lassen uns nicht leben. Der Feminismus öffnet den
Menschen die Augen, um diese Realitäten zu sehen, wahrzunehmen.
Realitäten, die durch patriarchale Strukturen geschützt und versteckt
sind.

Und was bringt sie im Hinblick auf eine mögliche neue Verfassung?


Paula: Der Kapitalismus basiert auf der Ausbeutung der Frauen, der
Arbeitskraft, der Sexualität und der Reproduktion. Dieses System ist
nicht mehr tragbar, definiert aber die staatliche Politik. In der
Bildung brauchen wir beispielsweise sexuelle Früherziehung, die nicht
sexistisch geprägt ist und für LGBTI sensibilisiert. Auf dem
Arbeitsmarkt brauchen wir Parität, gerechte Gehälter und Renten. Im
Gesundheitsbereich müsste über Gewalt während der Schwangerschaft und
der Geburt aufgeklärt und selbige verhindert werden. Insgesamt ist es
eine Bandbreite an Bereichen, in denen das feministische Gedankengut
Wurzeln schlagen sollte. Das macht den Männern, den Regierungen,
Angst. Bei der Diskussion um eine neue Verfassung haben wir große
Schritte vor uns.


LasTesis sind ein interdisziplinäres Kollektiv bestehend aus Daffne
Valdés, Paula Cometa, Sybela Sotomayor und Lea Cáceres. Seit 2018
arbeiten die vier Frauen zusammen daran, feministische Theorie mittels
verschiedener künstlerischer Mittel für ein breites Publikum
zugänglich und verständlich zu machen. Dabei integrieren sie
feministische Botschaften, darstellende Künste, Kostüme, grafisches
Design und Musik in ca. 15-minütigen Performances.

Erstveröffentlichung:

https://lateinamerika-nachrichten.de/artikel/der-vergewaltiger-bist-du/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Lateinamerika Nachrichten
für die Nachdruckgenehmigung.



Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

Ein weiterer Artikel zum Thema ist im Schattenblick zu finden unter:

www.schattenblick.de / Politik → Soziales → 

FRAUEN/812: "Ein Vergewaltiger auf deinem Weg" - Chilenische Performance geht weltweit viral (Pressenza)

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/899: Bundesnetzagentur klärt 2019 fast 4.000 Funkstörungen auf (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 02.01.2020

Bundesnetzagentur klärt 2019 fast 4.000 Funkstörungen auf

Vizepräsident Franke: "Erfreulich wenig Störungen gemeldet"



Der Prüf- und Messdienst der Bundesnetzagentur hat im Jahr 2019
fast 4.000 Funkstörungen und elektromagnetische Unverträglichkeiten
vor Ort aufgeklärt und die Beseitigung begleitet.


"Wir stellen sicher, dass in Deutschland Frequenzen effizient
und störungsfrei nutzbar sind. Viele Technologien, die Frequenzen
nutzen, sind aus unserem Alltag nicht mehr wegzudenken. Das
Störungsaufkommen liegt trotz steigender Frequenznutzungen auf einem
erfreulich niedrigen Niveau", sagt Peter Franke, Vizepräsident der
Bundesnetzagentur. "Die Bundesnetzagentur führt mit präventiven
Überprüfungen von Frequenzzuteilungen Qualitätssicherungsmaßnahmen bei
den Frequenzzuteilungsinhabern durch. Die Störungsbearbeitung ergänzt
unsere Tätigkeiten im Rahmen der Frequenzregulierung und der
Marktüberwachung."

Neben der Funkstörungsbearbeitung für sicherheitsrelevante Funkdienste
und im industriellen Bereich haben in über 1.200 Fällen Bürger und
Bürgerinnen von der Störungsbearbeitung profitiert. Die Störungen
betrafen zum Beispiel den Mobilfunk, WLAN, DSL-Anschlüsse oder Geräte
wie Funkkopfhörer, Funkautoschlüssel und Funkgaragentoröffner.

Aufgaben des Prüf- und Messdienst der Bundesnetzagentur

Neben der Funkstörungsbearbeitung und präventiven Überprüfungen von
Frequenzzuteilungen kontrolliert der Prüf- und Messdienst u.a. die
Umsetzung von Versorgungsverpflichtungen im Mobilfunk und die
Einhaltung von Grenzwerten der elektromagnetischen
Umweltverträglichkeit. Des Weiteren sucht der Prüf- und Messdienst
nach Frequenznutzungen ohne Frequenzzuteilung und stellt bei
Großveranstaltungen sicher, dass Frequenzen störungsfrei für die
unterschiedlichsten Funkanwendungen genutzt werden können.

Flächenpräsenz des Prüf- und Messdienst

Der Prüf- und Messdienst der Bundesnetzagentur ist an 19 Standorten im
Bundesgebiet mit Messfahrzeugen vertreten, um flächendeckend Aufgaben
wahrzunehmen. Darüber hinaus werden ein akkreditiertes Messlabor für
die Marktüberwachung und eine Satellitenmessstelle betrieben.

Verbraucher und Unternehmen, die eine Funkstörung melden wollen,
können sich an die Funkstörungsannahme der Bundesnetzagentur wenden.
Diese ist rund um die Uhr unter 04821 89 55 55 oder per E-Mail:
funkstoerung@bnetza.de erreichbar. Hier wird geklärt, ob die gemeldete
Störung in die gesetzliche Zuständigkeit der Bundesnetzagentur fällt.
Sollte die Störung betrieblicher Natur sein, wird der Anfragende
informiert, an wen er sich wenden sollte. Dieser Service und die
Störungsbearbeitung durch den Prüf- und Messdienst vor Ort sind für
den Störungsmeldenden gebührenfrei. Auch die Verursacher von Störungen
müssen keine Gebühren befürchten, soweit die Störungen unverschuldet
verursacht wurden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 02.01.2020

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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STATISTIK/4388: Jahr 2019 - Anstieg der Erwerbstätigkeit setzt sich fort (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 02.01.2020

Jahr 2019: Anstieg der Erwerbstätigkeit setzt sich fort 

Zahl der Erwerbstätigen um 0,9 % gegenüber Vorjahr gestiegen



WIESBADEN - Im Jahresdurchschnitt 2019 waren rund 45,3 Millionen Personen
mit Arbeitsort in Deutschland erwerbstätig. Nach ersten vorläufigen
Berechnungen des Statistischen Bundesamtes (Destatis) lag die Zahl der
Erwerbstätigen im Jahr 2019 um 402 000 Personen oder 0,9 % höher als im
Vorjahr. Im Jahr 2018 hatte die Zuwachsrate noch 1,4 % betragen. Damit
setzte sich der nun seit 14 Jahren anhaltende Anstieg der Erwerbstätigkeit
weiter fort, allerdings mit abgeschwächter Dynamik. Eine gesteigerte
Erwerbsbeteiligung der inländischen Bevölkerung sowie die Zuwanderung
ausländischer Arbeitskräfte überwogen die Effekte des demografischen
Wandels, sodass im Jahr 2019 die höchste Erwerbstätigenzahl seit der
Wiedervereinigung im Jahr 1991 erreicht wurde.

Erwerbstätigenzahl in
Dienstleistungsbereichen steigt überdurchschnittlich 

In den Dienstleistungsbereichen gab es 2019 mit +319 000 Personen oder +1,0
% gegenüber dem Vorjahr den stärksten Anstieg bei der Zahl der
Erwerbstätigen mit Arbeitsort in Deutschland. Die größte Zunahme darunter
hatten die Öffentlichen Dienstleister, Erziehung, Gesundheit mit +204 000
Erwerbstätigen (+1,8 %), gefolgt von Handel, Verkehr, Gastgewerbe mit +62
000 Erwerbstätigen (+0,6 %) sowie Information und Kommunikation mit +49 000
Erwerbstätigen (+3,7 %). Bei den Unternehmensdienstleistern sank dagegen
die Zahl der Erwerbstätigen (-20 000 Erwerbstätige; -0,3 %) erstmals seit
dem Jahr 2009, auch aufgrund eines stärkeren Rückgangs bei der
Arbeitnehmerüberlassung.

Im Produzierenden Gewerbe (ohne Baugewerbe) erhöhte sich die Zahl der
Erwerbstätigen im Jahr 2019 um 59 000 Personen (+0,7 %). Im Baugewerbe
betrug der Anstieg 36 000 Personen (+1,4 %). In der Land- und
Forstwirtschaft, Fischerei ging die Zahl der Erwerbstätigen um 12 000
Personen (-2,0 %) zurück.

Mehr Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, weniger Selbstständige 

Entscheidend für die positive Entwicklung auf dem deutschen Arbeitsmarkt
war die Zahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die im
Jahresdurchschnitt 2019 um 475 000 Personen (+1,2 %) wuchs. Während die
Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten weiter anstieg, war die
Zahl der marginal Beschäftigten (darunter geringfügig Beschäftigte) weiter
rückläufig. Die Zahl der Selbstständigen (einschließlich mithelfender
Familienangehöriger) sank im selben Zeitraum um 73 000 Personen (-1,7 %)
auf 4,15 Millionen. Zuletzt hatte es im Jahr 2003 weniger Selbstständige
(4,13 Millionen) gegeben.

Immer weniger Erwerbslose 

Die Zahl der Erwerbslosen (nach international vergleichbarer Definition) in
Deutschland sank nach vorläufigen Schätzungen auf Basis der
Arbeitskräfteerhebung im Jahresdurchschnitt 2019 im Vergleich zum Vorjahr
um 96 000 Personen (-6,5 %) auf 1,37 Millionen. Die Zahl der aktiv am
Arbeitsmarkt verfügbaren Erwerbspersonen, definiert als Summe von
Erwerbstätigen und Erwerbslosen, erhöhte sich im gleichen Zeitraum um 299
000 Personen (+0,6 %) auf 46,5 Millionen. Die Erwerbslosenquote, gemessen
als Anteil der Erwerbslosen an der Zahl der Erwerbspersonen, sank gegenüber
dem Vorjahr von 3,2 % auf 3,0 %.



Tabellen und Schaubilder zu dieser Pressemitteilung sind zu finden
unter:

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/01/PD20_001_13321.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 001 vom 02.01.2020

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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VERKEHR/798: Schadensersatz nur auf den rabattierten Neuwagenpreis (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 2. Januar 2020

Schadensersatz nur auf den rabattierten Neuwagenpreis



Frankfurt/Berlin (DAV). Manche Autohersteller gewähren Menschen mit
einem Handikap einen besonderen Rabatt. Im Falle eines Unfalls hat der
Geschädigte gegenüber dem Unfallverursacher dann nur einen Anspruch
auf den rabattierten Neuwagenpreis. Der Rabatt ist selbst kein
Schaden, der ersetzt wird. Dies hat das Oberlandesgericht Frankfurt am
Main am 3. Juni 2009 (AZ: 29 U 203/18), entschieden, wie die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
mitteilt.

Bei dem Verkehrsunfall war die Sachlage klar: Die Geschädigte hatte
Anspruch auf 100 % ihres Schadens. Aufgrund einer körperlichen
Beeinträchtigung hatte die Frau beim Kauf des Autos ein Preisnachlass
in Höhe von 15 % erhalten. Grundlage dafür waren die
Geschäftsbedingungen des Herstellers: "Kunden mit einem Grad der
Behinderung von mindestens 50 %" erhalten einen Sondernachlass in Höhe
von 15 %. Der soll nach Angaben des Unternehmens dazu beitragen,
diesen Menschen den Alltag zu erleichtern.

Nach dem Unfall kaufte die Frau wieder ein Fahrzeug bei dem
Unternehmen und wieder mit dem entsprechenden Sonderrabatt. Sie
meinte, dass dieser Rabatt dem Schädiger nicht zugutekommen sollte.
Sie forderte Schadensersatz auch auf den rabattierten Anteil.

Die Klage scheiterte. Die Klägerin hat keinen Anspruch auf
Schadensersatz inklusive des Rabatts, so das Gericht. Ihr sei
diesbezüglich kein Schaden entstanden. Sie habe allein Anspruch auf
Erstattung des rabattierten Neuwagenpreises. Es ergäben sich auch
keine anderen Anhaltspunkte dafür, ihr eine weitere Entschädigung
zuzusprechen. Zwar sei der Rabatt eine Leistung, die für Menschen mit
Behinderung freiwillig und nur unter bestimmten Voraussetzungen
erbracht würde. Es sei aber nicht festzustellen, dass der Rabatt
vorrangig eine soziale Funktion habe oder eine "freigiebige Leistung"
sei.

Für das Gericht war der Rabatt ein "von einer sozialen Komponente
bestimmtes Element der Absatzförderung und der Kundenbindung". Er
könne mit dem Werksangehörigenrabatt verglichen werden, der beim
Unfall auch nicht beansprucht werden kann. Hätte das Gericht die
soziale Komponente in den Vordergrund gestellt, hätte der
Unfallverursacher keinen Anspruch, seine Haftung um den Rabatt zu
mindern, so die DAV-Verkehrsrechtsanwälte.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 2/19 vom 2. Januar 2020

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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VERKEHR/797: Haftung wegen Überschreitung der Richtgeschwindigkeit (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 2. Januar 2020

Haftung wegen Überschreitung der Richtgeschwindigkeit



Leipzig/Berlin (DAV). Ein Fahrer, der auf der Autobahn die
Richtgeschwindigkeit von 130 km/h überschreitet, muss damit rechnen,
bei einem Unfall mitzuhaften. Dies ergibt sich aus einer Entscheidung
des Landgerichts Leipzig vom 10. Januar 2019 (AZ: 4 O 2474/17), wie
die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins
(DAV) mitteilt.

Es kam zu einem Unfall auf der Autobahn. Der spätere Kläger fuhr auf
dem linken von drei Fahrstreifen mit 150 km/h. Der andere Fahrer fuhr
zunächst ebenfalls auf der linken Spur und fuhr dann auf dem mittleren
Streifen. Als er diesen Spurwechsel noch nicht vollständig
abgeschlossen hatte, fuhr er wieder auf die linke Spur und kollidierte
mit dem herannahenden Beklagten. Er hatte angegeben, die ganze Zeit
auf der linken Spur gewesen zu sein. Ein Sachverständigengutachten
konnte dies jedoch widerlegen.

Das Gericht entschied, dass der Kläger selbst zu 60 % für den Schaden
haftet. Spurwechsel dürften nur so erfolgen, dass andere nicht
gefährdet würden. Deshalb trage er den überwiegenden Teil der Schuld
am Unfall. Allerdings habe der andere Fahrer die Richtgeschwindigkeit
um 20 km/h überschritten. Auch habe er beschleunigt, ohne dass der
Spurwechsel des Klägers von der linken auf die mittlere Spur
abgeschlossen gewesen wäre. Daher müsse er zu 40 % haften.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 1/19 vom 2. Januar 2020

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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TERMINE/957: Hamburg - Achtsamkeit in der Tradition des Zen-Meisters Thich Nhat Hanh, 18.01.2020 (BGH)


Veranstaltungen der Buddhistischen Gesellschaft Hamburg e.V.

ACHTSAMKEIT

In der Tradition des Zen-Meisters Thich Nhat Hanh

Ein Sonnabendvormittag in Stille

Samstag, 18.01.2020, 10:00 - 13:00 Uhr

Ort: Buddhistische Gesellschaft Hamburg,

22337 Hamburg, Beisserstr. 23



"Stille kommt vom Herzen her und nicht vom Außen. 

Stille meint nicht, nichts zu reden oder nichts zu tun,

Stille bedeutet, dass du innerlich nicht gestört bist.

Wenn du wirklich still bist, kannst du Stille genießen, unabhängig von
der Situation, in der du dich gerade befindest. 

Manchmal denkst du, du seist still und deine Umgebung sei still, aber
in deinem Kopf laufen all die Zeit endlose Gespräche.

Das ist keine Stille.

Die Praxis besteht darin, Stille in all dem was du tust zu
finden."

Thich Nhat Hanh

Sitzen oder gehen oder Tee trinken - wir machen es uns angenehm und
sind ganz wach. Im JETZT. Stille kommt, wenn wir mit dem seien können,
was gerade ist, wenn wir den Körper wahrnehmen, beruhigen und dabei
entspannen, wenn wir den Geist mit dem Atem-spüren beruhigen.
In einem ruhigen Körper wird der Geist ruhig. So sitzen wir, so gehen
wir, so trinken wir Tee. Mit Hingabe. Dann wird es still in uns. Und
die Stille wird weit. Der Geist wird weit. Es entsteht Raum. Für mehr
Stille. Für Gelassenheit. Für Erkenntnis aus dem Herzen. Für
liebevolle Güte. Der Buddha in uns, der göttliche Teil in uns, unser
Hohes Selbst sind wir. Das braucht vielleicht etwas ZEIT. Und
Unterstützung.

An einem Sonnabendvormittag haben wir Zeit dafür. Und Unterstützung
von den anderen. Das kann uns Geduld schenken und Zuversicht. Und
Genuss. Und Stille in unserem Herzen ...

10:00 Begrüßung und Morgenvers

stille Sitzmeditation

Gehmeditation, eventuell im Garten

geführte Sitzmeditation

Teepause in Stille

Lesung eines Textes

Sitzmeditation

13:00 in Stille und Achtsamkeit nach Hause gehen

Bitte mitbringen:
Bequeme Kleidung, Socken für den Meditationsraum;
für das Wetter passende Kleidung für die Gehmeditation im Garten

Kosten: auf Spendenbasis

Bitte anmelden bei: 

Buddhistische Gesellschaft Hamburg e.V.

Beisserstr. 23, D-22337 Hamburg

Tel. 040-6313696, Fax. 040-51902323

E-Mail: buddhismus@bghh.de

 * 

Quelle:

Buddhistische Gesellschaft Hamburg e.V.

Beisserstr. 23, D-22337 Hamburg

Tel. 040-6313696, Fax. 040-51902323

E-Mail: buddhismus@bghh.de

Internet: https://www.bghh.de/
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





MELDUNG/253: Theologische Tage - Auch in der Bibel gibt es nicht nur zwei Geschlechter (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 02.01.2020

Theologische Tage: Auch in der Bibel gibt es nicht nur zwei
Geschlechter



Bibelzitate werden häufig genutzt, um etwa ein Verbot von Homosexualität
oder eine Ehe nur zwischen Mann und Frau zu begründen. Dabei projizieren
heutige Leserinnen und Leser allerdings häufig eigene Vorstellungen in die
biblischen Texte. Unter dem Titel "Fluides Geschlecht:
Bibelwissenschaftliche Perspektiven" widmen sich am 15. und 16. Januar
2020 die Theologischen Tage an der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg (MLU) dieser Problematik. Die Veranstalter der
Theologischen Fakultät möchten eine den Texten gerecht werdende 
biblisch-theologische Argumentation etablieren.

"Und Gott schuf den Menschen zu seinem Bilde, zum Bilde Gottes schuf er
ihn; und schuf sie als Mann und Frau" (Gen. 1,27). Dieses Bibelzitat werde
zwar sehr oft herangezogen, um die Zweiteilung der Geschlechterrollen
theologisch zu begründen, sagt Prof. Dr. Stefan Schorch von der
Theologischen Fakultät der MLU. Aus kulturwissenschaftlicher Sicht sei das
allerdings falsch. "In der Hebräischen Bibel finden sich sehr verschiedene
kulturelle Entwürfe von Geschlechterrollen, von Sexualität und auch von
Partnerschaft und Familie." In kirchlichen Diskussionen und darüber hinaus
könne man aber häufig eine Verengung wahrnehmen, weil biblische Zitate und
Belegtexte aus ihren Kontexten herausgelöst werden. Die Theologischen Tage
2020 wollen zur Versachlichung dieser Debatte beitragen. Sie unternehmen
den Versuch, eine den Texten gerecht werdende biblisch-theologische
Argumentation als Medium der Verständigung zu etablieren. "Damit soll
zugleich ein grundlegender Beitrag zur Auseinandersetzung mit diesem Thema
geleistet werden, für Theologie, Kirche und unsere Gesellschaft
überhaupt", so Schorch. In einem der Hauptvorträge referiert der
Bibelwissenschaftler aus alttestamentlicher Sicht über kirchliche
Auseinandersetzungen mit homosexuellen Partnerschaften.

Auf der Tagung wird die Frage fließender Geschlechtsidentitäten nicht nur
auf Grundlage biblischer Texte aus dem Alten und Neuen Testament, sondern
auch aufgrund altorientalischer Schöpfungsmythen und rabbinischer
Perspektiven diskutiert. In einer Reihe von Vorträgen, Seminaren und
Workshops werden theologisch reflektierte Vorstellungen von Geschlecht und
Sexualität vor dem Hintergrund aktueller Genderdebatten thematisiert.
Neben Schorch spricht Prof. Dr. Annette Weissenrieder von der MLU über
Jungfrauen und Eunuchen im Neuen Testament und behandelt dabei auch
kulturelle Bewertungsunterschiede: "Wir können keineswegs von vornherein
davon ausgehen, dass bestimmte Ausprägungen sexuellen Begehrens, wie etwa
Homo- oder Heterosexualität, in der Antike genauso betrachtet wurden wie
heute."

Weitere Vortragende sind unter anderem Prof. Dr. Michaela Bauks von der
Universität Koblenz, Prof. Dr. Charlotte Fonrobert von der Stanford
University und Prof. Dr. Eckart Reinmuth von der Universität Rostock. Die
anschließende Podiumsdiskussion wird von Prof. Dr. Frank Ueberschaer von
der MLU moderiert.

Die Theologischen Tage finden jährlich in Zusammenarbeit der Theologischen
Fakultät der MLU mit der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und der
Evangelischen Landeskirche Anhalt statt. Die Tagung richtet sich an alle
Interessierten aus Theologie, Kirche, Schule, Universität und
Gesellschaft.



Weitere Informationen zu den Theologischen Tagen sowie Hinweise zu
Teilnahme, Anmeldung und Gebühren: 

https://www.theologie.uni-halle.de/theoltage/

Theologische Tage 2020: "Fluides Geschlecht: Bibelwissenschaftliche
Perspektiven auf Homosexualität, Transsexualität und
Jungfrauenschaft":

Mittwoch, 15. Januar, und Donnerstag, 16. Januar 2020

Theologische Fakultät

Franckesche Stiftungen, Franckeplatz 1, Haus 30

06110 Halle (Saale)




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 02.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07138: Fehlgriff mit der Dame (SB)


Der amerikanische Präsident Bill Clinton mag hin und wieder eine Dame
aus Fleisch und Blut verführt haben, doch von der hölzernen Dame auf
dem Schachbrett versteht er so gut wie nichts, dabei würde sie ihm
sicherlich weniger Scherereien bereiten als so manche Praktikantin im
Weißen Haus. Überhaupt ist das Königliche Spiel unter Politikern nicht
sehr beliebt, und so kennt die Schachgeschichte kaum Vertreter dieser
Branche mit ausgeprägter Leidenschaft für die Schachgöttin Caissa.
Litauens Ex-Präsident Landsbergis war eine seltene Ausnahme von dieser
Regel. In seinen Studentenjahren focht er selbst mit Geistesgrößen wie
Petrosjan, Lilienthal und Mikenas erbitterte Remisgefechte aus. Der
bekannteste Politiker mit einem Herz fürs Schachspiel war indes der
britische Parlamentarier Marmaduke Wyvill, der beim Turnier in London
1851 gar auf den zweiten Platz landete hinter Adolf Anderssen. Mag
sein, daß deutsche Politiker wie Schröder, Kohl oder Schily wissen,
wie man die Figuren setzt und die Worte Matt und Patt in ihren
Sprachschatz aufgenommen haben, um ihren Reden auf Parteitagen eine
gewisse intellektuelle Würze zu geben. Ansonsten bleibt es jedoch bei
der puren Adaptation schachlicher Begriffe. Apropos Fehlgriff mit der
Dame, im heutigen Rätsel der Sphinx beging Weiß denselben Fehler wie
der US-Präsident, indem er mit seinem nächsten Damenzug 1.Da4xc6? ein
heilloses Chaos auf sich herabbeschwor, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07138: Fehlgriff mit der Dame (SB)]



Olsson - Jonsson

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mühe wird belohnt durch kleine Einblicke in das Spiel der Großmeister,
und so konnte Weiß mittels 1.Tg1xg6! h7xg6 2.Se4-f6+ Kg8-h8 3.Df3-e3!
sehr wohl ein wenig von der Genialität Tals für sich erahnbar machen.
Schwarz gab auf, da das Matt nur durch ein Damenopfer hinausgezögert
werden konnte.



Erstveröffentlichung am 13. Dezember 2006

2. Januar 2020
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/952: Hanau - Hochklassige Kleinkunst im Frühjahr 2020, 18.01.-10.05.2020


Stadt Hanau

Hochklassige Kleinkunst und beste Unterhaltung

Reihe "Kult(o)ur bietet 11 Veranstaltungen im Frühjahr 2020



Stand-up Comedy mit dem Gewinner des 1. Hanauer Comedy Slams Helmuth
Steigerwald, Satire mit Christoph-Maria Herbst und Moritz Netenjakob
oder auch Kabarett unter dem Motto "Altern ist nichts für Feiglinge" -
die zweite Hälfte der städtischen Veranstaltungsreihe "Kult(o)ur"
hält, was die erste versprochen hat. Geboten wird zwischen Januar und
Mai 2020 wieder ein anspruchsvolles Kulturprogramm, das ganz gezielt
abseits des Mainstream und der TV-Comedians angesiedelt ist.

Seit 1987 bereichert die Veranstaltungsreihe das kulturelle Leben in
der Brüder-Grimm-Stadt und hat sich seit ihrem Start einen ebenso
großen wie treuen Freundeskreis aufgebaut. Die bunte Mischung aus
unterhaltsamer und hochklassiger Kleinkunst setzt einfach Maßstäbe.
Der Vorverkauf läuft bereits und bietet damit die Chance, die
Eintrittskarten unter den Weihnachtsbaum zu legen.

Den Anfang macht Helmuth Steierwald am Samstag, 18. Januar, im
"Brückenkopf". Steierwald gilt als der lustigste Lebensmittelchemiker
seit Dr. Oetker. Sein Programm vereinigt ungezügelte Stand-Up-Comedy
mit wissenschaftlichem Kabarett. Dabei blickt er über den Tellerrand
der gewöhnlichen Gesundheits- und Ratgeberliteratur hinaus. Er zeigt,
wo unser Leben von Chemie bestimmt ist. Denn eines ist klar: Chemie
ist Leben. Und in allen Lebenslagen ist ebenso klar: Die Chemie muss
stimmen. Dass dies bei Helmuth Steierwald der Fall ist, davon kann das
Publikum ausgehen. Die Veranstaltung findet in Kooperation mit dem KUZ
- Trägerverein Kulturzentrum Pumpstation e. V. statt.

Ein bekanntes Gesicht in der Hanauer Kultour-Reihe ist Sebastian
Pufpaff, der am Freitag, 24. Januar, im Congress Park Hanau unter dem
Motto "Wir nach" zu einer Reise in die Mitte des Humors einlädt. Denn
dort, so seine These, entspringt der Sinn des Lebens - das Lachen.

"Altern ist nichts für Feiglinge - jung bleiben !" ist der Titel des
aktuellen Programms von Monika Blankenberg, die als Fachfrau für den
gesunden und fröhlichen Alterungsprozess am Donnerstag, 30. Januar, im
Café Amadeo antritt, um mit unerschütterlichem Optimismus dem
Jugendwahn ein Ende zu setzen.

Der dritte Hanauer Comedy Slam setzt die Reihe Kultour am Samstag, 1.
Februar, im Brückenkopf fort. Das Publikum darf sich auf einen Abend
voller Überraschungen freuen. Moderiert von dem großartigen Comedian
Thomas Nicolai, ist dieser Wettstreit für alle Newcomer und Profis aus
der Comedy-, Kabarett- und Kleinkunstszene eine einmalige Gelegenheit,
sich zu präsentieren und neues Material zu testen. Bei diesem
Wettbewerb entscheidet der Applaus des Publikums, wer ins Finale
einziehen darf. Künstlerbewerbungen nimmt das Veranstaltungsbüro der
Stadt Hanau, Carola Odenwäller, veranstaltungsbuero@hanau.de,
entgegen.

Improvisations-Comedy und Kabarett steht am Sonntag, 16. Februar, auf
dem Programm, wenn Sascha Korf mit "Aus der Hüfte, fertig, los!" ein
wahres Feuerwerk der Sprache entzündet. Der Wahl-Kölner tritt im
entgegen der ursprünglichen Ankündigung im Café Amadeo den Kampf gegen
das Verstummen im Zeitalter der Statusmeldungen und Emojis an. Die
fürs Café Central ausgewiesenen Karten behalten ihre Gültigkeit.

Gewohnt bayrisch, spitzbübisch und äußerst schwarzhumorig - so ist das
brandneue Programm "Löwenzahn" von Helmut A. Binser. Voller Tatendrang
nimmt er sich am Donnerstag, 27. Februar, im Café Amadeo der
Lebensmitte an, die mit 40 erreicht wird. Denn gerade im Hochsommer
des Lebens gibt es viel zu tun.

"Meschugge" ist laut Duden umgangssprachlich und steht für verrückt.
Und Menschen, bei denen es im Kopf nicht ganz rund läuft, gibt es
zuhauf - in der Fußgängerzone ebenso wie im Supermarkt, im Bus ebenso
wie im Café. Frank Fischer hat sie alle beobachtet und daraus sein
neues Programm gestrickt. Wer sich gemeinsam mit ihm die Frage stellen
will, wer eigentlich die Normalen sind, kann dies am Sonntag, 15.
März, machen. Die Veranstaltung findet allerdings - anders als
ursprünglich angekündigt - im Café Amadeo statt. Bereits gekaufte
Karten behalten auch hier ihre Gültigkeit.

Jo van Nelsens Karriere begann 1989 mit einem wahren Paukenschlag:
Sein Dancefloorhit "Ich bin so wild nach deinem Erdbeermund" war 18
Wochen in den deutschen Charts. Bis heute ist es ein Club- und Radio-
Hit auf der ganzen Welt. "Der Erdbeermund" ist aus der deutschen
Popgeschichte nicht mehr wegzudenken. Zum 30jährigen Jubiläum des Hits
und seiner Karriere erinnert sich Jo van Nelsen mit seinem Pianisten
Bernd Schmidt am Donnerstag, 26. März, im Café Amadeo an seine Anfänge
und hebt so manchen Schatz aus seinen Bühnenauftritten der letzten 30
Jahre in einem sehr persönlichen Cross-Over-Programm.

Im Comoedienhaus Wilhelmsbad heißt es am Freitag, 3. April, "Ruscher
hat Vorfahrt". Scharfzüngig, intelligent, aber charmant hinterfragt
Deutschlands Kabarett-Lady Barbara Ruscher den Selbstoptimierungswahn
unserer Gesellschaft und ist dabei immer eine Spur voraus. Vor keinem
Thema schreckt sie zurück und geht mit viel Charme und satirisch
intelligentem Biss gesellschaftsaktuellen Fragen nach.

Musikkabarett vom Feinsten gibt es am Donnerstag, 23. April, wenn
Markus Kapp singend Tabularasa macht im Tohuwabohu der Themen unserer
Zeit. In stürmischen Zeiten, wenn das Wasser bis zum Hals steht,
stellt sich die Frage, ob wir nur Treibgut im Meer der
Belanglosigkeiten sind oder das Steuer selbst in die Hand nehmen
wollen.

Mit dem "Ernsthaften Bemühen um Albernheit" geht die Reihe Kultour am
Sonntag, 10. Mai, in die Sommerpause. Christoph-Maria Herbst und
Moritz Netenjakob lieben feine Satire, schnelle Rollenwechsel und
Loriot. An diesem exklusiven Abend im Comoedienhaus Wilhelmsbad
plaudern sie nicht nur über ihre Leidenschaft für intelligenten Humor,
sondern geben dem Publikum auch jede Menge Kostproben satirischer
Schreibkultur.

Alle Veranstaltungen im Café Amadeo beginnen um 20.30 Uhr. Im
Comoedienhaus Wilhelmsbad und im Congress Park Hanau hebt sich der
Vorhang bereits um 20 Uhr. Einlass ist immer ab 19 Uhr. Karten zu
allen Veranstaltungen der Reihe Kultour gibt es im Hanau Laden, Am
Freiheitsplatz 3, bei der Volksbühne Hanau, Nürnberger Straße 2, sowie
bei allen anderen bekannten Vorverkaufsstellen.

Das "Kleinkunst-Abo", das allerdings nur direkt beim
Veranstaltungsbüro gebucht werden kann, bietet die Möglichkeit, einen
Preisnachlass von 20 Prozent zu bekommen, wenn man Tickets für
mindestens sieben Veranstaltungen kauft. Als Zugabe gibt es pro Abo
ein Feierabendticket, mit dem man nach Aktivierung in den Tiefgaragen
und Parkhäusern der Hanauer Parkhaus GmbH zwischen 18 und 8 Uhr an 30
aufeinanderfolgenden Tagen kostenfrei parken kann. Informationen und
Buchung sind unter der Telefonnummer 06181/ 6686092 oder per Email
unter veranstaltungsbuero@hanau.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.12.19

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1320: Cuxhaven - "Romeo & Julia" von William Shakespeare, 13.01.2020


Stadt Cuxhaven

"Romeo & Julia" von William Shakespeare



Am Montag, 13. Januar 2020 um 20 Uhr, erwartet Sie eine der größten
Liebesgeschichten im Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr. 21, 27472
Cuxhaven.

In diesem Klima siedelt William Shakespeare Ende des 16. Jahrhunderts
seine Geschichte von Romeo und Julia an: Die Bewohner Veronas leben in
der Atmosphäre einer aggressiven Anspannung. Sie reagieren impulsiv
und schlagen genauso schnell zu wie sie sich verlieben, sie sind wenig
einfühlsam oder überlegt und sie agieren wechselhaft und mit großer
Emotionalität. Fünf Menschen, die unsere Zeitgenossen sein könnten und
die unter den krankhaften Symptomen von Überforderung, Leistungsdruck
und dem Zwang zur permanenten Selbstoptimierung leiden, treffen in
einem Sanatorium aufeinander. Das Klima zwischen ihnen ist ähnlich wie
in Shakespeares Verona aufgeladen von aggressiver Anspannung und
verdrängten Ängsten. Mit dem Spielen von Shakespeares "Romeo und
Julia" sollen sie wieder Zugang zu ihren verschütteten Gefühlen
finden. Nach und nach identifizieren sich die fünf immer mehr mit
Shakespeares Dramenfiguren. Indem sie deren Konflikte ausagieren,
entdecken sie ihre eigenen Bedürfnisse und Möglichkeiten und
entwickeln ein Ventil für ihre verdrängten Emotionen.

Zu dem Stück findet um 19:00 Uhr eine Einführung im Foyer des
Stadttheaters statt.

Im Vorverkauf sind keine Karten mehr erhältlich. Eventuell zurück
gegebene Eintrittskarten erhalten Sie am Veranstaltungsabend ab 19:00
Uhr an der Abendkasse im Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.20

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1319: Cuxhaven - "Monsieur Claude und seine Töchter", Theateradaption von Stefan Zimmermann, 19.01.2020


Stadt Cuxhaven

"Monsieur Claude und seine Töchter" Theateradaption von Stefan
Zimmermann



Am Sonntag, 19. Januar 2020 um 19:00 Uhr, lernen Sie Monsieur Claude
im Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr. 21, in 27472 Cuxhaven kennen und
lieben.

Claude ist Notar, stockkonservativer Gaullist und erzkatholisch. Er
hat vier erwachsene Töchter. Drei davon ehelichen zu Claudes Leidwesen
Männer, die zwar Franzosen, aber allesamt keine Katholiken sind. Adèle
ist mit dem erfolglosen jüdischen Geschäftsmann Abraham verheiratet,
Isabelle hat sich den Muslim Abderazak ausgesucht, und Michelle wurde
die Frau des Bankers Chao Ling. Claudes letzte Hoffnung ruht auf
Laura, seiner jüngsten Tochter. Und so ist er entzückt, als Laura
ankündigt, sie werde den katholischen Schauspieler Charles heiraten -
zumindest so lange, bis er den vierten Schwiegersohn zu Gesicht
bekommt ...

Zu dem Stück findet um 18:00 Uhr eine Einführung im Foyer des
Stadttheaters statt.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Hauptrolle des Monsieur Claude
nicht wie bisher vorgesehen der bekannte Schauspieler Pavel Fieber
spielen kann. Aus gesundheitlichen Gründen wird er an der aktuellen
Tour nicht teilnehmen können. Man hat aber den bekannten ZDF-Star
MICHEL GUILLAUME ("SoKo München") für die Hauptrolle in "Monsieur
Claude und seine Töchter" gewinnen können.

Im Vorverkauf sind keine Karten mehr erhältlich. Eventuell zurück
gegebene Eintrittskarten erhalten Sie am Veranstaltungsabend ab 18:00
Uhr an der Abendkasse im Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.20

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





MELDUNG/391: Kommentar - Flammeninferno im Krefelder Affenhaus (TSB)


Deutscher Tierschutzbund - 2. Januar 2020

Kommentar

Flammeninferno im Krefelder Affenhaus



Anknüpfend an die Forderung nach Tierschutzzonen in der Silvesternacht rund
um Gebäude mit Tierhaltung, wie Tierheime, Zoos und landwirtschaftliche
Ställe kommentiert Thomas Schröder, Präsident Deutscher Tierschutzbund, die
aktuelle Entwicklung zur Tragödie im Krefelder Zoo:

"Das ist eine unfassbare Tragödie, für die Tiere, aber auch für alle
Tierfreunde. Die Personen, die das Feuer verursacht haben, müssen dafür
auch ohne wenn und aber zur Rechenschaft gezogen werden.

Es bleiben aber Grundsatzfragen als Lehre aus der Tragödie, die davon
unabhängig ausführlich betrachtet werden müssen. Nach Aussagen in der
Pressekonferenz waren in dem Affenhaus keine Brandmelder installiert, weil
die nach Baurecht für solche Altbauten nicht vorgeschrieben seien und
Rauchmelder durch die hohe Staubbildung ständige Fehlalarme auslösen
würden. Nach dieser Katastrophe muss das kritisch hinterfragt werden, denn
die meisten Zooanlagen sind Altbauten. Es gilt nun, das Baurecht eilig zu
verschärfen und bestehende Tiergehege zu überprüfen und nachzurüsten.
Neubauten dürfen nur genehmigt werden, wenn Brandschutz gewährleistet wird.

Der Zoodirektor und auch der Oberbürgermeister haben sich spontan dazu
bekannt, das Haus neu bauen und erneut Menschenaffen halten zu wollen. Bei
allem Verständnis der ersten Emotion: Menschenaffen gehören in keine
Zoogefangenschaft und daher raten wir, dass die Verantwortlichen nochmals
intensiv beraten, ob der Krefelder Zoo den Weg - wieder - gehen will. Wir
raten davon ab."

 * 

Quelle:

Kommentar des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 2. Januar 2020

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AKTION/706: "Gorleben muss raus!" - Volles Programm 2020 (BI Lüchow-Dannenberg)


Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 1. Januar
2020

"Gorleben muss raus!" - Volles Programm 2020



Mit dem traditionellen Neujahrsempfang startete die Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg (BI) ins 43ste Protestjahr. Die
Kundgebung an den Atomanlagen hat sich immer mehr zu einem Magneten
entwickelt: zu einem persönlichen und politischen Austausch folgten
über 100 Menschen dem Aufruf der BI.

Elisabeth Hafner-Reckers, die 2. Vorsitzende der BI, ließ kurz Revue
passieren, welche Ereignisse im Jahr 2019 bestimmend waren. So hatte
der niedersächsische Umweltminister Olf Lies bei einem Besuch des
Zwischenlagers die Entlassung aus dem Atomrecht, das heißt die Aufgabe
der umstrittenen und in die Jahre gekommenen
Pilotkonditionierungsanlage (PKA) in Aussicht gestellt.

"Die eine Mauer fiel, die andere kommt 18 Monate nach einer
Genehmigung nicht", sekundierte BI-Sprecher Wolfgang Ehmke und verwies
auf den Abriss der festungsähnlichen Mauer rund um das sogenannte
Erkundungsbergwerk Gorleben auf der einen Seite, während der Bau einer
zusätzlichen Schutzmauer rund um die 'Kartoffelscheune', wie die
Atomkraftgegner*innen das Castorlager wegen seiner geringen
Wandstärken nennen, immer noch auf sich warten lässt.

Und schließlich hatte der niedersächsische Ministerpräsident Stephan
Weil bei seiner Sommerreise, die ihn ins Rundlingsdorf Lübeln führte,
seine Einschätzung wiederholt, dass der Salzstock Gorleben, ginge es
mit 'rechten Dingen' zu, bei einem vergleichenden Suchverfahren als
Endlagerstandort nicht in Frage käme.

Vor den mehr oder minder erfolgreichen Versuchen, die Atomkraft im
europäischen Kontext als 'grüne Energie' zu deklarieren, warnte der
BI-Vorsitzende Martin Donat. Europaweit seien Polen und Frankreich der
Motor für diese Grünfärbung einer gefährlichen Energienutzung. Hier
sei trotz Freude über die Stilllegung des AKW Philippsburg-2 zum
Jahresende 2019 enorm viel Überzeugungsarbeit zu leisten.

Im dritten Quartal 2020 könne es nun für Gorleben erstmalig spannend
werden. Bekanntlich wird die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE)
nach der Auswertung geologischer Daten einen 'Zwischenbericht'
vorlegen, um erstmalig Regionen von der Endlagersuche auszusortieren.
Man stelle sich bereits auf die dann folgenden Teilgebietskonferenzen
ein, zumal mit Waddekath und Sülze-Gumte Salzstöcke in unmittelbarer
Nähe liegen, die als mögliche Endlager gehandelt werden.

Mit großer Aufmerksamkeit verfolge man das 'Gorleben-Kapitel', denn
das Standortauswahlgesetz (StandAG) mache es möglich, dass der
Salzstock Gorleben-Rambow bereits in dieser Phase aus dem Rennen ist,
weil neben den Mindestanforderungen auch die Ausschluss- und
Abwägungskriterien angewendet werden. Die Hoffnung der
Gorleben-Gegner*innen: dass mit der umstrittenen Störungszone,
vertikalen Verschiebungen wie dem Einbruchsee in Rambow und dem miesen
Deckgebirge das Gezerre um Gorleben ein Ende findet.

"Wir mischen uns verbalargumentativ und demonstrativ ein, denn wir
wissen, dass die Aufgabe Gorlebens letztendlich ein Politikum ist", so
BI-Sprecher Wolfgang Ehmke.

 * 
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KLIMA/736: Antarktis - immanente Abflußbeschleunigung ... (SB)




Binnen drei Wochen im August, September 2019 kam es in der
Stratosphäre über der Antarktis zu einer Erwärmung um 40 Grad C.
Während so ein Phänomen auf der Nordhalbkugel rund alle zwei Jahre
auftritt, hatte man es auf der Südhalbkugel bislang nur einmal zuvor
im Jahr 2002 registriert. Die gegenwärtige Hitzewelle, verheerenden
Buschbrände und starken Winde in Australien gelten als eine direkte
Folgewirkung dieser "plötzlichen stratosphärischen Erwärmung".

In der medialen Berichterstattung über die Buschfeuer fand bisher
wenig Beachtung, daß Teile der Antarktis demselben klimatischen
Einfluß ausgesetzt sind wie Australien. Deshalb ist auf dem sechsten
Kontinent mit einem verstärkten Verlust des Meereises und daraufhin
einem beschleunigten Gletscherabfluß zu rechnen. Mit dem Klimawandel
hat das Phänomen anscheinend nichts zu tun, aber nicht auszuschließen
ist, daß dessen Folgen durch solche Ereignisse verstärkt werden.

Bereits am 6. September 2019 sagte eine Forschergruppe des Australian
Bureau of Meteorology überdurchschnittliche hohe Temperaturen und
geringere Niederschläge über Teilen der östlichen australischen
Bundesstaaten New South Wales und Queensland voraus. Die
Modellrechnung hat sich als überaus treffsicher erwiesen. Australien
brennt. [1]

Vergleichbar mit der Arktis existiert auch über der Antarktis in der
oberen Atmosphäre (Stratosphäre), die dort ab etwa acht Kilometer
Höhe beginnt, zeitweilig ein polarer Jetstream, auch Polarwirbel
genannt. In ihm wehen die Winde mit bis zu 200 Stundenkilometern von
West nach Ost im Kreis. Die Windströmung entsteht aufgrund der
Temperaturdifferenz zwischen der kalten antarktischen Eismasse und 
dem vergleichsweise wärmeren Südlichen Ozean und wird auch von
geographischen Besonderheiten wie Gebirgen modifiziert. Im Frühjahr
erwärmt sich die antarktische Landmasse allmählich und schwächt den
Polarwirbel, ein Vorgang, der sich normalerweise über mehrere Monate
erstreckt. Aber der eben auch binnen weniger Tage oder Wochen
ablaufen kann, wenn Luftmassen aus der unteren Atmosphäre
(Troposphäre) in die Stratosphäre vorstoßen. Dort stören sie die
westlichen Winde, unterbrechen sie und bringen sie manchmal sogar zur
Umkehr in die Gegenrichtung, was im vergangenen Jahr eingetreten ist.
[2]

In Folge einer Plötzlichen Stratosphärischen Erwärmung wird die
westliche Windströmung der Südhalbkugel etwas nach Norden verlagert,
was zur Folge hat, daß vor allem im Südosten Australiens weniger
Niederschlag fällt und sich diese Region stärker erwärmt. Wohingegen 
Tasmanien, Neuseeland und die Spitze Südamerikas kalt und naß werden. 
Die aktuelle Brandkatastrophe und wochenlange Hitzewelle in
Südostaustralien sind genau das, was zu erwarten war.

In Australien entstehen zwar immer wieder Hitzewellen, und jedes Jahr
brennt es dort mit teils verheerenden Folgen, aber was sich zur Zeit
abspielt, hat man in diesem Ausmaß bisher nicht erlebt. Womöglich hat
das mit dem zeitlichen Zusammentreffen mit einem anderen Klimaphänomen
zu tun, das in der Vergangenheit Australien Hitze und Trockenheit im
Frühjahr gebracht hat, dem sogenannten Indischer Ozean-Dipol. In den
Jahren, in den dieser als "positiv" bezeichnet wird, erfährt
Australien ein trockenes und warmes Frühjahr (dann ist auf der
Nordhalbkugel Herbst). Und tatsächlich wird von den aktuellen
Buschfeuern gesagt, daß sie außergewöhnlich früh eingesetzt haben.

Von größerer Bedeutung für die Antarktis ist jedoch die Plötzliche
Stratosphärische Erwärmung mit der Abschwächung der westlichen Winde.
Denn dadurch gelangt vermehrt wärmeres Meerwasser an und unter die
antarktischen Schelfeisgebiete der Westantarktis. Betroffen sind
insbesondere das östliche Rossmeer und die westliche Amundsensee. In
letztere münden einige der am schnellsten schmelzenden Gletscher des
südlichen Kontinents. So ist der Massenverlust des in die Amundsensee
fließenden Thwaites-Gletschers für vier Prozent des globalen
Meeresspiegelanstiegs verantwortlich.

Warme Meeresströmungen sorgen in der Westantarktis bereits in
"normalen" Jahren dafür, daß die Grundlinie der Gletscher, also der
Bereich, wo die Gletscher mit Land verbunden sind und noch nicht als
Schelfeis auf dem Meer schwimmen, immer weiter ins Landesinnere
verlegt wird. Ein Vorgang, der mit einer beschleunigten
Gletscherschmelze einhergeht. Die Forschung rechnet damit, daß im
Zuge des gegenwärtigen Klimawandels die westantarktischen Gletscher
einen Schwellenwert überschritten haben und vollständig abschmelzen
werden, woraufhin der Meeresspiegel um mehrere Meter steigen wird.
Das Phänomen der Plötzlichen Stratosphärischen Erwärmung ist zwar nur
ein seltenes Einzelereignis, durch das sich das Klima nicht auf
einmal ändert. Doch in dem gegenwärtig offenbar sehr empfindlichen
Wechselwirkungsverhältnis zwischen Meerwasser, Luft und Gletscher
könnte so ein kleiner "Schubs" vielleicht doch etwas bewirken.
Berichte über größere Abbrüche von Schelfeis in der Westantarktis im 
Laufe dieses Jahres wären ein Hinweis auf diese Vermutung.

Ein Grund mehr, nicht das "Pflichtziel" des Pariser Übereinkommens, die 
Erderwärmung auf unter zwei Grad Celsius gegenüber der 
vorindustriellen Zeit zu begrenzen, sondern das "Wunschziel" zum 
Maßstab zu nehmen und die Temperatur nicht um mehr als 1,5 Grad C 
steigen zu lassen. 


Fußnoten:

[1] https://www.nature.com/articles/d41586-019-02985-8

[2] https://www.stuff.co.nz/science/115841066/extremely-rare-stratospheric-warming-shows-no-sign-of-ending
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